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England steht am Scheidewege. Wie alle Länder der Erde von der 
Weltwirtschaftskrise erfaßt, in allen Teilen seines Reiches im Ab- 
wehrkampf gegen zersetzende Tendenzen begriff: 

diesen Monat in London die Reichs- und 


ale AuTi 


konferenz ab. Es gilt den Bestand oder di 


Werden die politischen 


Britain oder die geographi 


{ 


die Entscheidung bringen 


ERICH OBsrt: 
Ei keslukung aus Europa und Afrika 


Die Abkehr von der bürgerlichen Regierungskunst. — Innen- und außenpolitische Folgerungen. — 
"Drang des deutschen Volkes nach Freiheit und Gerechtigkeit. — Minderheitenproblem, Völker- 
"bund und Paneuropa. — Das Ideal des Nationalstaates eine Gefahr für den Frieden. — 
Reformierung der Nationalitätenstaaten. — Unterminierung der Grundfesten des tschecho- 
‚slowakischen Staates durch Tschechisierung der Deutschböhmen. — Die Vergewaltigung der 

nderheiten als Wurzel des italienisch-südslawischen Gegensatzes. — Der Panslawismus zer- 
rt die italienisch-tschechoslowakische Freundschaft. — Niederwerfung der Kurdenaufstände. — 
'Fethi Bey gegen Ismet Pascha. — Vollendung der Bahn Angora—Siwas und weitere türkische 


Bauprojekte. — Die „verwaltungstechnische Zusammenfassung“ Deutsch-Ostafrikas mit den an- 
grenzenden englischen Kolonien. — Die betrügerische Liquidation deutschen Privateigentums in 
= Deutsch-Ostafrika. — Wo bleibt der Protest der deutschen Regierung? 


Die diesmalige Berichterstattung steht im Zeichen beängstigender Unruhe im 
‚gesamten Bereich des abendländischen Kernraumes. Eine „Weltsensation“ nennt 
‚die D.A.Z. mit Fug und Recht den Ausgang der deutschen Reichstags- 
"wahlen. Die Stärkung des bürgerlichen Flügels ersehnte Brüning und scheute, 
"um dieses Ziel zu erreichen, vor einer Auflösung des Parlaments in hochkritischer { 
‚Zeit nicht zurück. Ein lawinenhaftes Anschwellen der Nationalsozialisten von 12 
‚auf 107 Mandate — gänzlich unerhört und einzigartig in der bisherigen Geschichte 
‚des deutschen Parlamentarismus — war die Antwort. Man mag nachträglich von 
„radikalen Protestwahlen“ sprechen, man mag recht haben mit dem Hinweis 
darauf, daß weit mehr als die Hälfte der nationalsozialistischen Wähler durch 
ihre Stimmabgabe bloß die Vielzahl der sich gegenseitig begeifernden, lässig 
‚arbeitenden bürgerlichen Parteien ablehnen, nicht das Programm der National- 
sozialisten bejahen wollte; in jedem Falle hat die Brüning-Regierung eine schwere 
Niederlage erlitten, und die Möglichkeiten einer aktionsfähigen Regierungsbildung 
auf parlamentarischer Grundlage sind schlechter denn je. — Das Ausland 
ersten Augenblick über diesen Ausgang tief bestürzt, hat sich allmählich wieder 
beruhigt. Man vertraut draußen dem ruhigen, Radikalexperimenten abholden 
Sinne der Mehrheit des deutschen Volkes und rechnet mit dem Wiederkommen 
‘der großen Koalition, die bei Anschluß der Wirtschaftspartei über eine Mehrheit 
von 21 Stimmen verfügen würde. Es ist nicht ausgeschlossen, daß sich diese Er- 
wartung erfüllt; der sehr starke Druck der radikalen Flügel aber wird die Regie- 
rungsparteien in jedem Falle nötigen, innerpolitisch und außenpolitisch ziel- 
bewußter und energischer als bisher zu arbeiten. Die deutsche Finanzpolitik, die 
Sozialfürsorge und Behandlung des Arbeitslosenproblems, die Neugliederung des 
Reiches u. a. m. sind Fragen, die im Hinblick auf die radikalen Flügel nicht bloß 
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diskutiert, sondern schleunigst von Grund auf angepackt und gelöst werden 
müssen, wenn anders die Mitte die ihr jetzt gewährte letzte Atempause nicht 
ungenutzt verstreichen lassen will. Das gleiche gilt von den außenpolitischen 
Fragen, dem Tributproblem, der fortwährenden Erschwerung deutschen Impeorts, 
den Grenzproblemen namentlich im Osten, dem Schutz der deutschen Min- 
derheiten (Memelskandal!) u. a. m. Das deutsche Volk hat einem Stresemann 
gegenüber Gefolgstreue bekundet, weil er die deutschen Belange in jedem Falle 
zu wahren wußte und Schritt für Schritt dem deutschen Freiheitsbegehren die Bahn 
ebnete. Die Leisetreter, die sein Erbe übernahmen, lehnt das deutsche Bürgertum 
ganz energisch ab. Es will, daß das Ausland den unbeugsamen Willen des deutschen 
Volkes nach Freiheit und Gerechtigkeit deutlicher vernehme, als es in letzter Zeit 
durch die verantwortlichen Staatsführer geschah. Deshalb ging das Bürgertum 
und die Jugend — denn so liegen die Dinge doch in Wirklichkeit — mit fliegen- 
den Fahnen zum Nationalsozialismus über. Brüning und seine Mitarbeiter werden 
gewiß Ohren haben, um zu hören. Verschließt sich die Mitte auch jetzt weiter- 
hin dem Drang des deutschen Volkes nach Freiheit und Gerechtigkeit, so verdient 
sie nichts anderes, als am Ende von dem Radikalismus, namentlich dem von 
rechts, fortgefegt zu werden. 

In Genf steht das Minderheitenproblem durchaus im Vordergrund. 
Minderheitenkongreß und Völkerbund ringen danach, die für Europa doch 
tatsächlich schlechterdings unmögliche Assimilationstheorie endgültig zu über- 
winden und ein Recht der Minderheiten zu schaffen, ohne welches von dauer- 
haftem Frieden in Europa nicht die Rede sein kann. Im engsten Zusammenhang 
damit steht das Paneuropaproblem, das Briand auf seine Weise zu lösen ver- 
suchte. Unendlich wenig ist mit einer Union der europäischen Regierungen er- 
reicht; was wir brauchen, ist eine Union der europäischen Völker, und eine 
solche ist ohne vorherige eindeutige und gerechte Lösung der Minderheitenfrage 
unter keinen Umständen möglich. Daß die Nationalitätenstaaten, namentlich die 
von Versailles Gnaden, sich dagegen wehren, erscheint nicht ganz unbegreiflich. 
Aber es hilft alles nichts. Wem es Ernst ist um den Frieden und die sichere 
Zukunftsentwicklung Europas, der muß den politischen Nationalegoismus über- 
winden. Europa ist auf Grund seiner Kulturentwicklung nicht dazu angetan, auf 
seinem Boden durchweg das Ideal des Nationalstaates zu verwirklichen. Statt 
dessen gilt es, die unvermeidbaren Nationalitätenstaaten so zu reformieren, daß 
jedem Volkstum die ungehemmte Kulturentwicklung und eine seiner Stärke ent- 
sprechende gerechte Einflußnahme auf die Staatsangelegenheiten gewährleistet 
wird. Erst wenn dieses Ziel allenthalben erreicht sein wird, erst wenn die ver- 
schiedenen Völker sich achten und verstehen gelernt haben werden, kann auf 
völkischer — nicht bloß auf staatlicher — Basis der Grund zu Paneuropa gelegt 
werden. Das Minderheitenproblem ist von grundlegender Wichtigkeit, weil es, 
wie die Dinge nun einmal in Europa liegen, nicht nur ein innerstaatliches, 
sondern in eben dem Maße ein zwischenstaatliches Problem darstellt. Ein rein 
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‚staatlich fundiertes Paneuropa kann als Ausfluß konstruvistischer Politik niemals 
wirkliche Lebenskraft besitzen; der Weg organischen Wachstums führt über die 
Völker, über wahrhaftes Minderheitenrecht und pannationale Organisationen. 
Letztere und nicht die jetzigen Staaten werden sich als tragfähige Bausteine des 
"Paneuropagebäudes erweisen. Wann werden die Staaten einsehen, daß sie selbst 
um so ehrlicher bejaht und demnach um so mehr gefestigt werden, je mehr jeder 
Europäer seines national-kulturellen Daseins sicher sein und, wo es nach Lage 
der Dinge nötig ist, über die staatlichen Grenzen hinaus mit seinen Konationalen 
in unbeschränktem kulturellen Kontakt leben kann? 

Wir schreiben diese Zeilen in Brünn und erleben hier eine gute Illustration zu 
obigen Thesen. In Lundenburg, der Grenzstation zwischen Wien und Brünn, sämt- 
liche Aufschriften nur tschechisch und französisch (!), obgleich keiner der dortigen 
Beamten auch bloß eine Silbe französisch versteht. Auf dem Bahnhof in Brünn nur 
tschechische Aufschriften, die Straßenschilder in der Stadt, die Schilder der elektrischen 
Straßenbahn usw. nur tschechisch. Dazu die entsprechende Schul- und Theaterpolitik, 
Agrarreform usw. Kann unter diesen Umständen ein aufrechter Deutschböhme ehr- 
lichen Herzens den Staat bejahen? Kann er von Liebe zu diesem Staat erfüllt sein, der 
schon in seinem Namen die Unterdrückung des Deutschtums dokumentiert, indem 
er die slowakische Minderheit ausdrücklich nennt, die zahlenmäßig weit größere und 
wirtschaftlich unverhältnismäßig viel leistungskräftigere deutsche Minderheit ein- 
fach totschweigt? Wir hörten hier nichts von einem Verlangen der Deutschböhmen, 

"aus der Tschechoslowakei auszuscheiden und sich etwa Deutsch-Österreich oder dem 
-Reiche anzuschließen. Wovon aber gesprochen wurde mit heiligem Ernst, das ist, 
daß die unwürdigen Tschechisierungsbestrebungen aufhören müßten, daß man 
die Deutschböhmen in ihrer alten deutschen Kulturart ungehemmt sich ausleben 
lassen solle, selbstverständlich in inniger geistiger Fühlungnahme mit der gesamten 
deutschen Nation, daß den Deutschböhmen in der Gemeinde- und Staatsverwaltung 
der Einfluß eingeräumt werden müsse, auf den sie kraft Zahl und Leistung An- 
spruch haben. Von den wüsten Krawallen in Prag, die wir in den beiden ent- 
scheidenden Tagen an Ort und Stelle miterlebten, braucht hier nur kurz berichtet zu 
werden, da die Tagespresse ausführliche Schilderungen gebracht hat. Es war gerade- 
zu unerträglich, der Deutschenhetze eines Straßenpöpels ausgeliefert zu sein, dessen 
Verbohrtheit und kindische Wut keine Grenzen kannte. Viel zu spät schritt die Polizei 
ein, kein Wunder angesichts der Haltung des Prager Bürgermeisters, der die Stirn 
hatte, die „würdigen Demonstrationen zur Wahrung des tschechischen Charakters von 
Prag“ ausdrücklich gutzuheißen. Ahnt man in Prag noch immer nicht, daß man bei 
aller vermeintlichen tschechischen Klugheit und Folgerichtigkeit die Fundamente 
dieser Republik untergräbt, sofern man die Menschenrechte der großen und 
wichtigen deutschen Minderheit weiterhin mit Füßen tritt? Sieht man nicht ein, 
daß das Deutsche Reich, weitaus der wichtigste Kunde der tschechoslowakischen 
Wirtschaft, unter solchen Verhältnissen bei allem guten Willen kein freundschaft- 
liches Verhältnis zum tschechoslowakischen Staat gewinnen kann? — Und so wie 
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hier oder gar noch schlimmer sieht es doch in ganz Zwischeneuropa aus. Allent- 


halben rennt man dem Phantom eines für alle Zeiten unmöglichen National- 
staates nach, statt sich darauf zu besinnen, daß man ein Österreich-Ungarn im 
Kleinen ist und, will man nicht dem gleichen Schicksal wie das Habsburger 
Reich verfallen, das Minderheitenproblem ehrlich im Geiste des kulturellen Selbst- 
bestimmungsrechtes lösen muß. 

Mangelhafte Berücksichtigung der Minoritäten ist im Grunde die Ursache für 
die erneute schwere Verschärfung: des italienisch-jugoslawischen Ver- 
hältnisses. Vier Slowenen wurden vom italienischen Sondergericht in Triest 
wegen Umtriebe gegen den italienischen Staat zum Tode verurteilt und erschossen. 
Dem Buchstaben nach mögen die italienischen Richter Recht haben, denn die 
vier Slowenen haben ein Attentat gegen die italienische Herrschaft geplant und 
haben hierbei Unterstützung von jenseits der Grenze erhalten. Aber darf man 
gerade hier nicht von einer tragischen Schuld sprechen, für die eine mildere 
Sühne am Platze gewesen wäre? Die Verhältnisse an der italienisch-jugoslawischen 
Grenze sind schlimmer, als sie es je vor dem Kriege an irgendeiner Grenze 
waren. Unterdrückung des‘ Volkstums hüben wie drüben und französische 
Machenschaften dazu. Kein Wunder, daß daraus ein Haß geboren worden ist, 
der eine sehr ernste Friedensbedrohung darstellt. Und die Wunde frißt sich 
weiter und vergrößert ständig den Gefahrenbereich. Panslawistische und politische 
Empfindungen haben nun auch die tschechische Öffentlichkeit in höchste Er- 
regung versetzt. Auf dem Spielberg von Brünn stehen noch die Denkmäler, die 
die tschechisch-italienische Freundschaft verherrlichen und verewigen sollen. Sie 
nehmen sich seltsam aus in einer Zeit, wo in der tschechischen Presse ein 
wütender Artikel gegen Italien nach dem andern erscheint, wo in Prag die Masse 
vor die italienische Gesandtschaft zieht und durch Steinwürfe eine Reihe von Fenster- 
scheiben zertrümmert, wo der italienische Gesandte Pedrazzi in Prag ernste Vor- 
stellungen zu erheben für notwendig erachtet! Und in Kärnten verfolgt man in 
tiefster Sorge das Wachsen von Haß und Wut zwischen Italien und Jugoslawien 
in der klaren Erkenntnis, daß mit den Österreich zur Verfügung stehenden 
machtpolitischen Mitteln eine Verteidigung der Neutralität für mehr als einige 
wenige Tage ein Unding ist. Selten hat man im schönen Kärntnerland die Be- 
deutung der italienisch-jugoslawischen Zange, die Gefahr, wider Willen Durch- 
gangs- und Kampfplatz zu werden, so stark gespürt wie eben Jetzt. 

In der Türkei ist die Kurdenaffäre in orientalischer Manier erledigt 
worden: Die durch den herannahenden Winter zum Abstieg vom Hochgebirge 
genötigten Aufständischen sind den türkischen Truppen in die Hände gefallen 
und erbarmungslos niedergemacht worden. — Im Verlauf der von Fethi Bey ins 
Leben gerufenen Oppositionsbewegung gegen den Erstminister Ismet Pascha ist 
es in Smyrna zu erheblichen Unruhen gekommen; eine Erschütterung der Macht- 
stellung Ismet Paschas wurde dadurch jedoch nicht bewirkt, im Gegenteil, Ismet 
Pascha scheint fester denn je im Sattel zu sitzen. Sehr zugute ist ihm die Tat- 
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sache gekommen, daß die Generaldirektion der türkischen Staatsbahnen Anfang 


_ September die Vollendung der 602 km langen Strecke von Angora — in 


£ 


der amtlichen türkischen Umschreibung nunmehr Ankara genannt — über 


 Kaisarie nach Siwas feiern konnte. Wird das Programm des nächsten Jahres 


‚ ebenso prompt durchgeführt, so erreicht die anatolische Hauptstadt den direkten 


Anschluß an die Schnellzugsstrecke von der Marmara (Skutari) nach Bagdad und 
Kairo, und außerdem wird die Nord-Süd-Verbindung Samsun—Amasia—Siwas— 
Kaisarie—Nigde—Adana—Mersina vollendet. Es bleibt dann nur noch der Anschluß 
Siwas—Erserum (300 km) übrig, um das vorläufige amtliche türkische Bahn- 
programm zu erschöpfen. Fürwahr eine ansehnliche Leistung des durch jahrzehnte- 
lange Kriege so unendlich hart mitgenommenen türkischen Volkes! 

Deutsch-Ostafrika spielte im Mandatsausschuß des Völkerbundes eine — wie 
wir fürchten — letzte und traurige Rolle. Die „verwaltungstechnische Zusammen- 
fassung“ des Mandatsgebiets Tanganyika (Deutsch-Ostafrika) mit den angrenzenden 
englischen Kolonien Kenia und Uganda wurde unter stillschweigender Billigung 
einstweilen zur Kenntnis genommen. Daß sich unser Außenminister Curtius mit 
dem Bericht des Mandatsausschusses einverstanden erklärte, statt sofort das Wort 
zu einem geharnischten Protest zu nehmen, wird dem durchschnittlichen Staats- 
bürger schlechterdings unverständlich bleiben. Aber wer von uns würde sich an- 
maßen, sich hinsichtlich politischer Weisheit und außenpolitischer Energie mit dem 
hohen Auswärtigen Amt messen zu wollen! 

Gerade jetzt hätte sich eine gute Gelegenheit geboten, für Deutsch-Ostafrika 


' einzutreten, nachdem soeben der amtliche Bericht über die Verwaltung von 


Deutsch-Ostafrika im Jahre 1929 erschienen ist und darin die Liquidation 
deutschen Privateigentums in der alten Kolonie abschließend behandelt wird. Der 
Erlös für den rund 480000 ha ausmachenden privaten deutschen Bodenbesitz 
wird in der amtlichen Denkschrift der britischen Mandatsregierung mit rund 
26 Mill. RM. ausgewiesen, ein Betrag, der als geradezu lächerlich gering an- 
gesprochen werden muß. Eine vorsichtige deutsche Berechnung. beziffert den 
durchschnittlichen Wert des Hektars Pflanzungsland in Deutsch-Ostafrika auf 
Aoo RM.; die Engländer stellten einen Durchschnittswert von nur rund 60 RM. 
je ha in Rechnung. Engländer und Inder, die von den insgesamt 480 000 ha be- 
schlagnahmten deutschen Landes rund 350000 ha erwarben, haben fürwahr ein 
glänzendes Geschäft gemacht. Den Schaden aber einer solch unerhörten Verschleu- 
derung deutschen Besitzes trägt das Deutsche Reich, dessen Bürger nicht nur um 
rechtmäßigen Besitz in der einstigen Kolonie, sondern auch um die inzwischen 
eingetretene Wertsteigerung in Höhe von 100°/, betrogen worden sind. Bei einem 
realen Wert von nahezu 650 Mill. RM. ein effektiver Erlös von 26 Mill. RM.! 
Wann wird der Herr Reichsaußenminister diesen schändlichen Betrug als solchen 
öffentlich brandmarken? Was gedenkt der Völkerbund zu tun angesichts eines so 
ungeheuerlichen Verstoßes gegen Treu und Glauben, gegen die elementarsten An- 
standspflichten eines Treuhänders? U. A.w.g. (Abgeschlossen am 25. 9. 30.) 
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K. HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Wie weit sind China und Indien jäher Wendungen zum Kommunismus fähig? — Hilflosigkeit 
der Weltpresse gegenüber den geopolitischen Grundlagen des Problems. — Chinesischer roter 
Nachrichtenquerschnitt. — Wandelbarkeit des politischen Denkens in China (Lian — Chi — Chao). 
— Australische Rückschläge. — City einst und Wallstreet heute als ungleichwertige Druckmesser. — 
Chinesische Aufklärungsversuche gegenüber Europa. — Stärke der kommunistischen Bewegung in 
China. — Gegensatz Dewall—Aldrich über Möglichkeit von Hilfe in den Hungergebieten. 
Gegensatz zwischen Worten und Taten in China (Feng; Tehou in Genf). — Die geopolitischen 


Hintergründe der Unruhen in den indischen Nordwestprovinzen. — „Forward“ und „Close bor- 
der“-Theorie. — Afghanistans Verkehrserschließung und die Rückständigkeit der indischen 
Grenztheorie. — Rückwirkung auf Indien. — Neue Kanalprojekte in Kra. — Überlandlinie Kra— 


Siam— Franz. Indochina. — Zukunft von Emporien, wie Singapore, Shanghai, Hulutao. — Schwä- 

chung Nordchinas und Erstarkung der mandschurischen Sonderstellung. — Modern Mongolia. — 

Japans Änderung gegenüber der Bevölkerungspolitik. — Veränderung des Machtgleichgewichts 

im Fernen Osten dadurch angebahnt. — Stagnationsphasen? — Rückwirkung des „Sezessions- 

rechts“ aus dem Reichsverband auf die indopazifischen Teile des Britenreichs. — Bedeutung der 
Oktober-Reichskonferenz: ihre Sorgen! 


Wenn wir versuchen, einen Querschnittaus dem Schriftwechsel und Meinungs- 
austausch mit unsern Lesern, aus der angelsächsischen und romanischen Kolonial- 
presse, der sehr gut beobachtenden japanischen, der parteiverwirrten chinesischen 
und kommunistisch-zweckbestimmten russischen und der augenblicklich geknebel- 
ten indischen öffentlichen Meinung zu ziehen, und daraufhin zu prüfen, welche 
Vorgänge im indopazifischen Bereich geopolitisch die größte Aufmerksamkeit 
erregen, so sind es unzweifelhaft solche, die zeigen, wie weit China und Indien jäher 
Wendungen zum Kommunismus Moskauer Prägung fähig sind. 

Eine Reihe von hier eingefügten Spottbildern, aber auch die in dieser Richtung 
entfesselte Phantasie U. S. amerikanischer und kolonialbritischer Reportage, wie die 
Moskauer Tendenz zur Übersteigerung, zeigt uns die ganze Hilflosigkeit der 
Weltpresse gegenüber den geopolitischen Grundlagen des Problems. Von dieser 
Hilflosigkeit ist natürlich auch die Kolonialbürokratie angesteckt: die allerwenig- 
sten ihrer Mitglieder kommen dem raschen dynamischen Wandel nach. Man 
sollte es nicht für möglich halten, mit welcher geopolitischen Ahnungslosigkeit 
der Vorgänge um sich herum nicht nur Diplomaten, sondern auch die Chefs großer 
Handelshäuser — selbst unmittelbar beteiligter, durchaus nicht weit vom Schuß 
befindlicher! —, ein Menschenalter dahinleben können, ohne je zu erfahren, was 
dicht neben ihnen Missionäre, wie der kluge Stab der „Week“ (zur Strafe für ihre 
Erkenntnis inzwischen unterdrückt!), oder mit offenen Augen im Lande reisende 
Gewerkschaftler längst wissen, ohne es den blind dahin wandelnden „Residenten“ 
beibringen zu können. 

Wie ernsthaft man dagegen — nach dem Beispiel des Überfalls auf Changsha, 
(das sich an vielen Stellen wiederholen kann) — in den Kreisen der chinesischen 
Großwirtschaft die Lage betrachtet, beweist doch mehr, als alles papierene Be- 
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‚ruhigen, die Tatsache, daß die Hankau-Kaufleute in der Annahme des baldigen 
_ Eintreffens der Kommunisten dort bereits 5 Millionen $ zu deren Beschwichtigung 
gesammelt hatten, als am 5. 8. die Ankunft von 8 japanischen, 2 U. $. amerika- 
nischen, 2 britischen und 3 französischen Kriegsschiffen wohl mehr, als von Regie- 
„Fungstruppen und Schiffen aus Nanking das sehr wacklig gewordene öffentliche Ver- 
‚trauen des Yangtse-Emporiums Wuhan wieder etwas verfestigte. Aber in den 
Handstreichen auf Changsha und Tayeh (für Japan arbeitende Eisengruben), in 
‚der Aufrichtung eines Sowjetregimes für Kiangsi, Hunan und Hupe, der plan- 
mäßigen Bedrohung von Nanchang und Kiukiang wie Jchang zugleich, der 
Plünderung von Kiangsi mit einem Schaden von über 800 Mill. Mark, dem 
Menschenverlust Hunans von 3 Millionen steckt viel mehr Leitung und politischer 
Wille, als mit einer so planlosen Gegenwehr überwunden werden könnte, wie sie 
die Kolonialmächte, einschließlich Japans, aufbringen. 

Wir versuchen deshalb die Erfahrungen, die sich für Europa und ein von dessen 
unterdrückten Völkern immer wieder auch dort ins Auge gefaßtes Zusammenwirken 
mit den Sowjets und ihren panasiatischen Bestrebungen gewinnen lassen, von den 
rein örtlichen Erscheinungen in China und Indien abzudestillieren und eigens 
im nächsten Heft (XI) der „Geopolitik“ zusammen mit andern Lehren darzustellen. 
Abgesehen davon aber bleibt Örtliches von geopolitischer Bedeutung genug! 

Vor allem aber kann — gegenüber der immer noch in Europa landläufigen Vor- 

‚stellung von der Starrheit und Beständigkeit deı chinesischen Geschichte — gar 
nicht oft genug darauf hingewiesen werden, daß China schon zwei Riesen- 
- experimente bolschewistischer Art hinter sich hat, das des Philosophen Wang-an- 
shi unter der Sung-Dynastie als Sozialrevolution von oben, und das der Taiping, 
und daß es sich beide Male aus den Folgezuständen aus eigener Kraft nicht be- 
freien konnte, also in der weiteren Folge lange Perioden von Fremdgewalt über 
sich hat ergehen lassen müssen. Zur Unterstützung einer besseren Einsicht in 
chinesische Dynamik erscheint zur rechten Zeit ein kleines Buch von Lian-Chi- 
Chao über die Geschichte des politischen Denkens in China („History of Chinese 
political thought“, London, Kegan Paul Trench, Trubner & Co, 101/, Sh.), das von 
einer scharfen, aber sachkundigen Feder im Economist v. 30. 8. 30, $. 407, be- 
sprochen wird. Auf der einen Seite hat China von 540 bis 230 v. Chr. die Periode 
der streitenden Staaten ausgehalten und daneben — trotz dem zyklischen Rhythmus 
seiner Reichskonzentrationen und Entzweiungen — immer an seiner konstanten 
Ausdehnungsbewegung festhalten können, „ob es im Innern in Frieden oder Kampf 
mit sich selbst, im Gedeihen oder in Krieg und Hungersnot, in Elend oder Wohl- 
fahrt war“. „Immer will man nach Allem unter dem Himmel greifen.“ — 
„Man trifft schon auf China in Penang und Singapore und erkennt, daß die ge- 
schichtliche Sendung des Britenreichs in Malaya vielleicht das Legen der Grund- 
lagen einer chinesischen Äquatorialprovinz ist.“ „Dazu kommt nun Nationalismus 
und Klassenkampf aus dem Westen.“ Es ist etwas Wahres an der melancholischen 
Behauptung Lian-Chi-Chaos: „In den letzten zwei Jahrzehnten hat China versucht, 
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eine nach der andern von den politischen Einrichtungen Europas auf seinen Boden 
zu verpflanzen ... es war, wie ein Pflücken der Blumen eines Nachbars, um die 
sterbenden Zweige des eigenen Baumes zu verschönen!“, nur daß man dabei nicht 
immer gerade die Blumen erwischte! „Der wesentlichste Zug, der heute aus den 
zwieträchtigen Erträgen bürgerlicher Meinungsverschiedenheiten und anarchischer 
Bestrebungen in China hervortritt, ist jedenfalls, daß Alles unter dem Himmel aus 
seinem Gang gekommen, ins Taumeln geraten ist unter dem Einbruch der modernen 
Welt. Aus diesem Einbruch und den Wehen der Auflösung wird sicher eine Wieder- 
geburt kommen. Aber es bleibt nur übrig, zuzusehen, welchen Rückschlag, welche 
Folgen sie für die westliche Gesellschaft haben wird.“ Haben muß! 

Einer zeigt sich jedenfalls im pazifischen Bereich schon jetzt: das ist die Zurück- 
führung des australischen Arbeiterparadieses, des sozialen Erdteils (wie man 
ihn überschwenglich nannte), aus dem Zusammenbruch seiner Sozialinflation auf 
den Boden der Umwelt und der Wirklichkeit. Diese „heilsame, aber unschmack- 
hafte Aktion“ haben nun halbschäftig der Sendling des Londoner Anleihenmarktes 
(ohne den Australien seine überhöhte Lebenshaltung auf Pump nicht weiter durch- 
führen kann), Sir Otto Niemeyer, und ein von dieser unpopulären Aufgabe sehr 
peinlich berührtes Labourkabinett gemeinsam durchzuführen. An der Art, wie es ge- 
lingt, wird der mehr oder weniger freundliche Anteil Australiens an der britischen 
Reichskonferenz im Oktober hängen. „Australia faces the facts“ (Australien sieht 
den Tatsachen ins Gesicht) hat aber der „Economist“ (30. 8. 30., $. 394) 
vielleicht doch zu früh ausgerufen! „Strenge Sparsamkeit, harte Arbeit und 
niedrigere Lebenshaltung“, auf längere Zeit, sind ja gerade die im sozialen Erdteil 
am wenigsten beliebten Tugenden, die er nun auf wenigstens zwei Jahre entwickeln 
soll. Gewiß begegnen solche Krisen Australien und Neuseeland nicht zum 
erstenmal (1878!); und die Heimatwirtschaft regt einen Ausbau des Bankwesens 
„on imperial lines“ mit einer Zentralbank für jede Dominion, in enger Fühlung 
mit der Bank von England an. Das wäre gewiß eine Strukturhilfe gegen Wirtschafts- 
krisen des Imperiums auf weite Sicht — und ein Weltmanometer zugleich. 

Ein solcher zentraler, ausgleichender Druckmesser, wie unvollkommen er früher 
war, fehlt der Welt, seit ihre Geldherrschaft von den ruhigeren Zeigern der Vor- 
kriegscity zu den sprunghafteren, schlechter informierten Aufnahmewerkzeugen 
von Wallstreet übergegangen ist, die doch beständig der Gegenschaltungen be- 
dürfen, z. B. aus dem Sondernachrichtengebiet der Sowjets, während Mittel- 
europas katastrophaler Rückgang in seinem weltüberspannenden Nachrichtendienst 
an seinem zweifellos einseitiger und binnen-enger gewordenen Weltbild ganz 
schonungslos zum Ausdruck kommt. Das offenbart sich am meisten an dem hilf- 
losen Hinundherschwanken seines Nachrichtenbildes zwischen Moskau und den 
Westmächten eben in den Sozialfragen der Monsunländer. Dabei geben sich die 
Leute dort alle erdenkliche Mühe, uns auf ihre Weise ins Bild zu bringen, so 
außer dem eben erwähnten Kang-Yu-Wei-Schüler Liang-Chi-Chiao der 
Sozialdemokrat Leang Li, der Sozialreformer Hu Shi („Chinas five great ene- 
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. mies“, North China Herald, 5. 8. 30. — über den von China eitzuschlagenden 


Weg mit der Entscheidungsfrage: Revolution oder Evolution, die schließlich auch 
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für Indien gilt) — oder Wang-Ching-Wei vom linken, das offizielle Nanking 


| vom rechten Flügel der alten Kuo-Min-Tang. Vielleicht aber ist es gerade die 
.. Fülle des Stoffs, die — immer von dem bei dem Angeklagten berechtigten Wunsch 


nach schönfärberischer Lüge verhüllt — dem Europäer den sichtenden Einblick 
erschwert. Dazu kommt die Übertreibung der Kolonialpresse, an der nur eines 


' glänzende Durchblicke eröffnet: ihre blitzartig die Lage beleuchtenden Spott- 


zeichnungen, von denen wir deshalb wieder einige Proben bringen. Ge- 
wiß übertreibt Moskau zugunsten seiner Weltumsturzidee. Aber wenn man die 
Nachrichten seiner Gegner zusammenhält, so kommt man auch zu der Überzeugung, 
daß es mindestens verstanden hat, etwa 200 von den 450 Millionen der Gelben 
Erde ständig zu beunruhigen, „im Brodeln zu erhalten“. Recht viel wird an etwa 
200 000 Waffenträgern für den Kommunismus in China nicht fehlen; Hupe, Hunan 
und Kiangsi, in weiten Teilen Kwangtung und Kwanghsi und in geringeren 
Anhui sind tatsächlich von roten Machtgruppen teils erfaßt, teils immer wieder 
geplündert und gestört; und die schwarzgefleckte Geheimkarte mit weißen Nummern, 
die man in Shanghai so stolz als großen Fund anpries, konnte man um billiges 
Geld von einem deutschen Nachrichtendienst auch haben: der Leser fand sie 
auch in der „Geopolitik“. 

Daß die Moskauer Nachrichten übertreiben, ist natürlich und begreiflich; daß 
sie den Rückzug von Changsha nur als eine Episode ohne tiefere Bedeutung für 


‘ die großzügige Gesamthandlung hinstellen (Iswestija), verständlich; aber sie ver- 


raten im ganzen doch ein besseres Lagenbild, als der überwiegende Teil der 
Kolonialpresse. Was heißt z. B., in einem Atemzug fast ausgesprochen mit der 
auch dort zugegebenen Tatsache, daß die Kommunisten im Frühsommer 1930 
die Hälfte von den 81 hsien (Gauen) von Kiangsi überannt hatten — trotz der 
50., ı8. und ı2. Division — die Behauptung: „die Provinzialverwaltung habe im 
ganzen die Lage in der Hand“? Im selben Aufsatz wird zugegeben, daß in Kiangsi 
selbst vier rote Gruppen, in den Nachbargauen von Fukien und Kuangtung zwei 
weitere im Felde stehen, und daß Tausende vor ihnen Zuflucht in Nanchang, 
Kiukiang und Kian, dann den benachbarten Teilen von Chekiang suchten; in 
einem andern (China Expr. & Tel. ı4. 8. 30), daß das Landvolk, mit Ausnahme 
einiger geschützter Landesteile, sich in verzweifelter Lage befinde, was die Wurzel 
des Übels sei' Gewiß! Wenn dann zugleich der W. v. D.-Korrespondent der 
„Frkf. Ztg.“ die Welt auffordern kann, das Verhungern weiterer zwei Millionen, 
nach den schon verhungerten ersten zwei, in Shensi zu verhindern, und der 
Amerikaner Aldrich, von der China International Famine Relief Commission, von 
den unmittelbaren Eindrücken zurückkehrend (Transpacific, 31. 7. 30, $. 13), 
jede Hilfeleistung für vergeblich und verschwendet erklärt, weil sie nur in die 
Hände der Soldateska Fengs, der Beamtenkorruption und Briganten, nicht der 
Bedürftigen gerate, so gibt das alles ein Bild, wie wenig in ganz China die Lage 
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wirklich in autoritären Händen ist — nicht nur in Kiangsi, Hunan und Hupe. 
Zugleich wird die Hauptschuld eben des von A. Smedley so gerühmten christlichen 
Generals Feng außer jeden Zweifel gestellt. Angesichts dieser Tatsachen müssen 
leider Reden, wie die des Oberst Th. Tchou in Genf über den Fortschritt der 
chinesischen Arbeiterverhältnisse, mit dicken Fragezeichen versehen werden. 
Richtiger können sich die heutigen Häupter der Nordkoalition — von der sich 
die Mandschurei energisch lossagte — und ihre roten südlichen Freunde gegen- 
seitig „a deadly stalmate“ vorwerfen (North China Herald, 5. 7. 30). Aber wir 
brauchen uns vom Standpunkt geopolitischer Berichterstattung in diese Einzel- 
heiten einer rein menschlicher Willkür entstammenden Gruppierung nicht zu 
verlieren. Anders ist es, wenn sich in wichtigen Teilräumen aus geopolitisch er- 
klärbaren Gründen Unruhen und Undurchsichtigkeiten entwickeln. 

Es ist die Folge einer geopolitischen Fehlerreihe, daß sich an der Nordwest- 
grenze Indiens in einer Zeit allgemeiner Unruhe Zustände entwickeln konnten, 
die dem engeren Wirkungskreise von Männern, wie Holdich und Younghusband 
oder Lord Curzon, wenig Ehre machen. Wenn aus dem Bereich einer so wichtigen 
Grenzfestung, wie Peschawar, Frauen und Kinder an sichere Orte weggeschafft 
werden müssen, wenn dieser Platz selbst Gegenstand eines durchaus modern an 
ihn herangetragenen Schützenangriffs werden konnte, wenn von den nur 60 000 
Mann verlässiger weißer Truppen in ganz Indien einige 40 000 in dem verhältnis- 
mäßig schmalen Grenzstreifen gebraucht werden, wo ihnen zwischen 500 000 und 
750000 wehrhafte Männer der streiflustigen Grenzstämme mit mehr als 150 000 
modernen Gewehren gegenüberstehen, so mag man sich in London damit trösten, 
daß diese Vorgänge mit den eigentlichen indischen Unruhen nur in einem losen 
Zusammenhang stehen. Aber in der Erinnerung an das wenig ruhmvolle Ergebnis 
des III. Afghanenkriegs wird man der fremden geopolitischen Beobachtung zugeben 
müssen, daß sie solche Zustände zweifelnd mit der so viel mehr gefestigten Lage 
weiter im Süden vergleicht und als Zeichen mangelnder Sicherheit wertet. Es ist 
ein langes Ringen zwischen geopolitischer Voraussicht, trägem bürokratischen 
Gehenlassen und faulen Kompromissen, aus denen die heutige Lage in der Nord- 
westprovinz erwachsen ist, die durch Lord Curzons Verdienst wenigstens als eigener, 
unter besonderen Bedingungen stehender Grenzkörper von der Schicksalslandschaft 
des Punjab abgetrennt wurde und sich dadurch als ein besonderes Schüttergebiet 
nach eigenen Gesetzen entwickeln konnte. Tatsächlich steht der ganze, vielfach 
zerschnittene, rauhe und karge Länderstreifen von den Pamiren bis zum Arabischen 
Meer unter besonderen Daseinsbedingungen. Bewohnt von mannhaften, streitlusti- 
gen Halbnomadenstämmen mit gewissen gemeinsamen Zügen, von einzelnen Völ- 
kertoren höchster Wichtigkeit durchbrochen, aber dazwischen mit fast unzugäng- 
lichen Reservatlandschaften, wie Wasiristan, ist die Pfortenlandschaft Indiens im 
wesentlichen von dem Industal auf der einen, von der sogenannten Durand-Grenz- 
linie zum eigentlichen Afghanistan auf der andern Seite begrenzt, aber ganz un- 
gleichmäßig durchorganisiert. Zwei Grenzschulbegriffe bekämpfen sich darin: 
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{ d-“ ‚und „close border“-Theorie, von denen im Süden, in Beintschistinddie Es 

rwärtslehre bis zur befriedeten Grenze“ durch Sandeman und Bruce vollen Erfolg 

erzielte, im Norden die „close border“-Theorie, seit 1921 durch Lord Rawlinson 
Halbheit eingeführt, Unruhen über Unruhen hervorrief. He 


KEPT QUIET 


Freilich lag Lord Rawlinsons Vorgehen die Absicht zugrunde, durch Straßen- 
bauten und Kraftwagendurchdringung schließlich doch eine Befriedung herbei- 
zuführen, die durch völlige Durchorganisation bis an die formale Grenze natürlich 
ganz anderen Aufwand von Mitteln erfordert und endlose Reibungen mit Afghanistan 
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herbeigeführt hätte. Die Methode wurde vor allem in Wasiristan versucht und ä 
dort zweifellos mit Erfolg. Aber das schwierige Afridjigebiet, Tirah, blieb vom 


Straßenbau verschont, und von ihm gingen diesmal die Unruhen aus; es ist ja 
ein Wunder, daß die afghanischen Unruhen nicht in ganz anderm Umfang über 
die Grenzen hinweg Feuer entfachten. So wird also wohl nichts anderes übrig- 
bleiben, als die Verkehrsdurchdringungspolitik bald möglichst auf Afridji- und 
Orakzaigaue auszudehnen, auch wenn die Kosten augenblicklich noch so lästig 
sein sollten (Zuschußbetrieb bleibt die Nordwest-Provinz immer), und eben doch 
eine ganze „Vorwärtspolitik“ bis an die Grenze zu treiben; zumal ja das bereits ın 
Bauauftrag gegebene Bahnnetz Afghanistans seinen Anschluß von Kabul über 
Kandahar-Herat-Kuschk an die Russen nun doch findet, und nicht gut auf der 
einen Seite des Pufferlandes eine wohldurchblutete, verkehrsdurchdrungene Grenz- 
landschaft entstehen, auf der andern ein Grenzhag im Stile der alten Alemannen 
künstlich aufrechterhalten werden kann. In der Nordwestprovinz streitet eine 
veraltete Grenzauffassung mit einer neuzeitlichen; und, seltsam genug, sind 
Afghanistan und Chinesisch-Turkestan gegenüber die Sowjets die Träger der neu- 
zeitlichen, und das so fortschrittliche britische Reich versucht, einen Grenzhag 
voll wegelagernder Raubstämme im Vorvölkerwanderungstil dagegen aufrechtzu- 
erhalten. Wer dabei am schlechtesten fährt, das zeigt die peinliche Störung der 
indischen Ereignisse durch die Rothemdenbewegung und die Notwendigkeit 
hastiger Verstärkung in Peschawar und westlich des Sutlej, in einer Zeit, in der 
eigentlich jeder Mann einer verlässigen und ortskundigen Truppenmacht von so 
geringer Zahl im Verhältnis zu der zu hütenden Volksmasse in Indien selbst gebraucht 
würde. Obendrein liefern die blutigen und beschämenden Vorgänge im Nordwesten 
den Indern Wasser auf die Mühlen, die behaupten, daß sich Indien mit einem 
eigenen indischen Heere mindestens ebensogut schützen könnte. Welcher politische 
Skandal wäre aufgeschlagen worden, wenn Deutschland einen solchen Raum von 
weltgeschichtlicher Bedeutung in solchen Zuständen gelassen hätte! 

Im Gegensatz zu diesen unerfreulichen Nachrichten aus dem Übergangsraum 
zwischen Nahem und Mittlerem Osten stehen bessere aus dem zwischen Mittlerem 
und Fernem Osten und dessen pazifischem Rande. Es ist ein Zeichen von Ver- 
trauen, wenn dänische Ingenieurkunst sich wieder an das schon einmal aus rein 
politischen Gründen verdrängte Kanalprojekt durch die Landenge von Kra 
heranwagt und an den weiteren kühnen Verkehrsgedanken, den weiten Weg der 
Küstenfahrt um Malaya durch eine Überlandsroute von Kra über Bangkok und 
Französisch Indochina — (unter Verbindung des siamesischen Bahnnetzes mit 
dem kolonialfranzösischen als Vorbereitung) —. Freilich bedroht das die Zukunft 
von Singapore, dem bereits eine weit vorausschauende, aber wohl auch eilende 
Meinung Verkümmerung als Hafen dritter Klasse ankündigt. Aber auch um die 
„Zukunft Shanghais“ (North China Herald; C. D. Bruce; 5. 8.30) ballen sich 
ja zuweilen Wolken; und doch ist es vorläufig noch die glänzendste Empore, der 
Handelsmittelpunkt für etwa 450 Millionen Menschen. 
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Seinem Güterstrom und Wirtschaftswirbel entzieht sich nur die Mandschurei 
mehr und mehr, namentlich, wenn es mit den neuen Hafenbauplänen von Hu- 
 lutao ernst werden sollte, das zugleich die Zukunft Tientsins in dem mehr und 
_ mehr ausgesaugten nordchinesischen Handelsbereich trockenlegen würde. Hier soll 
_ ein neuer großer chinesischer Nordosthafen einspringen. 

Je mehr durch die Hungersnot in Shensi, die Aussaugung und den Wander- 
_ verlust Shantungs, das geminderte Ansehen des Nordens unter dem Einfluß Yen- 
Shi-Shans und seiner Schattenregierung in Peking und des mehr als zweifelhaften 
Effekt-Haschers Feng-Yu-Hsiang der chinesische Norden als Bindeglied geschwächt 
wird, um so mehr wächst automatisch die Selbständigkeit der Mandschurei. 
Freilich tun ihr solche Gewaltstreiche, wie die Lahmlegung der Skoda-Werft in 
Harbin und die Weißgardisten-Raids zwischen Tsitsikar und Chailar Abtrag. 
Aber mit Treu und Glauben alten Stils rechnet nicht mehr, wer mit dem China 
von heute oder den Sowjets Wirtschaftsbeziehungen aufnimmt; erst, wenn sie ein- 
mal in großem Stil Geld brauchen, werden beide erkennen, wie peinlich der Ruf 
eines bösen Zahlers und hinterhältigen Unterhändlers werden kann und wie er 
sich im Zinsfuß ausdrückt. Aber freilich fällt auf die nordöstlichen Lande der 
Schatten Japans und seines Yen nicht mehr so schwer wie noch in den Zeiten 
Chang Tso Lins, des alten Marschalls. 

Aus Japan verzeichnen wir als Symptom einer grundsätzlichen Änderung der 
Einstellung der dichtestbevölkerten Großmacht der Erde zur Geburteneinschrän- 
kung die erste offiziöse Teilnahme eines japanischen Vertreters, Dr. K. Majima, 
an der internationalen Geburteneinschränkungstagung in Zürich vom 1.—8.9.30. 
Er ist der Schöpfer der ersten Beratungsstelle für allzu kinderreiche Familien in 
Shibuya, mit stillschweigender bisheriger Duldung in dem noch vor kurzem (im 
Gegensatz zum XVII. und XVII. Jahrhundert) bevölkerungspolitisch auf unbedingte 
Volksvermehrung eingestellten japanischen Reich durch Stadtverwaltung von 
Tokio (Y. Shirakami) und Innenministerium (Adachi). In dieser Beratungsstelle 
sprachen im Halbjahr (II. bis VII. 30) durchschnittlich 20 Personen täglich zu: 
80°/, der Besucher hatten Familien mit mehr als 4 Kindern und weniger als ı40 RM. 
(70 Y) Monatseinkommen; der Rest mehr als 4 Kinder mit rund 200 RM.(100Y) 
Monatseinkommen. Einzelheiten — (u. a. „Transpacific“, 14. 8, 1930; 8. ı4) — 
zeigen den ungeheuren Wandel in der Sozialstruktur und die Not, die zur Hin- 
einfügung der expansiv gewordenen Nation in eherne Raumgesetze zwang. Die 
Bewegung steht namentlich unter dem Schutze der japanischen Sozialdemokratie, 
zu der Dr. Majima gehört. 

Selbstverständlich wird damit eine Veränderung des Machtgleichgewichtes im 
Fernen Osten angebahnt, wenn wir uns etwa das Emporschnellen der Bevölkerungs- 
wucht in der Mandschurei mit ihren erst zur Hälfte einigermaßen ausgenützten 
Räumen klarmachen oder das 1930 erfolgte Wiederaufleben der koreanischen 
Nationalbewegung. (Vgl. auch Pacific Affairs, Aug. 1930: Kuo Tao Fu „Modern 
Mongolia“.) Die Einwohnerzahl der jetzigen vier nordöstlichen Provinzen geht 
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zur Zeit mit der Einer- und Zehnerzahl im Jahrhundert, hat heute die 3o Mill. \ 
überschritten, an denen aus dem Bereich der japanischen Flagge aber nur 
ı Mill. (davon rd. 760000 Koreaner, 240 000 Japaner) beteiligt sind, Weiße nur 
etwas über 160000 — (großenteils Russen). Die beste neueste geopolitische Über- 
sicht des mit seinem künftig sinkenden Bevölkerungsdruck natürlich Japan immer 
mehr entgleitenden Festlandsraumes (dem ‘er eine Fassungsfähigkeit von 75 Mill. 
zubilligt) — gab am 8.8.30 Yasuke Matsuoka (1927—29 Vizepräsident der Süd- 
mandschurischen Bahn, vorher Diplomat) aus besten Quellen. (Kurzer englischer 
Auszug: „Transpacific“ 14.8.1930, $. ı0.). Er gab dabei eine Übersicht über die 
wechselvolle Raumgeschichte der Mandschurei seit etwa 2 000 vor Chr; ihre ersten 
Beziehungen zu Japan (433 v.Chr.?) und 662 (Bündnis zwischen Japan und 
Kaoli — einem nordkoreanisch-südmandschurischen Frühreich). 

Häufig in der Geschichte des Inselreichs, wenn es mit großen inneren Spannun- 
gen beschäftigt ist, lockern sich seine Festlandsbeziehungen sehr schnell und 
machen völliger Gleichgültigkeit bei Trägestauungen in der Volksvermehrung 
Platz. Augenblicklich leidet die Spannkraft Japans aus drei Beweggründen: dem 
Zwiespalt innerhalb seiner herrschenden Kreise wegen der Flotteneinschränkung 
in der Londoner Konferenz, in deren Kompromissen ein Teil der Samuraierben 
immer noch einen nicht zu rechtfertigenden Verzicht auf überseeische Zukunfts- 
träume sieht; dem Rückschlag der überbauten japanischen Wirtschaft durch die 
Weltkrise und zugleich eine Verschärfung der Arbeiterbewegung, zweifellos unter 
kommunistischen Einflüssen, mit gleichzeitigen Fischereireibungen mit den Sow- 
jets (Bewaffnung japanischer Fischdampfer in nordrussischen Küstenmeeren, 
Kanonaden); endlich dem Schatten, den das Fortschreiten der Romajibewegung auf 
die Einheit im inneren Gefüge wirft. Mit Recht hat Lederer darauf hingewiesen, 
daß ein Sieg der Bestrebung, das Japanische mit römischen Zeichen zu schreiben 
und die chinesischen auszumerzen, auf mindestens eine Geschlechtsfolge einen 
folgenschweren Bruch innerhalb der Bildungsschichten herbeiführen müsse, während 
dessen das „Döbö“ (Geschwistergefühl) der Nation zum Teufel gehen und breite 
Bahn für das Einbrechen des Klassenkampfes entstehen könne. Das übersehen ge- 
flissentlich viele Vorkämpfer des Romaji und einseitige Sprachstreber. In diesem 
Fall würde also eine ursprünglich rein linguistische Bewegung schwerwiegende 
geopolitische Folgen durch Strukturlockerung an einem ohnehin druckbelasteten 
Wendepunkt einer Weltmachtentwicklung herbeiführen. 

Wie sehr auch staats- und völkerrechtliche Fiktionen dazu imstande sein kön- 
nen, beweist der Widerhall, den die Erörterung des Sezessionsrechtes aus 
einem Weltreichsverband („Right of Secession“, 30. 8.30, Economist; Gene- 
ral Hertzog in Pretoria) im indopazifischen Teil des Empire, z.B. durch Gandhi 
und Sir Srinivasa Sastri, gefunden hat. „Unthinkable“ für die rassenverwandten 
Dominien, ist die praktische Anwendung dieses Rechtes doch durchaus denkbar 
für die 328 indischen Millionen, selbst für ein gelb unterwandertes Malaya. Man 
wird also die Reichskonferenz von 1930 im Oktober auch in dieser Richtung mit 
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_ ganz besonderer Aufmerksamkeit verfolgen müssen, nicht nur auf die indische im 
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November zu harren haben — wenn sie überhaupt stattfinden kann, was uns als 
eine der wichtigsten Fragen des XX. Jahrhunderts erscheint. 

Jedenfalls halten wir — ohne die Hochspannungen der ganzen Weltlage zu ver- 
kennen — den britischen Premierminister und den indischen Vizekönig zur Zeit 
für die beiden sorgenvollsten Männer der weißen Rasse. 


(Abgeschlossen am 15. 9. 30.) 


Orrto MAaULLL: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Revolution in Argentinien. — Revolution in Peru. — Revolutionäre Bewegungen in Uruguay 
und Südbrasilien? — Unruhen in Kuba. — Wirbelsturmkatastrophe und Hungerunruhen in 
der Dominikanischen Republik. — Unruhen in Bolivien. — Aufstandsversuch in Chile. — Re- 
volte in Ecuador. — Paraguays Finanz- und Wirtschaftslage. — Brasiliens verfehlte Wirtschafts- 
politik. — Mißstimmung in Haiti gegen die Vereinigten Staaten. — Eine iberoamerikanische 
Bibliographie und die Arbeitsgemeinschaft der Ibero-Amerika-Institute in Deutschland. — 
Kanada. — Vereinigte Staaten (Arbeitslosigkeit. — Einwanderungsbeschränkung. — Außen- 
handelsentwicklung. — Rückgang der Zolleinnahmen. — Stützungsaktion für die notleidenden 
Farmer. — Prohibition. — Jack Diamond. — Präsident Hoover. — Carl Schurz Memorial 
Formation. — Die deutschen Wahlen. — Österreich. — Briands Werben um Amerika). — 
Spitzenleistungen der Atlantikflüge. 


„Aus der Welt der Revolutionen“ könnte man diesen Bericht fast über- 
schreiben, wenn nicht auch andere Vorgänge im amerikanischen Bereich er- 
wähnenswert wären. Den Leser unserer Zeitschrift können die Wirren, die vor- 
nehmlich Argentinien und Peru befallen haben, aber anscheinend doch auch in 
Bolivien noch nicht völlig überwunden sind, und durch die auch vor kurzer Zeit 
Brasilien gefährdet war, nicht sonderlich überrascht haben. Denn im Märzheft 
haben wir geglaubt, summarisch erkennen zu müssen: „Wer die Nachrichten aus 
der letzten Phase mustert, kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß es wieder 
einmal fast überall in der amerikanischen Welt kräftig gährt, ohne daß daraus 
der Schluß gezogen werden darf, daß es sich um eine allgemeinere Erscheinung 
oder um eine Sammlung von Zufälligkeiten handelt.“ Damals haben wir auch 
den nächstliegenden Grund der Revolution in Argentinien schon kurz 
skizziert: Wir sahen ihn in den mangelnden „Reformen, die die Regierung wohl 
angekündigt hat, und die der Staat sehr notwendig hat“, die aber „nicht in die 
Tat umgesetzt werden“. Kurzum, es sind die „Hoffnungen, die auf die starke 
Hand Irigoyens gesetzt worden sind“, die sich aber „bis jetz noch in keinem 
Punkt erfüllt haben“. Währungseinbruch (vgl. Heft 7) im Verein mit einem höchst 
unvorteilhaften Ernteergebnis (vgl. darüber Heft 36 des „Wirtschaftsdienstes“) 
hat die wirtschaftliche Atmosphäre der Revolution geschaffen. Ein paar Zahlen 
mögen die böse Mißernte für Weizen und Leinsaat belegen. 1929 betrug die 
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Weizenernte 8,37 Mill. t, die Weizenausfuhr 6,69 Mill. t. Die Schätzungen der 
Ernte bzw. der Ausfuhr für 1930 belaufen sich auf 3,74 bzw. 1,8 Mill. t. Die 
entsprechenden Zahlen für Leinsaat sind für 1929 2,10 und 1,68, für 1930 
1,33 und 1,20. Lediglich der Mais hat eine ansehnliche Ernte geliefert. Zurück- 
gegangen ist infolge der Dürre auch der Kühlfleischexport. Infolge dieser wirt- 
schaftlichen Lage war vorauszusehen, daß auch die Staatsfinanzen mit einem hohen 
Defizit abschließen werden, das auf 200—250 Mill. Papierpesos geschätzt wird. 
Das war der für die Entwicklung des politischen Unwillens fruchtbare Boden. 
Schon bald nachdem Irigoyen, der Liebling der Massen, eine willensmäßig starke 
Natur, zum zweitenmal die Führung Argentiniens, das er im Weltkrieg, trotzdem 
im September ı917 Senat und Kammer für die Kriegserklärung gestimmt hatten, 
in echter Neutralität gesteuert hat, übernommen hatte, waren allerdings schwache 
Zeichen solchen Unwillens zu erkennen, weil der gealterte Präsident nicht mehr 
so ‚rasch erfüllte, was das personalistische Programm versprach. Einst, in den 
neunziger Jahren, hatte er als Abgeordneter des Provinzialparlaments von Buenos 
Aires, dann als Deputierter der Nationalversammlung den energischen Kampf 
gegen die Herrschaft des Großgrundbesitzes, des argentinischen Feudalismus, der 
schwer auf dem Staate lastet und seine freiere Entwicklung empfindlich hemmt 
(besonders die Einwanderung zwecks bäuerlicher Kolonisation), begonnen. Eine 
radikale Bürgerpartei, die Union Civica Radical, die sich in der Hauptsache aus 
Abkömmlingen europäischer Einwanderer mittlerer Schichten zusammensetzte, war 
seine ergebene Gefolgschaft bis zu seinem ersten großen Sieg, der ihm als dem 
ersten radikalen Präsidenten die Führung des Staates übertrug. Schon seine erste 
Präsidentschaft enttäuschte die bürgerlichen und kleinbürgerlichen Schichten, deren 
Interessen hinter der im wahren Sinne extrem personalistischen Führung Irigoyens 
vollkommen zurücktraten. Trotz weitgehender Unzufriedenheit mit der Führung 
der Staatsgeschäfte während der ersten Präsidentschaftsperiode, die aber trotz Miß- 
achtung der Verfassung und der Selbständigkeit der Bundesstaaten, Vergewaltigung 
des Parlaments und ähnlichem für. Argentinien eine glückliche war und eine 
stetig aufsteigende Entwicklung gewährleistete, wurde er in Anerkennung dieser 
Allgemeinwirkung 1928 zum zweitenmal gewählt, und zwar leisteten ihm dieses 
Mal die Konservativen, gegen die er als Regierungshaupt den Kampf eingestellt 
hatte (!!), und der personalistische Zweig der Radikalen Gefolgschaft. Irigoyens 
Anhängerschaft war auch bis zuletzt nicht klein, aber seine Gegnerschaft ist in den 
beiden ersten Jahren seiner zweiten Regierungsperiode stetig und unaufhaltsam 
gewachsen nicht ohne Schuld der Regierung, deren Untätigkeit am klarsten durch 
die letzte leere Botschaft des Präsidenten zum Ausdruck kam, die in weiten Kreisen 
ernüchternd auf die Sympathien für den Präsidenten wirkte und in anderen 
Schichten als grimmiger Hohn auf berechtigte Wünsche aufgefaßt wurde. Als 
ungemein gefährliche gegnerische Gruppe haben die Deputiertenwahlen in Buenos ı 
Aires (im März) die Unabhängigen Sozialisten erwiesen. Am ıı. Mai fanden sich 
die Führer der antiirigoyenistischen provinzialen Oppositionsparteien in Paranä zu-. 
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sammen, unter denen Federico Cantoni eine hervorragende Rolle spielt. Seine An- 
_ hängerschaft, die „Cantonisten“, hatten sich in der Provinz San Juan nahezu die 
Rolle der Regierungspartei erobert und sozialpolitische Maßnahmen (darunter 
_ Frauenstimmrecht) durchgeführt und damit den Irigoyenisten den Boden streitig 
. gemacht. Die Verhängung der Intervention über die Provinz, die Absetzung der 
_ Provinzialregierung und die Aufrichtung einer Gewaltherrschaft, die die Gegner 
ins Gefängnis warf und bei der Blut geflossen ist, war hier wie in der Provinz 
Mendoza die Antwort der Zentralregierung auf den Parteisieg im parlamentarischen 
Kampf. Auch in anderen Provinzen, in denen antiirigoyenistische Parteien zur 
Macht gekommen waren, haben sich ähnliche Vorgänge abgespielt. Alle anti- 
irigoyenistischen Parteien, die Konservativen, die Antipersonalisten, die Canto- 
nisten, die Demokraten, die Lencinisten, deren Parteihaupt, der Gobernador von 
Mendoza, Carlos Washington Lencinas, in diesen Parteikämpfen ermordet wurde, 
die Unifizierten Radikalen, schließlich die Unabhängigen Sozialisten, waren durch 
‚die Willkürherrschaft Irigoyens bedroht. Zugleich wurde durch die Eingriffe der 
Zentralregierung die Autonomie der Provinzen und das allgemeine und geheime 
Wahlrecht, das seit 1912 zur Anwendung kommt, angetastet. Diese an schroffste 
Diktatur gemahnenden Maßnahmen Irigoyens und seiner Anhänger haben den 
politischen Unwillen gegen die Regierungspartei immer mehr gesteigert, und die 
schwierige Wirtschaftslage hat das ihre dazu getan. 
Seit Mitte August ist der Ernst der Staatskrise auch von der Regierung voll 
empfunden worden. Die berittene Polizei der Hauptstadt wurde damals von 500 
' auf 1000 Mann verstärkt. 44 Abgeordnete der Oppositionsparteien, darunter auch 
Konservative und Unabhängige, haben einen Block gegen die Personalisten ge- 
bildet, die freilich mit 100 Mandaten die entschiedene Mehrheit hatten. Ende 
August erklärte das Kabinett dem Präsidenten, daß die Untätigkeit des Kon- 
gresses, dessen Arbeiten durch die Obstruktion der Personalisten in der Abgeord- 
netenkammer dauernd hintertrieben wurden, mit großer Beunruhigung kritisiert 
werde. Der Präsident hat daraufhin versprochen, daß die regelmäßigen Sitzungen 
am 8. September wieder aufgenommen würden. Diese Erklärung hat aber die 
steigende Erregung in den Arbeiterkreisen nicht zu bannen gewußt, die mit 
"militärischen Maßregeln zum Schutz des Präsidentenpalais’ und dem Befehl zur 
Bereithaltung von Truppen und Transportzügen in den Nachbargarnisonen zur 
etwaigen Unterdrückung eines Aufstandes in Buenos Aires beantwortet wurden. 
Einige Zeitungen haben dem Präsidenten geraten, er möge sein Amt niederlegen, 
damit die Revolution vermieden werde. Am 30. August kam es schon zu blutigen 
Zusammenstößen. Acht Kavallerieregimenter der Umgebung waren in Buenos Aires 
eingetroffen. Die Garnison stand in Alarmbereitschaft, und über die Hauptstadt 
war der Belagerungszustand verhängt. Da brach der anscheinend zuerst bis aufs 
äußerste beschlossene Widerstand Irigoyens in sich selbst zusammen. Infolge eines 
Konflikts zwischen dem Präsidenten und dem Kriegsminister demissionierte dieser. 
Irigoyen befahl, wieder normale Verhältnisse in der Armee eintreten zu lassen; 


49 


© 


762 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT ı10 


aber unter dem Eindruck der dauernden heftigen Angriffe auf seine Person ent- 
sagte er selbst am 2. September den Regierungsgeschäften und übertrug deren 
Weiterführung dem Vizepräsidenten Martinez, was kurze Zeit als freudig begrüßter 
Rücktritt aufgefaßt ward. Der Belagerungszustand wurde von diesem erneut ver- 
hängt. Die Kunde, Irigoyen wolle nach zwei Monaten die Leitung des Staates 
wieder übernehmen, schürte aufs neue die Unruhe. Am 6. September erhob die 


Revolution offen ihr Haupt. Es zeigte sich, daß die Bewegung viel weitere Kreise 
gezogen hatte, als ursprünglich anzunehmen war. Armee und Marine hatten die 
Partei der Aufständischen ergriffen. Nach kurzem Straßenkampf gegen die 
regierungstreue Polizei war der Sieg bei den Fahnen der Revolution. General 


Uriburu hat dem Präsidenten ein Ultimatum übermittelt, daß er den Regierungs- 


palast beschießen werde, falls Irigoyen nicht abdanke. Daraufhin wurde die 
weiße Flagge auf dem Palast gehißt. Irigoyen wurde verhaftet. Uriburu bildete 
ein Kabinett der Generäle, dem der konservative Abgeordnete Santa Maria 
Perez als Vizepräsident, Sanchez Sorrendo als Innenminister, Ernesto Bosch als 
Außenminister, General Medina als Kriegsminister, Konteradmiral Renard als 
Marineminister, Ernesto Perez als Finanzminister, Ernesto Patilla als Unter- 
richtsminister, Horatio Beccavarelia als Landwirtschaftsminister, Octavio Pico als 
Minister für öffentliche Arbeiten angehören. Die Zahl der bei den Straßenkämpfen 
Getöteten ist anscheinend nur gering, die der Verwundeten größer. Plünderungen, 
Verhaftungen, auch Erschießungen kamen vor. Nach der Unterzeichnung der end- 
gültigen Abdankung ist Irigoyen freigelassen und auf seinen Wunsch von dem 
Kriegsschiff „General Belgrano“ nach Montevideo gebracht worden. Welche Be- 
deutung Argentinien für die großen Industriestaaten und Geldmächte hat, zeigt, 
daß vereinsstaatliche Banken der neuen Regierung eine Anleihe anboten, von der 
sie sich bessere Beziehungen zur Union versprechen, als sie unter Irigoyen be- 
standen haben, Der neue Präsident hat solche in Aussicht gestellt, wie er auch 
versprochen hat, an der Panamerikanischen Union mitzuarbeiten. Es ist kein 
Zweifel, daß er das Staatsdepartement Uriburu anerkennen wird, sobald seine 
Machtstellung als vollkommen gesichert gilt. Aber auch in London ist man ge- 
neigt, den Umsturz günstig zu beurteilen. Zwar galt Irigoyen dank seines ausge- 
sprochenen Gegensatzes zu Nordamerika als englandfreundlich, doch kann auch 
der neue Präsident auf den wichtigsten Markt Argentiniens, England, nicht ver- 
zichten und wird darum an den d’Abernon-Abreden festhalten müssen. England 
ist der beste Abnehmer des argentinischen Kühlfleisches. Umgekehrt ist die Hälfte 
der Tonnenzahl der Schiffe, die Argentinien anlaufen, englischer Herkunft. Frei- 
lich kauft Argentinien nur etwa für 30 Mill. Pfund Sterling englische Waren, 
weil sie meist zu teuer für Argentinien sind und sich nicht in genügender Diffe- 
renzierung den dortigen Marktverhältnissen anpassen. Um so wichtiger sind aber 
die 500—600 Mill. Pfund Sterling englischen Kapitals, die in Argentinien inve- 
stiert sind. Sie stecken zum Teil in den rein englischen Konzernen wie Bovril, 
Liebig, Forestal und Southern-Land, zum anderen Teil in den argentinischen 
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Eisenbahnen, von denen vier Fünftel in englischer Hand sind. Auf der Basis der 


von Lord d’Abernon studierten Marktverhältnisse ist die britische Industrieaus- 
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stellung in Buenos Aires aufgebaut, die der Prinz von Wales im nächsten März 
eröffnen soll, ein Plan, an dem auch nach dem politischen Umsturz festge- 
- halten wird. 

Zeitlich ist dem Umsturz in Argentinien die Revolution in Peru voraus- 
gegangen, und ihr Sieg hat bestimmt die Bewegung in Argentinien beschleunigt. 
Die Ursachen der peruanischen Revolution sind im Grunde die gleichen wie die 
der argentinischen. Augusto Leguia, ein südamerikanischer Staatsmann von nicht 
geringem Format, beherrschte Peru in der vierten Amtsperiode, dreimal hinter- 
einander, trotzdem das Gesetz verbietet, daß ein Präsident mehr als einmal ohne 
Unterbrechung den Staat regiere. Bei der Größe Leguias war dieses Kontinuier- 
liche in der Regierung ein Segen für Peru. Der Präsident hat für Straßen, Bahnen 
und Hafenanlagen gesorgt. Er hat sich der Indianerbevölkerung angenommen. 
Eine gewisse Stetigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung war zu erkennen. Auch 
außenpolitisch hat er Erfolge zu verzeichnen: im Urwaldosten gegenüber Ecuador, 
und besonders zuletzt bei der Lösung der Tacna-Aricafrage. Diese gesamten Er- 
folge waren aber nur zu erzielen durch eine Herrschaft von diktatorischem 
Charakter, die die Gegner nicht geschont und sich darum viele Feinde ge- 
macht hat. Wie in Argentinien gegen Irigoyen, so richtete sich die Revolution in 
Peru gegen Leguia. Hier wie dort ist sie vom Militär siegreich gegen den 
Präsidenten entschieden worden. Sie begann am 23. August mit einer Revolte der 
Garnison von Arequipa (Straßenkämpfe, Plünderungen, Aufrichtung einer Lokal- 
regierung in Arequipa), griff nach dem Hafen Mollendo über, der von der 
regierungstreuen Flotte blockiert wurde, und gewann anscheinend, wohl ebenfalls 
viel allgemeiner vorbereitet als erst angenommen wurde, eine rasche Ausbreitung. 
Schon am 25. August sahen sich Regierung und Staatspräsident veranlaßt zurück- 
zutreten. Leguia begab sich an Bord des Panzerkreuzers „Almirante Gran“, um 
nach Panama zu flüchten. Er wurde aber gefangen, um vor ein Kriegsgericht 
gestellt zu werden unter der Anklage, den Staat verfassungswidrig regiert zu 
haben. Am 26. August hatte die Revolution den entschiedenen Sieg erfochten. 
Die Regierung wurde von einem Militärkabinett übernommen, das zahlreiche 
Verhaftungen von bisherigen Kabinettsmitgliedern und Freunden Leguias vor- 
nehmen ließ, soweit sie nicht in die ausländischen Gesandtschaften geflüchtet 
waren. Streitigkeiten unter den Revolutionären folgten. Oberst Sanchez Cerro, der 
Führer der aufständischen Truppen von Arequipa, hat sich geweigert, das unter 
dem General Ponce gebildete Militärkabinett anzuerkennen und hat auch tat- 
sächlich die Macht an sich gerissen. Am 27. August zog Cerro im Triumphzug 
in Lima ein und bildete eine neue Regierung, in die Oberst Montagne als Außen- 
minister, Major Sologuren als Justiz- und Kultusminister und Oberst Ilona in 
Vertretung des erkrankten Major Barcco als Kriegsminister eingetreten sind. Die 
neue Regierung hat ein Manifest erlassen, in dem sie die große auswärtige Schuld 
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kritisierte, Leguias wirtschaftliche Maßnahmen angriff, versprach Monopole zu 


unterdrücken, die Vergebung der Petroleumgebiete an ausländische Gesellschaften 


tadelte und in Aussicht stellt, das Wehrpflichtgesetz aufzuheben. Expräsident 
Leguia wurde in das Gefängnis der San Lorenzo-Insel gebracht, in das dieser 
während seiner elfjährigen Regierung zahlreiche politische Gefangene geschickt 


hat. Ein neu eingesetzter Staatsgerichtshof soll sich mit den Verfehlungen der 
Beamten Leguias beschäftigen. 

Nachrichten vom 9. September - wollen auch von revolutionären Be- 
wegungen in Uruguay und Südbrasilien wissen, die sich aber anscheinend 
nicht bestätigt haben. Dagegen sind in Kuba wohl aus Gründen der schlechten 
Wirtschaftsverhältnisse Unruhen ausgebrochen, die die Alarmierung der Garni- 
sonen, die Besetzung der Bahnen, Hauptstraßen, öffentlichen Gebäude und Häfen 
notwendig gemacht haben. Man glaubt einer groß angelegten Bewegung gegen die 
Regierung auf der Spurzu sein. In der Dominikanischen Republik sind infolge 
der vier Stunden währenden furchtbaren Wirbelsturmkatastrophe Hungerunruhen 
ausgebrochen. Das Naturereignis hat in der Hauptstadt San Domingo wie in den 
Bezirken Djevaville, Duartes und San Carlos schwerste Verwüstungen angerichtet. 
Ein wesentlicher Teil von San Domingo soll in Trümmern liegen. Die Obdach- 
losen werden auf 25 000 und die Toten offiziellauf 1200 bis 1300 beziffert. Mangel an 
Trinkwasser und Nahrung ist eingetreten. Plünderer und Diebe haben sich ein- 
gestellt. Darum wurde das Standrecht über San Domingo verhängt, was aber 
nicht verhindert hat, daß neue Plünderungsversuche der hungernden Masse vor- 
gekommen sind. In Bolivien ist, nach den spärlichen Meldungen zu urteilen, 
im Augenblick die politische Lage sehr undurchsichtig. Es verlautet von einem 
Überfall der Indianer (anfangs September) auf Rodore. Es heißt ferner, der Be- 
lagerungszustand sei über den Staat verhängt. Auch wird von neuen Grenz- 
plänkeleien am paraguayischen Fort Falcone berichtet. Für das Verständnis der 
Eingeborenenzellen als Staaten im Staate, für die im gegebenen Fall der Ober- 
staat keine Verantwortung tragen will, ist der Hinweis interessant, daß Bolivien 
die Übergriffe durch die Erklärung zu entlasten sucht, nicht Bolivier, sondern 
Indianer seien die Angreifer gewesen. 

Auch in Ghile hat die mit starken Antipathien kämpfende Militärdiktatur 
Ibanez einen Aufstandsversuch in Concepcion unterdrücken müssen, wie spär- 
liche, der Zensur unterworfene Nachrichten besagen. Schließlich laufen Gerüchte 
um, daß eine Revolte in Ecuador ausgebrochen sei, die sich gegen die Über- 
fremdung des Staates durch nordamerikanisches Kapital richte und dem Präsidenten 
Ayora vorwerfe, daß er Ecuador dem Wirtschaftsimperialismus der Yankees ausliefere. 

Wer unsere Berichterstattung im Laufe der letzten dreiviertel Jahre nach dem 
Thema der Revolutionen oder Unruhen in Amerika mustert, wird erkennen 
müssen, daß nur wenige Staaten von aufständischen Bewegungen oder Versuchen 
zu solchen unbehelligt geblieben sind. Wir erleichtern dem Leser dieses Nach- 
blättern: Mexiko ($. 19, 605), Nicaragua ($. 19, 605), Haiti (S. 19, 119), Uruguay 


a 


MAULL: BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 765 


8. 11 6), Dominikanische Republik (S.274), Honduras (8.605), Bolivien (S5.321, 599), 
i Chile (S. 683), Argentinien ($. 277), Brasilien ($. 277, 521, 601, 683). Ergänzt man 
| diese Liste, deren zeitlicher Ausschnitt ja außerordentlich willkürlich gewählt ist, 
durch die nur wenig zurückliegenden schweren revolutionären Wirren in Mexiko, 
‚durch die Bewegungen in Venezuela, durch die glücklich vollzogenen Umstürze 
' in Ecuador und Chile, so erscheint Lateinamerika tatsächlich einmal wieder als 
der Kontinent der Revolutionen. Allerdings ist bei diesen Bewegungen hinsicht- 
lich ihrer Kraft sehr Ungleichwertiges zusammengefaßt worden. Gelegentlich sind 
es lediglich heftigere Wahlunruhen, die sich entsprechend dem Gefüge der latein- 
amerikanischen Staaten mit revolutionären Explosionen vollzogen haben. Aber 
auch die stärksten solcher Störungen des ruhigen Ablaufes des politischen Lebens 
haben im Grunde gar kein anderes Ziel, als die regierende Gewalt durch eine 
andere mit nur untergeordnet anderen Programmzielen zu ersetzen. Sie tragen 
immer das Vorzeichen des Kampfes gegen eine Person oder eine bestimmte 
Clique. Wir haben darum früher einmal darauf hingewiesen, daß die latein- 
amerikanischen Revolutionen im Grunde gar keine Revolutionen im altweltlichen 
Sinne sind. Kein Umsturz des Althergebrachten und dessen Ersetzung durch ein 
prinzipiell Neues erfolgt. Es bleibt auch bei den siegreichen Revolutionen ge- 
wöhnlich alles beim Alten. Die Personen wechseln und mit ihnen die persön- 
lichen Einstellungen. Immerhin überrascht eine solche Häufung in kurzer Zeit, 
die sich von den Vorkommnissen in früheren Perioden deutlich abhebt, wo mehr 
nur lokale Revolutionsherde zu erkennen waren. Das nicht genügend gesicherte 
staatliche Gefüge der lateinamerikanischen Staaten, ihre Cliquenwirtschaft, ihr 
Caudillotum, bildet wohl die Möglichkeit zu solchen Bewegungen, bietet aber 
nicht die Erklärung für ein solches Auftreten. Der eigentliche Grund der augen- 
blicklichen Häufung ist z. T. außerhalb Lateinamerikas in der Weltkrise zu 
suchen, die sich auch hier wie anderwärts vornehmlich wirtschaftlich auswirkt, 
und in der dadurch entstandenen Unzufriedenheit breiter Kreise. Diese wird aber 
verschärft durch die beiden sich in allen Staaten vielfältig durchkreuzenden 
politischen Richtungen, die nationale und die internationale, welch letztere in 
Lateinamerika speziell vereinstaatlich orientiert ist. Ihren Anhängern wird von 
den Vertretern der nationalen Richtung vorgeworfen, daß sie die nationalen 
Staaten dem nordamerikanischen Einfluß ausliefern. Schließlich spielt zum 
mindesten in einzelnen Staaten die immer bewußter werdende soziale Schichtung 
hinein. Aus solchem Gegeneinander entsteht in einer Zeit allgemeiner Krise die 
Suche nach dem Schuldigen, der in naturgemäßer Kurzsichtigkeit jeweils in der 
derzeitigen Regierung gesehen wird. An Motiven zu umstürzlerischen Bewegungen, 
die von dem Willen und dem Ehrgeiz — man sagt in Lateinamerika allgemein 
auch: der Habgier — der Partei- und Cliquenführer und ihrem Anhang durch- 
tränkt werden, fehlt es darum zur Zeit bestimmt nicht. Das läßt sich am besten 
in der vielfältigen Auswirkung, in der langen Liste der „Revolutionen“ innerhalb 
des letzten Jahres erkennen. 
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Paraguays Finanz- und Wirtschaftslage ist durch den Kurssturz des 
argentinischen Pesos, der Ende Juli seinen Tiefstand erreichte, infolge der Wert- 
verkoppelung des ersteren mit dem paraguayer Peso tief beeinflußt worden. Schon 
seit längerer Zeit ist eine Währungsreform geplant, die jetzt in die Tat umgesetzt 
wird. Das Regierungsprojekt ist von dem Parlament angenommen. Es schließt 
die Errichtung einer Zentralbank ein. Es läuft im Wesen darauf hinaus, den 
paraguayer Peso von dem argentinischen zu lösen. Die Handelsbilanz der ersten 
drei Monate dieses Jahres hat mit einer empfindlichen Passivität abgeschlossen 
(„Wirtschaftsdienst“, Heft 34). Allein auch der Grenzkonflikt mit Bolivien ist 
nicht ohne innere Wirkungen geblieben. Die Botschaft des Präsidenten Guggiari 
weist in der Hinsicht auf Vorgänge politischer und sozialer Natur hin. Es habe 
sich eine der Regierung entgegenarbeitende politische Agitation entfaltet. Noch 
bedenklicher sei aber die von umstürzlerischen Elementen eingeleitete Bewegung 
kommunistischen Einschlags gewesen, die die Verhängung des Belagerungszustandes 
notwendig gemacht habe. 

Brasilien leidet nach wie vor unter den Folgen einer stark verfehlten 
Wirtschaftspolitik. Denn der Kaffeepreissturz stand am Eingang des allgemeinen 
Preisfalls. Der Kaffeepreissturz seinerseits war der Ausdruck des Bankrotts der 
Defesapolitik; er hat die Kreditbedingungen verteuert und die Stabilisierung ver- 
hindert. Ebenso sehr ist aber dieser ganze Ablauf der Beleg für den Mangel eines 
anderweitig produktivwirtschaftlichen Ausgleichs, der weder bei der nicht genügend 
entwickelten Landwirtschaft, noch bei der zu teuer produzierenden Industrie ge- 
funden werden konnte. — Haitis Regierung ist zurückgetreten, weil an- 
geblich die Vereinigten Staaten der Republik einen ungeeigneten landwirtschaft- 
lichen Sachverständigen aufzudrängen versuchten. 

Der amerikanische Norden ist nicht weniger von der Ungunst der Weltwirt- 
schaftslage als Lateinamerika beeinflußt. Allein seine im Wesen doch vielfach ganz 
andere Wirtschaftsstruktur und sein anderes Wirtschaftskönnen läßt dort die krisen- 
haften Erscheinungen nicht als nahezu unlösbare Probleme auftreten; sondern 
kraftvoll geht Kanada daran, seine Wirtschaftsfragen zu beantworten. Früher als 
es verfassungsmäßig notwendig war, ist das kanadische Parlament wegen der Wirt- 
schaftslage und der damit verbundenen Arbeitslosigkeit einberufen und von dem 
Generalgouverneur feierlich eröffnet worden. Die Getreidepreise sind auf das nied- 
rigste Niveau seit 1906 gesunken. Die Gestaltung des Zolltarifs soll den Erzeugern 
den inneren Markt sichern. Die um sich greifende Arbeitslosigkeit hat zu einer 
Sperrung der Einwanderung geführt, eine Maßnahme, die nur durch das Zu- 
geständnis der Zuwanderung von Saisonarbeitern britischer Nationalität nach den 
landwirtschaftlichen Provinzen des Westens etwas gemildert wird. Trotz einer ge- 
wissen Verbeugung vor dem Mutterland zeigt sich sehr deutlich, daß Kanada in 
diesen Maßnahmen eine ausgesprochen nationale Politik betreibt. 

Den in absoluter Zählung grandiosesten Umfang scheint die Arbeitslosigkeit 
in den Vereinigten Staaten erreichen zu wollen. Der Leiter des amerikanischen 
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Statistischen Amts hat die Zahl der Arbeitslosen im September auf 7 bis 9 Millionen 
geschätzt. Bei einer Gesamtzahl von 49 Millionen Arbeitern beliefe sich _ damit 


die Arbeitslosigkeit auf 150/, der Arbeiterschaft. Arbeitsnachweise sind zur Be- 


_ hebung des ernsten Zustandes eingerichtet worden. Vor allem aber haben die 


amerikanischen Konsuln Weisungen zwecks Einwanderungsbeschränkung er- 
‚halten: allen Reisenden, bei denen es unwahrscheinlich ist, daß sie in der Union 
Beschäftigung finden werden, das Einwanderungsvisum zu verweigern. Die wirt- 
schaftliche Lage findet weiter ihren klaren Ausdruck in der Entwicklung des 
Außenhandels der Union im ersten Halbjahr 1929. Aus- und Einfuhr sind um 
rund 20°/, geringer als im zweiten Halbjahr 1929. (Man vgl. darüber im ein- 
zelnen Max Biehl im „Wirtschaftsdienst“, Heft 37.) Der unter dem Einfluß der 
Handelsdepression und des Inkrafttretens des neuen Zolltarifs erkennbare Rück- 
gang der Zolleinnahmen in den ersten 50 Tagen des neuen Steuerjahres 
ist außerordentlich; nach der Statistik des Handelsministeriums sind die Zoll- 
einnahmen um 60°/, geringer als in der gleichen Zeit des Vorjahrs. Infolge 
der Dürreperiode mußte eine Stützungsaktion für dienotleidenden Farmer 
durch Regierungskredite eingeleitet werden. Die Aufrechterhaltung derProhibition 
soll den Vereinigten Staaten im vergangenen Jahr nicht weniger als ı Milliarde 
Dollar gekostet haben. Es ist daher nicht verwunderlich, daß der Kampf von 
führenden Männern immer offener gegen die Prohibition geführt wird. Unver- 
ständlich ist das Desinteressement des amerikanischen Staatsdeparte- 
ments an Jack Diamond, dem Verbrecherkönig Chicagos. Solches Verhalten 
gibt aber immerhin eine gewisse Erklärung, warum es den amerikanischen Be- 
hörden bisher nicht gelungen ist, der Elemente der Unterwelt habhaft zu werden, 
die nicht zum geringen Teil durch die Prohibition in Nahrung gesetzt werden. 
In Chicago scheint allerdings durch die scharfe Kampfansage des Richters Lyle 
eine Wandlung in der Behandlung der Verbrecherfrage eintreten zu wollen. 
Auch in Amerika ist die politische Führerfrage, die Nachfrage nach überragend 
großen Männern, akut geworden. Durch den Präsidenten Hoover ist sie nicht 
gelöst worden. Die „Frankfurter Zeitung“ hat diesem Thema einen interessanten 
Leitartikel gewidmet. „Präsident Hoover hat — das ist das allgemeine Gefühl 
in den Vereinigten Staaten — als politischer Staatschef bisher versagt. Seine An- 
hänger behaupten von ihm, er sei ein ganz neuer Typ von Präsidenten, nämlich 
ein Staatsoberhaupt, das sich von der Politik freimache, das das Land nach Ge- 
schäftsnotwendigkeiten regiere, er sei eben das, was er immer gewesen sei, der 
Ingenieur, der große Organisator, der Ingenieur-Präsident. * Tatsächlich hat sich 
Hoover bemüht, dem mit dem Börsenkrach einsetzenden Pessimismus zu begegnen, 
was ihm auch gelungen ist, ohne daß er aber natürlich die praktischen Folgen 
aufheben konnte. Denn abermals (22. September) hat die New Yorker Börse einen 
„Schwarzen Tag“ zu verzeichnen. Jetzt steht er wieder an der Spitze der Hilfsaktion 
zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Wirkungen, die die Dürre und die Mißernte 
zur Folge hatten, ohne aber auch da nicht viel mehr als Linderung der wirtschaft- 
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lichen Not bringen zu können. Außenpolitisch sind die Erfolge spärlich. Er hat | 
sich in dem Abgleichungsprozeß England—Amerika vollkommen von Macdonald in 


das Schlepptau nehmen lassen. Der neue Zolltarif endlich, der seine Billigung ge- 
funden hat, hat den Vereinigten Staaten viele Sympathien verscherzt und keine 
Besserung der eigenen Wirtschaftslage gebracht. Wie das amerikanische Volk über 


| 
| 


Hoover denkt, werden die Wahlen zum Repräsentantenhaus und zum Bundessenat 


im Herbst zeigen. 

Zur Förderung des deutsch-amerikanischen Kulturaustauschs ist an- 
fangs August in New York die Carl Schurz Memorial Foundation gegründet 
worden, die über beträchtliche Mittel verfügt und eine reiche Tätigkeit zu ent- 
falten gedenkt, z. B. im Ausbau des schon bestehenden Studenten- und Professoren- 
austauschs, in der Veranstaltung von allgemein belehrenden Vorträgen, in der 
Gründung einer deutsch-amerikanischen Zentralbibliothek, in der Errichtung einer 
deutschen Akademie für geistes- und kulturgeschichtliche Forschung, in der Ver- 
breitung deutscher Literatur in Amerika, in der Veranstaltung von Gemälde- 
sammlungen deutscher Künstler, in der Schaffung einer Zeitschrift in englischer 
Sprache, die die amerikanische Bevölkerung über deutsches Wesen und deutsche 
Arbeit belehren soll, in der Vorbereitung von Goethe- und Gerhart-Hauptmann- 
Feiern für 1932, in der Herausgabe einer volkstümlichen Goethe-Ausgabe in eng- 
lischer Sprache u. a. An der Spitze der Vereinigung stehen der ehemalige Bot- 
schafter Shurman, Alanson B. Houghton, Ferdinand Thun, Paul M. Warburg, 
Stephan Duggan, James Speyer, Boa, Julius Rosenwald. Das kulturelle Deutsch- 
land, besonders seine wissenschaftlichen, technischen und künstlerischen Leistungen, 
finden wieder volle Anerkennung in Amerika. Die Urteile über das wirtschaftliche 
Deutschland sind aber gewunden und klingen nicht besonders ermutigend. Das 
Interesse an den deutschen Reichstagswahlen war groß. Das Ergebnis 
hat Besorgnisse in der Bank- und Geschäftswelt ausgelöst, und jede radikale 
Maßnahme der künftigen Regierung dürfte die Anleihekredite sehr verteuern. 


Doch im allgemeinen ist es in Amerika ruhig aufgenommen worden. Größer 


ist das augenblickliche Vertrauen zum Aufbau in Österreich, der allerdings 
bei der Hilfe des Auslands als das relativ leichtere Problem anzusehen ist. Briand 
wirbt bei Amerika um die Anerkennung seines Paneuropa-Plans. Nicht ganz 
paßt dazu die Ausweisung des amerikanischen Zeitungsverlegers Hearst aus Frank- 
reich, mit dem wiederum der glänzende Empfang von Costes und Bellemont in 
Amerika kontrastiert, die den Ozean von Courtisfield nach New York in 37 Stunden 
ı8 Minuten ohne Zwischenlandung überflogen haben. Neben dieser Spitzen- 
leistungderAtlantikflügesteht die hervorragendeLeistung des deutschen Fliegers 
Wolfgang von Gronau, der im Etappenflug Deutschland—Island—Grönland—Ver- 
einigte Staaten Amerika erreicht hat. Das britische Luftministerium zieht mit dem 
Plan der Einrichtung eines ständigen Luftverkehrs zwischen Europa und Amerika 


das Fazit aus solchen Pionierleistungen. (Abgeschlossen am 27. September 1930.) 


er 
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Orro Mauu:: 
Erdumspannender Bericht I 


Geopolitische Probleme in der Schule 
Der Gegenstand der Berichterstattung wird vermutlich, obgleich er dem Refe- 


' renten als Thema eines Vortrags anläßlich einer Fortbildungswoche der öster- 


reichischen Mittelschulgeographen in Wien (16. Mai 1930) von der „Vereinigung 


der Geographen an Mittelschulen in Wien, Ortsgruppe des Verbandes deutscher 
 Schulgeographen“, gestellt worden ist, bei manchem Leser der Anlaß zu schweren 


Bedenken sein. Referent hört die erschrockene Frage in wohlvertrautem Klange 
von da und dort: Geopolitische Probleme in der Schule? Die Betonung liegt dabei 
gleich vorwurfsvoll auf „geopolitisch“, „Probleme“ und „Schule“. Diese Frage, in 
die das Thema unstreitig durch die Kritik mancher Leser umgewandelt wird, kann 
nur beantwortet werden, wenn man sie in zwei Teilfragen auflöst, von denen die 


_ eine speziell nach dem Wesen der Geopolitik und deren Grundlagen und von 


denen die andere ganz allgemein nach den Aufgaben der Schule fragt. 

Soll die Schule lediglich einen allgemein anerkannten Wissensstoff als Bildungs- 
inhalt und zur Schulung des Könnens ihrer Zöglinge vermitteln und damit den 
Grund legen, auf dem jeder im Leben selbst aufbauen kann? Oder soll sie un- 
mittelbar auf das Leben vorbereiten? Bejaht man die erste Frage — bei Außer- 
achtlassung der Tatsache, daß es bei dem häufigen Widerstreit der Lehrmeinungen 
in gar vielen Fächern eigentlich wenig allgemein anerkannten Wissensstoff gibt —, 


so hat die Geopolitik nichts auf der Schule zu suchen. Denn sie vermag heute 


noch kein irgendwie geschlossenes System aufzuweisen; und ob früher oder später 
diese Lücke ausgefüllt sein wird, muß dahingestellt bleiben. Soll die Schule aber 
ein offenes Ohr haben für alle wichtigen geistigen Strömungen der Zeit, dann 
wird es unumgänglich sein, auch der Geopolitik Gehör zu schenken, um den 
Schüler zu lehren, wie er aus den geographischen Gegebenheiten das politische 
Leben seiner Zeit verstehen und seine Möglichkeiten beurteilen könne. 

Natürlich tauchen bei dem letzten Schluß schon wieder neue Bedenken auf. Sie 
werden ausgelöst durch den zweiten Teil des Wortes Geopolitik. Denn Politik, 
von der natürlich als der Kunst des Möglichen zu reden wäre, wenn man zeigen 
wollte, wie geopolitische Möglichkeiten ausgewertet oder mißachtet worden sind, 
wird manchem Lehrer als garstiges und dazu noch gefährliches Lied erscheinen; 
und auch außenstehende Beurteiler werden nicht wollen, daß sich der Unterricht 
in dieser Gefahrzone bewege. Solche ablehnenden Erwägungen brechen sich aber 
vollkommen an der Welt der Tatsachen. Sie verkennen die ungeheure nicht ab- 
zuleugnende Wandlung, die der junge Mensch, der Hochschüler wie der Mittel- 
schüler, in seinem Verhältnis zur Politik im Laufe dieses Jahrhunderts durch- 
gemacht hat. Wer nur zwei Jahrzehnte zurückdenkt, wird sich entsinnen, daß es 
damals eine in studentischen Kreisen ernst diskutierte Frage war, ob sich der 
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Student mit Politik beschäftigen solle. Heute ist die Studentenschaft politisiert. Das 
ist natürlich aus der Entwicklung der Zeit zu verstehen. Der Student, der im 
ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts begonnen hat, über politische Fragen zu dis- 
kutieren, hat wenige Jahre später Gesundheit und Leben einsetzen müssen, um 
für politische Ideale zu kämpfen, und wiederum wenige Jahre später ist der Mittel- 
schüler-in die gleiche Kampffront eingerückt. Man rechnet gern die Kriege zu 
den Ausnahmezuständen des politischen Lebens und wird es darum vielleicht nicht 
als zwangsmäßig erachten, daß man das normale Leben an den Ausnahmen 
orientiert. Dieser Einwand ist aber hinfällig, seitdem die Reichsverfassung dem 
Zwanzigjährigen das Wahlrecht gegeben hat. Seitdem ist es eine unerbittliche 
Notwendigkeit, den Schüler der letzten Klassen und den jungen Studenten nicht 
nur mit den Elementen des Staates (Bürgerkunde) und dessen Gewordensein 
(Geschichte), sondern auch mit den geographischen Grundlagen des Staates (po- 
litische Geographie) und dessen Möglichkeiten gegenwärtiger und künftiger Ent- 
wicklung, soweit sie auf den Geofaktoren basieren (Geopolitik), vertraut zu 
machen. 

Ist Politik die Kunst des Möglichen im Staatenleben, so wird Geopolitik als 
wissenschaftliche Disziplin die Überprüfung aller Möglichkeiten am Maßstab der 
geographischen Gegebenheiten vorzunehmen haben. Man wird mit Recht darauf 
hinweisen, daß es keine systematisch ausgebaute Lehre einer solchen Geopolitik 
gibt. Kjellen hat seine Geopolitik nur mittelbar auf Geofaktoren basiert. Er hat 
sie zudem der Staatswissenschaft eingebaut und sie in wesentlichen Teilen in dieser 
aufgehen lassen. Diesem merkwürdigen Zustand entspricht bis zu gewissem Grade 
das eigentliche Wesen der Geopolitik. Sie ist eine angewandte Wissenschaft. „Geo- 
politik ist nichts anderes als angewandte politische Geographie“ (Referent in dem 
Aufsatz „Politische Geographie und Geopolitik“ im Geogr. Anzeiger 1926, S. 252). 
„Sie fußt auf der breiten Grundlage der Geographie, insbesondere der politischen 
Geographie“ („Bausteine zur Geopolitik“, Berlin, Kurt Vowinckel, 1928, S. 27). 
„Mit dieser Erkenntnis, daß Geopolitik angewandte Geographie sei, verliert sie 
aber auch jeden Beigeschmack einer modischen Zeitströmung. Sie ist immer be- 
trieben worden, wenn Geographie bis zu ihren letzten Konsequenzen ausgebeutet 
worden ist“ (Geogr. Anzeiger 1926, S. 253). Man kann „geistige Strömungen geo- 
politischer Natur bei Herder, Ritter (man könnte diese Liste beliebig nach der 
Antike wie nach der Moderne verlängern)“ erkennen (Geogr. Anzeiger 1926, 
S. 246). Ratzels Politische Geographie ist zugleich die hervorragendste Pionier- 
leistung auf dem Gebiete der Geopolitik gewesen. „Kjellen hat der Geopolitik im 
Grunde nur den Namen gegeben und ein Gedankengut systematisch und außer- 
ordentlich einleuchtend zugleich angewandt, von dem kaum Wesentlicheres nicht 
schon von Ratzel gedacht worden wäre“ (Friedrich Ratzel zum Gedächtnis, Z. f. 
Geopolitik, 1929). Auch die übrige moderne Geographie ist überreich an geo- 
politischen Gedankengängen und Anregungen zur Anwendung der Geographie in 
geopolitischem Sinne. „So kann ich mich erinnern, daß mein Lehrer, Theobald 


5 
N 
£ 


A 


MAULL: ERDUMSPANNENDER BERICHT I ut 


Fischer, dabei allerdings Oskar Peschel folgend, durch die Geographie das Ver- 
ständnis der Geschichte erschließen wollte“ (Geogr. Anzeiger 1926, S. 246). Ebenso 
kann man auf Arbeiten von Kirchhoff, Supan und Deckert, Penck und Hettner, 
H. Meyer, Volz, Sieger, Krebs, Vogel, Uhlig, Hassinger, Sölch u. a. hinweisen 
(vgl. die Einleitung der „Bausteine zur Geopolitik“); und man könnte diese Liste 


| ‚durch die Namen aller derjenigen vervollständigen, die geographische Erkennt- 


nisse zur Beurteilung politischer Vorgänge und Fragen verwendet und die dem 
politischen Leben meist dabei geographische Direktiven zu geben versucht haben, 
gleichgültig, ob sie das Wort Geopolitik dabei benutzt haben oder nicht. Wenn 
man die geographische Literatur der zwei letzten Jahrzehnte auf solche Betätigung 
hin durchsieht, wird man schwer leugnen können, daß der geopolitische Gedanke 
dieser Zeit eine ganz besondere Note gegeben hat. Allein trotz alledem wird von 
vielen — auch von solchen, die den geopolitischen Gedanken selbst gepflegt 
haben — der Wert und Sinn der Geopolitik bestritten. Wer wollte sich verhehlen, 
daß bei einer Menge sog. geopolitischer Untersuchungen nicht einmal die unterste 
Grenze geopolitischer Konzeption erreicht worden ist! Erbarmungsloser als der 
Referent selbst kann man sich über den Zustand der Geopolitik als Lehre kaum 
äußern: „Zwar hat diese innere Unsicherheit weder die geopolitische Erntemenge 
noch die Wirkung abgeschwächt, die geopolitisches Schaffen auf weitere Kreise 
erzielt hat. Allein auf die Dauer wird die Geopolitik ohne eine festumrissene 
Methodenlehre nicht auskommen können, und sie wird sich dabei über ihr Wesen 
eindeutig klar werden müssen. Denn der Mangel der Methode wird fühlbar in 
dem nicht selten recht ungünstigen Verhältnis zwischen der Quantität und der 
Qualität geopolitischen Schaffens“ (Geogr. Anzeiger 1926). Offenherziger kann 
man wohl nicht zugeben, wo wir stehen; denn so ist es auch noch heute. 

Fast will es ja dann scheinen, daß bei einem derartigen Zustand an eine Pflege 
der Geopolitik auf der Schule nicht gedacht werden könne. Die Entscheidung dar- 
über steht aber schon längst nicht mehr dem Wissenschaftstheoretiker zu, denn 
die Lehrpläne und Richtlinien verlangen den Unterricht in Geopolitik, und die 
Lehrer und Schüler haben Gefallen an einem solchen Unterricht gefunden. Allein 
bei ruhiger Erwägung sind die Bedenken, die aus der Erkenntnis einer mangel- 
haften Fundierung der Geopolitik an sich erwachsen, längst nicht so schwer- 
wiegend, wie es angesichts des oben geschilderten Zustandes scheinen mag. Wir 
haben kein System und keine Methodenlehre der Geopolitik. Aber die Geopolitik 
ist ja eine angewandte Wissenschaft; und das Anzuwendende, die politische Geo- 
graphie, bietet sich ebenso in der ganzen Breite ihrer heutigen Fundierung dar, 
wie sie auch genügend geopolitsche Gedanken einschließt, um eine sachgemäße 
Anwendung wirklich zu gewährleisten. Wo geopolitisch Unzulängliches geboten 
worden ist und wird, da ist der Grund doch nur z. T. im Mangel des Systems 
und der Methode zu suchen. In den meisten Fällen fehlen überhaupt die Funda- 
mente, die sich jeder, der sich geopolitisch betätigen will, aus der politischen 
Geographie wie aus der Geographie überhaupt zu erarbeiten hat. 
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Alle Betrachtung auf der Schule hat darum auch in der politischen Geographie, : 
ja in der Gesamtgeographie überhaupt zu wurzeln. Nichts dürfte aber, wenn man 


dieses Verhältnis der politischen Geographie zur Geopolitik, des Anzuwendenden zur 


Anwendung selbst, klarstellen will — wie es kaum jemals versucht worden ist, 


rätlicher sein, als Beispiele dafür zu geben, die zugleich zeigen sollen, wie geo- 
politische Fragen auf der Schule behandelt werden können. 

ı. Beispiel: Die geopolitische Bedeutung der politischgeographischen 
Homologien Vorderasiens. Soweit die historische Erfahrung reicht, haben 
immer wieder Großstaaten — die altorientalischen Reiche, das Alexander-Reich 
und Rom, das Araber- und Osmanische Reich — unter Ausnutzung bestimmter 
Leitlinien die Durchgangs- und Stegländer zwischen dem Persischen Meer und 
dem Mittelmeer (genaue geographische Analyse!) raumpolitisch zusammen- 
zuschließen versucht, und meist ist dieser Zusammenschluß gelungen. Wie ver- 
schieden auch die Raumspannungen waren, und wie sehr selbst die Träger des 
politischen Willens wechselten, das Ergebnis der politischen Raumgestaltung dieser 
Länder war stets ein überraschend ähnliches. Es entstanden politischgeographische 
Homologien, zeitweise sogar Kongruenzen. England hat die jüngste dieser Homo- 
logien geschaffen. Aus dieser durch den Blick in die Zeittiefe durch historisch- 
geographische Betrachtung (fruchtbare Verknüpfung von Geschichte und Geo- 
graphie im Unterricht!) gewonnenen Regel ergibt sich der politischgeographische 
Schluß: wann auch immer die Länderverbindung zwischen dem Persischen Meer 
und dem Mittelmeer erstrebt worden ist, stets hat sich eine ähnliche politisch- 
geographische Raumgestaltung ergeben. Soweit reichen Erkenntnis und Schluß der 
politischen Geographie. Daraus ergibt sich folgende geopolitische An- 
wendung: solange das politische Motiv der Verbindung zwischen dem Mittel- 
meer und dem Persischen Meer auftauchen wird, solange wird auch im Vergleich 
mit den Vorgängerformen homologe Raumgestaltung die Folge sein, sofern sich 
die bisherigen Mittel der Raumbewältigung und der kulturlandschaftliche Zustand 
nicht grundlegend ändern. Neue Verkehrsmittel (dazu mögen eine intensivere 
Ausnutzung des Luftverkehrs ebenso wie ein rationell angelegtes Bahnnetz ge- 
rechnet werden) werden dagegen Wandlungen in solcher Gestaltung, selektive 
Beschränkung auf einzelne Teile der verbindenden Länder hervorrufen, wie das 
übrigens schon in der Ausbreitung der gegenwärtigen britischen Einflußsphäre 
im Vergleich mit den früheren politischen Arealen zu beobachten ist. Im spezi- 
ellen heißt das: solange England an der unmittelbaren Verbindung zwischen dem 
Indischen Ozean und dem Mittelmeer Interesse hat, solange wird es auf die 
Zwischenländer Einfluß zu gewinnen suchen und danach sein Verhältnis zu Irak, 
Palästina, Transjordanien, auch zu Ägypten und dem unabhängigen Arabien 
regeln. Diese Prognose läßt aber auch England wieder in möglichem hartem 
Widerstreit erscheinen mit jeder etwaigen russischen Expansionspolitik (Belege aus 


der jüngeren Vergangenheit wären zu geben). 
(Fortsetzung in Heft 11.) 
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WILHELM ÖSTERLING: 
Korridorproblem und Korridorliteratur 


I. 


Während die großen Probleme der Weltpolitik, die durch den Weltkrieg und 
frühere Kriege entschieden oder nicht entschieden worden sind, eine schier un- 
übersehbare Erörterung von Staatsmännern und Politikern, Schriftstellern und 
Historikern verursacht haben, stehen wir bei der Korridorfrage vor einem Nichts. 
Die ernsteste Frage europäischer Friedenspolitik ist völlig neu, so neu, daß erst 
zehn Jahre nach ihrer praktischen Lösung eine ernsthafte Diskussion darüber an- 
hebt. Diese Tatsache erfordert Erläuterung. Sie kann nur darin gesehen werden, 
daß die Wiederherstellung der alten deutschen Grenzen durch die Desannektion 
des westpreußischen Gebietes im Jahre 1772, auf das die Kurfürsten von Branden- 
burg erbberechtigt waren, als eine der natürlichen Ordnung der Dinge ent- 
sprechende Lösung angesehen wurde. Selbst Napoleon, dessen Bestreben sicherlich 
nicht die Erhaltung Preußens war, wußte von polnischen Ansprüchen auf einen 
Zugang Polens zum Meere nichts, obwohl seine Gründung des Großherzogtums 
Warschau von dem polnischen Rechte auf eigenstaatliches Leben im Hinblick auf 
Rußland Kenntnis nahm. 

Die Vorstellung von der Rechtmäßigkeit der deutschen Ostgrenze blieb, wenn 
auch nicht unerschüttert, bis in das Jahr ıgıg in die Friedensverhandlungen 
hinein bestehen. Erst am 5. April ıgıg siegte die polnisch-französische Fronde, 
die dem ı3. Punkt der Vierzehn Punkte Wilsons ihren ursprünglichen Sinn nahm. 
Bis dahin hatten die siegreichen Großmächte unter einem Zugang zum Meer nur 
international garantierte Seewege nach Danzig, die Weichsel abwärts, ja nach 
Stettin und Hamburg verstanden. 

Nicht einmal die Wortführer des polnischen Volkes waren sich vorher über 
die polnischen Ansprüche einig gewesen. Der Marschall Pilsudski — im Kriege 
Führer der polnischen Legion — war kein Vertreter der Ansprüche auf das heutige 
Korridorgebiet. Der Korridor in seiner heutigen Gestalt ist vielmehr das persön- 
liche Werk eines genialischen polnischen Emigranten Roman Dmowski und seines 
Mitspielers Jgnaz Paderewski. Roman Dmowskis Denkschrift „Problems of Central 
and Eastern Europe“ stellt geschichtlich den ersten und maßgebenden Beitrag zur 
Korridorfrage dar, der vor ihrer „Lösung“ veröffentlicht worden ist. Darin wurde 
freilich noch mehr verlangt, als schließlich an Polen gegeben wurde. Doch spielt 
das in diesem Zusammenhange zunächst keine Rolle. Es braucht hier nur fest- 
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gestellt werden, daß die verhängnisvollste Vorschrift des Versailler Vertrags, die 
Schaffung des Polnischen Korridors, einen weltpolitischen Sprung ins Dunkle dar- 
stellt, der auf die Verantwortung eines einzigen entschlossenen polnischen Wort- 
führers unternommen wurde. Freilich stand ihm die gesamte französische Diplo- 
matie und Staatskunst Clemenceaus und anderer Franzosen sekundierend zur Seite. 
Der Korridor ist damit als das Ergebnis reinen politischen Dilettantismus in 
einer freilich grandiosen Form gekennzeichnet und zugleich ist damit der Schluß- 
strich unter das trübe Kapitel von der-Uninformiertheit der beiden maßgebenden 
angelsächsischen Staatsmänner Lloyd George und Präsident Wilson gezogen. 


1. 

Die Korridorliteratur gruppiert sich seither in zwei Teile. Die polnischen und 
mit ihr ein Teil der ausländischen Untersuchungen versuchen die Versailler Lösung 
ex posteriori zu rechtfertigen. Roman Dmowskis grundlegende Thesen werden in 
abgewandelter Form erneut vorgetragen, um die Gültigkeit der heutigen Ordnung 
zu beweisen. Diese Beiträge zum Korridorproblem sind zahlreich. Sie müssen aber 
in der Erwägung beiseite geschoben worden, daß ein zufällig geschaffenes Fait 
accompli nicht als Prämisse zur Findung des Rechtes dienen kann. In Wahrheit 
stellen sie denn auch die Begleitmusik des Unrechts dar, obwohl ihr Leser nicht auf 
diesen Gedanken kommen wird und kann. Das letzte Erzeugnis dieser Art liegt uns 
in Form eines kleinen Heftes, genannt „Grundsätzliches über die deutsche Außen- 
politik“ vor. Der innere Sinn dieser kleinen, für die polnische Propaganda sympto- 
matischen Schrift enthüllt sich in einer Tabelle, darstellend die Abnahme der deut- 
schen Geburtenziffer nach dem Kriege. Dabei ergibt sich, daß unter Zugrundelegung 
der deutschen Geburtenziffer und der Zahl der deutschen Kinder bis zu einem Jahr 
als Meßziffer, die als 100 gesetzt wird, Frankreich ı ıı lebend geborene Kinder und 
ı 12 einjährige Kinder aufweist. Sie wird gekrönt durch die polnische Vergleichszahl, 
die mit 186 Lebendgeburten und 176 einjährige Kinder die Tabelle abschließt. 

Folgt mit Weitschweifigkeit die Nutzanwendung: Polen, der Staat mit der 
größten relativen Bevölkerungsvermehrung, und Deutschland mit der relativ 
geringsten stehen sich in natürlichem Antagonismus gegenüber. Der Deutsche 
flieht die Scholle, der Pole sucht sie. Das deutsche Siedlungsprogramm ist Theorie, 
das polnische eine Realität. Einen Schritt weiter geführt, muß der Leser zu dem 
Schluß gelangen, daß es das Richtige wäre, wenn der Korridor in polnischer 
Hand bliebe und wenn Ostpreußen ebenfalls an Polen fiele. Das deutsche Volk 
sei nicht imstande, der polnischen „Volksevolution“ etwas Gleichartiges entgegen- 
zustemmen. Auch finden wir Sätze, wie diesen: „Das deutsche Volk ist zivilisa- 
torisch bereits so weit fortgeschritten, daß seine Stärke, sein Wirkungsbereich nicht 
mehr im schlechthin Nationalen, sondern schon im Wirtschaftlichen liegen. 
Deutschland könne“, heißt es dann weiter, „seinen Bestand im Osten nur dann 
aufrechterhalten, wenn es zu diesem Zweck das einsetzt, was seinem Wirkungs- 
kreis entspricht, das Wirtschaftliche. 


f 


a tu 


OSTERLING: KORRIDORPROBLEM UND KORRIDORLITERATUR 775 


Über die Genesis dieser Argumentation ließe sich mancherlei sagen. Es fällt in 


die Augen, daß sie einer Mode gewordenen Überschätzung der Wirtschaft als der 
Basis deutschen Wiederaufstiegs entspricht und sich ihre Trugschlüsse mit Ge- 
schick zunutze macht. Ihr wahres Fundament liegt in der erwähnten Denkschrift 


„Roman Dmowskis. Dort steht der kühle Satz, daß Ostpreußen durch die Ab- 


tretung Westpreußens lebensunfähig würde, daher sei — die Logik ist unanfecht- 
bar — auch Ostpreußen an Polen abzutreten. Nun sind im Laufe der ver- 
flossenen zwölf Jahre die voraussehbaren Wirkungen der Zerreißung deutschen 
Gebietes, ebenso die Wirkungen der sozialen Verelendung durch den Friedens- 
vertrag und die zeitweilige Verminderung der deutschen volklichen Lebenskraft 
sichtbar geworden. Nunmehr benutzt man die Wirkung, die gewollte Wir- 
kung, eines Komplexes von Handlungen, um die Handlungen ihrerseits als zu 
Recht erfolgt zu begründen. Da gleichzeitig gewisse deutsche Gruppen einer be- 
sonderen objektiv-literarisch schillernden Politik auf solche Deduktionen des- 
wegen etwas geben, weil ihre Perspektive streng feuilletonistisch-journalistisch ist, 
entspinnt sich vor dem zeitgenössischen Auge ein Spinnweb auch politischer 
Dichtung und Wahrheit, darin sich täglich mehr harmlose Fliegen verfangen. 
Indessen steht diese Zwecklogik auf keiner höheren geistigen Stufe als die klas- 
sische Feststellung, daß die Armut von der Pauverte herkommt. 

Die zunehmende Verflachung und Hast unseres Lebens bringt es mit sich, daß 
die Beweismittel dieser polnischen Propagandaliteratur nur selten in dem Rah- 
men des normalen Aufsatzes zu widerlegen sind. Da wir aber bei der Bevölke- 
rungsfrage sind, werden wir eines anführen und widerlegen, das in der ganzen 
Polenliteratur immer wiederkehrt und auch in dem genannten Hefte nicht über- 
sehen wird. Die Argumentation verläuft wie folgt: These I: Der Osten ist 
deutsches Kolonisationsgebiet! — Daß die Polen tatsächlich später angelangt 
sind, wird außer acht gelassen. These Il: Als Polen geteilt wurde, waren West- 
preußen und der Netzgau polnisch! — Daß der prozentuale Anteil des Deutsch- 
tums 1772 in dem strittigen Gebiet a) älter eingesessen als der polnische, b) pro- 
zentual höher war als heute, wird übersehen. — Seither ist — These III — dieses 
Gebiet durch Preußen zwangsweise kolonisiert worden! — Daß das eingesessene 
Deutschtum nicht nur ausreichte, um den natürlichen Bestand von ıg14 aus eigener 
Kraft zu erreichen, sondern daß seine Fruchtbarkeit so groß war, um mindestens im 
Laufe der letzten drei Generationen mehrere Millionen deutscher Menschen 
an die Großstädte und den industrialisierten deutschen Westen abzugeben und 
daß diese als sogenannter Wanderungsverlust statistisch verzeichnete Koloni- 
sation des Westens durch den Osten durch die Siedlungspolitik der preußischen 
deutschen Regierung nicht aus der Welt geschafft wird, finden wir selbst in 
deutschen Werken selten erwähnt. Jeder Berliner, jeder Westdeutsche kennt eine 
große Zahl von Westpreußen und Posnern, aber der geborene Westpreuße sah 
in seiner Heimat den Westdeutschen höchstens als Beamten, und auch dies erst 
seit Beginn dieses Jahrhunderts. Damals wurde der Grundsatz, nur eingesessene 
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Beamten zu verwenden, durchbrochen, wenn nicht abgeschafft. Aus These II 
folgt aber These IV. Die Verdrängung der Million deutscher Bewohner aus dem 
abgetretenen Gebiete ist das natürliche Ergebnis der preußischen Kolonisations- 
tätigkeit. Natürlich hätten sich diese landfremden Elemente nicht halten 
können als es darauf ankam. Daß es sich bei der Verdrängung der Deutschen 
um eine heimliche Volksabstimmung gegen die polnische Verwaltung und Justiz 
handelt, verursacht durch die Entziehung der natürlichen Lebensgrundlagen usw., 
wird durch These IV verschleiert. Nichtsdestoweniger stellt diese Völkerwanderung 
eine schlechthin vernichtende Verurteilung der polnischen Politik dar. 

Damit gelangen wir zum Abschluß der Korridorliteratur dieser Art. Sie ist, im 
Gegensatz zu jener, die wir anschließend behandeln, keineswegs theoretischer 
Natur. Vielmehr liefert sie, wie gesagt, die Begleitmusik zu einer auf den Prä- 
missen Roman Dmowskis aufgebauten praktischen Politik des polnischen 
Staates, die in absolutem Gegensatz zu den internationalen Verpflichtungen des 
polnischen Staatswesens steht. Vielleicht ist diese Politik unter den gegebenen 
Umständen zwangsläufig. Das steht hier nicht zur Erörterung, aber sie ist eine 
Tatsache. Schon jetzt sind die Rechtsgrundlagen des ehemals preußischen Deutsch- 
tums so weit verschlechtert oder zerstört worden, daß die Gerechtsame des Deut- 
schen im ehemaligen Königreich Polen, die freilich den Rest einer zerstörten 
Autonomie darstellten, besser waren als heute. Diese Literatur ist die Apologie 
einer völkerrechtlich kriminellen Politik. Die Entwurzelung von rund einer Mil- 
lion Deutscher stellt kein Ruhmesblatt internationaler Verständigungspolitik dar. 
Vernichtete Rechte werden nicht wieder lebendig, wenn man ihre Gräber lite- 
rarisch übertüncht. 

II. 

Der in Versailles durch den gordischen Knoten der Ostfrage gezogene Schwert- 
streich stellt sich als jene Operation an Deutschland vor, die Shylock an seinem 
Schuldner zu vollziehen gehindert wurde. Wir können die Schwere unseres phy- 
sischen Zusammenbruchs im Jahre rgı8/19 ermessen, wenn wir feststellen, daß 
die an uns vorgenommenen Amputationen im Zustande nationalpolitischer Ohn- 
macht und Besinnungslosigkeit ausgeführt worden sind. Wir müssen gleich darauf 
hinweisen, daß sich die Welle des polnischen Aufstandes im Winter ıg18/19 trotz- 
dem an dem Widerstand des eingesessenen deutschen Volkstums, nämlich an der 
sogenannten Demarkationslinie brach. An die grundlegende Bedeutung dieses 
Widerstandes, der später diplomatisch umgangen wurde, erinnerte bei der West- 
Östpreußischen Abstimmungsfeier in diesem Jahre Reichsminister a. D. Severing, 
der zweifellos nicht den Ruf eines Chauvinisten genießt. Jahre vergingen indessen, 
bis die nationalpolitische Selbstbesinnung so weit fortgeschritten war, um den 
Osten auch nur propagandistisch wieder zu entdecken. Im Anschluß an die Volks- 
abstimmungen entstand zwar mancherlei an Untersuchungen, aber diese Unter- 
suchungen waren zumeist defensiv oder aus örtlicher Zielsetzung entstanden. Wie 
der eingesessene Bürger die eigene Stadt häufig schlechter kennt als der wissens- 
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durstige Besucher, so kannte der West- und Mitteldeutsche seinen Osten eigentlich 
‚aur oberflächlich. Sein Besitz, seine Stellung dortselbst stellte sogar für den Ost- 
‘deutschen eine Selbstverständlichkeit dar. Man argumentiert nicht über 
Selbstverständlichkeiten. Diese Haltung war völlig richtig. Daß auch über einen 
polnischen territorialen Zugang zum Meere für den im Kriege von Deutschland 
‚neugeschaffenen polnischen Staat nicht argumentiert wurde, versteht sich. Sie 
kam nicht in Frage. Selbst Pilsudski hatte sie ja nicht vertreten! 
Inzwischen enstand nun eine Reihe von Werken, die wir als Tatsachenfest- 
‚stellungen bezeichnen wollen. Hierzu gehören in erster Linie die Arbeiten von 
Dr. Manfred Laubert, wie „Nationalitätund Volkswille im preußischen Osten“ usw. 
Dr. Walther Recke „Die Polnische Frage als Problem der europäischen Poli- 
tik“, Roth, „Die Entstehung des polnischen Staates“, Berlin 1926, Dr. Wil- 
helm Volz’ zahlreiche Arbeiten über Volks- und Kulturbodenforschung im Osten, 
Viktor Aubin usw. Ebenso nennen wir die Schriften von Dr. Kaufmann über die 
" Nationalitätenfrage in Westpreußen und Danzig und viele andere. Alle diese Unter- 
suchungen schufen die Grundlage für die gegenwärtige politische Betrachtung. 
"Vieles von dem, was die Vorkriegsgeneration als Vermächtnis zurückgelassen hatte, 
erwies sich als unbrauchbar. Die Vorstellungen, die zum Beispiel der Ostmarken- 
verein und dieihm nahestehenden Kreise verbreitet hatte, waren nicht stichhaltig. 
Man darf sagen, daß gerade diese damalige Methode der Darstellung der polnischen 
Frage der polnischen Propaganda ihre Aufgabe vielfach erleichtert hat. Die vom 
"Ostmarkenverein und die von der privaten und amtlichen deutschen Kartographie 
, hergestellten Bevölker ungskarten stellen geradezu die Grundlage der Korridor- 
theorie dar. Die Schriften über die politische Bedeutung und den Verlauf der 
Volksabstimmungen in Westpreußen, Ostpreußen und Oberschlesien sind deshalb 
von grundsätzlicher Bedeutung für die Beurteilung der Vorkriegsarbeiten, weil 
sich die polnische Propaganda deren Irrtümer geschickt zunutze gemacht hat. 
Die eben bezeichnete Arbeit, die man als Rekonstruktion der politischen Tat- 
sachenwelt des Ostens bezeichnen könnte, befindet sich noch in vollem Fluß. 
Einzelne Werke herauszuheben ist deshalb nicht ratsam. Folgerungen sind auf 
diesen Forschungen von Deutschen nicht aufgebaut worden, soweit politische 
Folgerungen in Betracht kommen. Selbstverständlich springt bei allen der histo- 
rische, ethnographische oder wirtschaftliche, natürlich auch der politische Tat- 
bestand in die Augen. Aber ebenso selbstverständlich ist es, daß aktuelle poli- 
tische Forderungen vermieden werden. Es fehlt an Vorschlägen. Jedoch ergibt sich 
immer mehr Material, aus dem die Zweckmäßigkeit und Rechtmäßigkeit der alten 
deutschen Grenze erhellt. Das genügte bisher, genügt aber nicht für die Zukunft. 


IV. 
Völlig anders liegen die Dinge bei der Behandlung der Korridorfrage im Aus- 
land. Solange das Bedürfnis vorherrschte, die in Versailles geschaffene Ordnung 
zu verteidigen, überwog das Bestreben, die Schaffung des Korridors zu recht- 


50 


N “ s 
x 


: 
778 DEUTSCHE AUSSENPOLITIK HEFT ı0 


fertigen. Hier trifft das schon Gesagte in vollem Umfange zu. Anders liegt es mit 
jenen Werken, die das Bestreben nach Objektivität zeigen. Versuche dazu sind 
schon seit langem unternommen worden. Ihre Resultate waren jedoch unbefrie- 
digend, solange die deutsche Forschung nicht genügend Beweise zusammengetragen 
hatte. Hier muß an das Werk Nittis „Das friedlose Europa“ erinnert werden. 
Sodann an die zahlreichen Veröffentlichungen über die Hindergründe der Friedens- 
verhandlungen. Wir können sie hier nur als bekannt voraussetzen. 

Interessanter ist heute die zweite Kategorie von ausländischen Arbeiten, die ent- 
schlossen zupackend in dem Korridorproblem das Problem des europäischen Frie- 
dens erkennen und zugleich deutsche Arbeiten benutzen. Da nennen wir in erster 
Linie das Werk des bekannten englischen Publizisten Sir Robert Donald „The 
Polish Corridor and the Consequences“, London 1929, und als französisches Gegen- 
stück dazu die Arbeiten des Pariser Universitätsprofessors Rene Martel: Les fron- 
tieres orientales de l’Allemagne (Deutsche Übersetzung unter dem Titel „Deutsch- 
lands blutende Grenzen“, Gerhard Stalling, Oldenburg 1930). Die englische wie 
die französische Arbeit gehen von den inzwischen neu gesicherten Tatsachen aus. 
Sie geben wertvolles Material über die Entstehung des territorialen Korridor- 
begriffs, schildern die beiderseitigen Auffassungen, die deutsche und die polnische, 
und kommen beide zu dem Schluß, daß die gegenwärtige Lösung des Problems 
keine Lösung darstellt. Beide betreten dann den in den Friedensverhandlungen 
vorgetragenen deutschen Vorschlag: Polens Zugang zum Meere durch internatio- 
nal gesicherte Wege, Straßen und Freihäfen zu verbürgen. 

Doch sind auch diese Werke vorerst nur ein Anfang. Sie haben den politischen 
Bezirk noch nicht erreicht. Die europäische Staatskunst weiß von diesen Dingen 
noch nichts. Wohl mehren sich die Anzeichen beginnender Einsicht. Es fehlt je- 
doch an gangbaren Wegen, um die friedliche Lösung zu sichern. Die Entwicke- 
lung der Dinge im Völkerbunde stellt das Gegenteil dessen dar, was bei seiner 
Gründung beabsichtigt wurde. Aus einer Beschwerdeinstanz, einem Völkertribunal, 
ist eine Stelle zur Erhaltung des Unrechtes geworden. Statt europäischer Inter- 
essenpolitik wird eine europäische Interessentenpolitik getrieben. 

Wer sich auch nur oberflächlich mit dem Zustande der europäischen Politik 
beschäftigt, kann diese Lage nicht übersehen. Wer die Behandlung der Korridor- 
frage in diesem Zusammenhange betrachtet, muß zu dem Schlusse gelangen, daß 
wir Deutsche nunmehr wieder das Wort haben. Zur ersten Erörterung haben wir 
die Grundlagen geliefert. Jetzt gilt es, die Folgerungen zu zeigen. Solange man 
die Korridorfrage im Bannkreis der Versailler Psychose bearbeitet, bleibt sie un- 
lösbar. Geht man staatsmännisch an sie heran, dann verschwinden die meisten 
Schwierigkeiten. Die Konsequenzen aus der Korridorlösung erfordern konsequentes 
Handeln. Wir fügen daher beispielhaft ein paar Tatsachen an, die vielleicht für 
die Zukunft richtunggebend werden könnten. 

ı. Das deutsche und polnische Volkstum innerhalb des Korridorgebietes hat 
sich durch sieben Jahrhunderte ergänzt und nicht bekämpft. Es hat stets 
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kulturell und rechtlich unter deutschem Rechte gestanden, selbst zu polnischer 
Zeit. - 

2. Militärisch bedeutet der Korridor in seiner gegenwärtigen Gestalt keine 
Sicherung für Polen, sondern eine Gefahr. Solange Polen nicht die Ostsee be- 
_ herrscht, bedeutet der Korridor auch keinen freien Zugang zur See. Selbst Frank- 
reich vermag ihn ohne die Herrschaft über die Nordsee nicht zu verbürgen. 

Die gewaltsame Polonisierung des Korridors verschärft Deutschlands Gegner- 
schaft von Jahr zu Jahr, zumal Ostpreußen immer mehr bedroht wird. Die ge- 
waltsame Polonisierung und die Befestigung und Herrichtung dieses Zuganges zur 
See verursacht für Polen ständig wachsende Kosten. Dabei wird die er 
keit Polens im Osten vermehrt. 

Eine natürliche Grenze läßt sich mit Leichtigkeit feststellen. Die Tatsachen, die 
heute gegen sie zu sprechen scheinen, sind unnatürlich. 


V. 


Ist auch die Dividende an neuer Erkenntnis, die wir aus dieser Betrachtung 
zur Verteilung bringen können, bescheiden, so ist sie dennoch solide begründet. 
Den entscheidenden Beitrag zur Korridorfrage werden wir Deutschen bringen 
müssen. Heute wissen wir, daß die auf wirtschaftlichen Erwägungen beruhenden 
Theorien keinen Bestand haben. Die Behandlung der Korridorfrage auf deutscher 
Seite Jitt unter der Zweckvorstellung, die neuzeitliche Wirtschaft werde Formen 
finden, um politische Grenzen zu überbrücken, zu umgehen, verschwinden zu 
machen. Unsere Erfahrungen zeigen, daß diese Hoffnung trügerisch ist, die 
Handlungsweise Polens beweist, daß sie jenseits der Grenze niemals erwidert wor- 
den ist. 
bringen. Das Werk, sie vorwegzudenken und gedanklich zu gestalten, ist noch 
nicht getan. Aber die vorliegende Literatur zeigt, daß die Wahrheit, die Gerech- 
tigkeit und das Recht wieder ihren Platz erhalten. Zehn Jahre scheinbaren Still- 
standes haben überraschend große Fortschritte gebracht. Die Dinge sind im Fluß. 
Unsere Aufgabe ist es, die Schlacken herauszufischen, das Feuer zu unterhalten. 
Die Korridorfrage bleibt die Lebensfrage Deutschlands und des deutschen Volkes 


Nur eine politische Lösung kann die Erlösung des Ostens 


auch in Zukunft. 
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KarL MEGERLE: 
Wirtschaftsreich British Empire? 


A : 1. Vorbemerkung. — 2. Die weltwirtschaftlichen Strukturwandlungen. — 3. Die Ideologie Lord 
Beaverbrooks. — 4. Die Konservativen am Kreuzweg. — 5. Die traditionellen Gegner. — 6. Die 


Meinung der City. — 7. Die Sorgen der Dominien. — 8. Die Idee British Empire. ° 


I. 


» “Als der Verfasser zu Beginn des Jahres den Versuch machte, diejenigen 


= 
+ 


ALLER A au. a ne ns nal en 


m Wi 


politischen Kräfte und Strömungen Englands und des Empires zusammen- 


zustellen und zu prüfen, die entweder auf Zusammenfassung des Empires in 


irgendeiner Form zu einer geschlossenen Wirtschaftseinheit abzielen oder 
dieses Ziel ablehnen, da konnte er nur vorsichtig feststellen, daß in der Tat 
die Konstellation der Kräfte in die Richtung des geschlossenen Wirtschafts- 
blockes zu drängen scheinen. Inzwischen haben die Ereignisse des Jahres 1930 
in unerwarteter Weise dazu beigetragen, daß jene Feststellung bestätigt und 
bekräftigt wurde. Und während der Aufsatz zum Druck geht, haben sich 
bereits die Vertreter der Dominien und des Empires eingeschifft, um Ende 
September an der großen Reichskonferenz in London teilzunehmen, die ihre 
Bedeutung in erster Linie durch die großen Reichswirtschaftsfragen erhalten 
wird, welche inmitten der großen Weltkrise noch drängender nach Lösung 
schreien. Die offizielle Tagesordnung der Konfernz nennt unter den Wirtschafts- 
fragen hauptsächlich engere wirtschaftliche Zusammenarbeit, Förderung des 
interimperialen Handels und eine systematische Entwicklung der unerschlossenen 
wirtschaftlichen Möglichkeiten des Empires. Das Zusammentreffen der Kon- 
ferenz mit der Weltdepression wird den Weg zu wichtigen Entscheidungen 
freimachen und auch die Kräfte beeinflussen, die bisher abseits oder ablehnend 
dem Reichswirtschaftsgedanken gegenüberstanden. Erich Obst gebührt das 
Verdienst, zum erstenmal den Versuch gemacht zu haben, umfassend die 
Gefahr zu prüfen, die in einer englischen Abkehr von Europa und in seinem 
wirtschaftlichen Aufgehen im Empire schlummert, Er kam in seinem Werk: 
„England, Europa und die Welt“ zu dem Ergebnis, daß das englische Empire 
aus Mangel an verschiedenen lebenswichtigen Rohstoffen und Lebensmitteln 
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schon neue Daten geliefert hat und noch liefern wird, sondern er prüft nach, 
welche politischen Kräfte Englands überzeugt und gewillt sind, sich für dieses 
Ziel einzusetzen. Daß eine solche Entwicklung besonders für Deutschland, aber 
auch für ganz Europa von größter Tragweite sein würde, bedarf keines Beweises. 


e$ 

Unter den allgemeinen Ursachen, die den Sinn der Engländer für die 
wirtschaftliche Empirefrage geöffnet haben, ist in erster Linie die chronische 
Arbeitslosigkeit zu nennen, die wie ein Geschwür den englischen Wirtschafts- 
körper vergiftet. Jahr um Jahr hoffte man, es handle sich um eine vorüber- 
gehende Erscheinung, aber immer mehr stellte sich heraus, daß es sich um 
strukturelle Ursachen handelt, nämlich um die Schrumpfung des englischen 
Anteils am Weltmarkt durch Umlagerung der Weltwirtschaft. Die Arbeits- 
losenfrage beherrscht daher unumschränkt das gesamte politische Leben Eng- 
lands. Alle Parteien, alle Wirtschaftsverbände und -zweige stöhnen unter diesem 
Albdruck, und es ist klar, daß auf der Suche nach einem Ausweg sich die 
Augen um so gläubiger auf das Empire richten, je mehr die anderen Mittel ver- 
sagen und je deutlicher man sich bewußt wird, welche Möglichkeiten und 
Schätze man noch ım Empire besitzt. Was im Mutterland die industrielle Not, 
das bewirkt in den Dominions die unerhörte Depression der Urproduk- 
tion bei Rohstoffen und Lebensmitteln. Und so ist es kein Wunder, daß die 
noch vor einem Jahre so kühlen und selbstbewußten Stimmen aus den Domi- 
nien heute erheblich wärmer und interessierter werden, wenn ihnen aus der 
englischen Heimat die Vorteile einer imperialen Arbeitsteilung und Zusammen- 
arbeit angepriesen werden. Dabei wirkt außerdem das große amerikanische 
Vorbild mit. Man hat an ihm die Vorzüge eines großen, freien Marktes kennen- 
gelernt, man sah mit heimlicher Bewunderung die fetten Jahre der amerika- 
nischen Prosperität und rechnete sich aus, daß das Empire an Käufern, Hilfs- 
quellen, Ausdehnung und Möglichkeiten Amerika noch weit übertreffen könne. 
Endlich aber kann man eine direkte Förderung der englischen Empireideen 
durch die Paneuropafrage feststellen. Schon vor Briands Memorandum frag- 
ten sich die Engländer, wo denn ihr Platz und ihre Chancen lägen, wenn der 
Kontinent sich zu einer Wirtschaftseinheit zusammenfände. Man sah sich bereits 


eingezwängt zwischen dem staatsmonopolistischen Rußland, dem hochindustri- 


kein autarkes Gebilde werden könne. Der vorliegende Aufsatz hat nicht die _ 
Aufgabe nachzuprüfen, ob die wirtschaftliche Entwicklung auch hierin nicht 
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alisierten Europa und dem aggressiven Vetter jenseits des Ozeans, der immer 
erfolgreicher in die imperialen Märkte einbricht. So war es kein Wunder, daß 
die englische Antwort auf Briands Frage nach Europa ein Nein war, ein Nein, 
dem das englische Volk einstimmig Beifall spendete, Bei seiner Doppelstellung 
kann England nicht ausschließlich Europa angehören, wenn es nicht darauf 
verzichten will, sein Empire zu entwickeln. Daß aber die Empireidee im 


ganzen gesehen nichts an Werbekraft eingebüßt hat, sondern von einem 


neuen Gesichtspunkt aus die englischen Geister zu beherrschen beginnt, wird 
später noch gezeigt werden. Aber schon der hohe Preis, den England an die 
Vereinigten Staaten bei der Flottenkonferenz zahlte, konnte nur gewagt werden, 
weil man damit sich die Ruhe erkaufen wollte, das Empire ungestört und un- 
gefährdet zu entwickeln. 


7 


Am ı1. November 1929 trug Lord Beaverbrook, der Pfarrerssohn aus 


_ Kanada, zum erstenmal seinen Angriff zugunsten des Reichszollvereins bis ins 


britische Oberhaus vor. Seither hat das Oberhaus, aber auch das Unterhaus, 
mehrmals Gelegenheit gehabt, sich mit dieser Frage zu befassen. Entscheidungen 
konnten natürlich nicht fallen, dafür war der Boden im Lande draußen und 


in den Parteien noch nicht genug vorbereitet. Aber man sah schon in diesen 


- Vorpostengefechten, daß die gesamte konservative Partei prinzipiell durchaus 


auf Beaverbrooks Seite war; nur in dem Weg zum Ziel unterschied und unter- 
scheidet sie sich heute noch. Zwar ist man in England noch nicht gewohnt, 
daß Pressemagnaten wirklich Politik machen, und trotzdem die Daily Mail und 
der Daily Telegraph Millionenauflagen haben, obwohl sie auch von Hundert- 
tausenden von Arbeitern gelesen werden, und Beaverbrook und Rothermere so 
Gelegenheit haben, ihren Empiretrommelwirbel in ganz England hören zu 
lassen, so hätten die Presselords doch nicht den großen Erfolg gehabt, wenn 
nicht die Zeit reif für ihre Pläne wäre. Sie haben echte Journalisten- und 
Politikereigenschaften entwickelt: den Sinn für das, was in der Luft liegt. 
Beaverbrook spricht bekanntlich das, was die andern Imperialisten aus tak- 
tischen Gründen nicht zu sagen wagen, mit rücksichtsloser Offenheit aus: das 
Ziel der geschlossenen Empirewirtschaft kann nur erreicht werden, wenn 
England den Dominions als Lockmittel und Gegengabe Zölle auf fremde 
Lebensmittel und Rohstoffe anbietet. Nur unter diesen Umständen werden 
jene bereit sein, ihre scharfe Schutzzollpolitik zu ändern und sich auf eine Art 
Arbeitsteilung ihrer jungen Industrien mit der des Mutterlandes einzulassen. 
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Dann erst kann das Ideal erreicht werden: ein Schutzzollwall an allen Empire- 
grenzen gegen fremde Waren, Freihandel innerhalb des Empires. Dann erst 
kann rund ein Viertel der Erde und ihrer Bewohner ein panbritischer Markt 
werden, an dessen reichbesetztem Tisch sich der britische Arbeiter und Unter- 
nehmer ungestört gütlich tun können. Auf dem Weg zu diesem Ziel schreckte 
Beaverbrook nicht davor zurück, seiner alten, konservativen Partei eine ge- 
fährliche Konkurrenz zu schaffen. Zusammen mit Rothermere zog er zuerst die 
Liga für den Empirekreuzzug auf, die überparteilich sein sollte. Kurze Zeit 
darauf ging er noch weiter und gründete die United Empire Party. Er 
schien damit das Tafeltuch zwischen Baldwin und ihm selbst zerschnitten zu 
haben. Es folgte ein heftiges Ringen mit der alten Partei und ihrem Führer 
Baldwin, das auch heute noch nicht beendet ist, denn die United Empire Party 
besteht weiter und hat bereits verschiedenemal bei Nachwahlen eigene Kandi- 
daten aufgestellt, die eine so gefährliche Anziehungskraft bewiesen, daß Bald- 
win nichts übrigbleiben dürfte, als mit Beaverbrook einen neuen Frieden zu 
schließen. Wie sehr auch der zünftige englische Politiker die Methoden der 
Presselords verurteilt, er kann Beaverbrook nicht abstreiten, daß er der 
Empireidee einen ungeheuren Auftrieb gegeben und die widerstrebenden Kräfte 
gezwungen hat, ihm auf das Empiregelände zu folgen. Man kann ihm auch 
nicht Großzügigkeit und Wendigkeit abstreiten und man muß zugeben, daß 
seine Begeisterung für das Empire echt und uneigennützig ist. 


4. 

So kam es, daß sich die Konservative Partei nicht mehr länger zurück- 
halten konnte und schließlich auch nicht mehr wollte. Schon im November 1929 
hatte Baldwin überraschenderweise auf dem konservativen Parteitag die Parole 
Beaverbrooks im Grundsatz akzeptiert und in meisterhafter Diktion auf dem 
grandiosen Hintergrund der britischen Seeherrschaftsgeschichte das lockende Ziel 
der Zukunft gezeigt: „Wir stehen wieder einmal am Kreuzweg. Dies ist das Zeit- 
alter der großen Kombinationen. Die Vereinigten Staaten wurden zu Lebzeiten 
unserer Väter zusammengeschweißt, In Europa sprechen die Leute heute von 
den Vereinigten Staaten von Europa. Unser Fortschritt aber hängt von unserer 
Fähigkeit ab, das Empire, Dominien und Kolonien in gleicher Weise, zu erfassen 
als eine unzerstörbare und ewige Einheit für die Produktion, den Konsum, die Ver- 
teilung der Güter, die Erhaltung und Verbesserung des Schicksals derjenigen, 
die durch die Vorsehung Bewohner des britischen Commonwealth sind.“ Während 
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‚er aber damals noch ganz vorsichtig nur von Schutzzollgesetzgebung zugunsten 
einzelner Industriezweige sprach, mußte er unter dem Druck Beaverbrooks das 
Steuer herumwerfen und als Wahlparole für die nächsten Generalwahlen ein 
volles Schutzzollprogramm für die britische Industrie proklamieren und sich 
- auch auf dem Gebiet der Lebensmittelzölle zu Zugeständnissen herbeilassen. 
Bekanntlich schloß er mit Beaverbrooks Empire Party das Referendum-Kom- 
promiß. D. h. er verpflichtete seine Partei, sobald sie wieder zur Regierung ge- 
lange, eine besondere Reichskonferenz einzuberufen, auf der die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit des Empires behandelt werden solle. Stelle sich dabei heraus, 
daß die Dominions gewillt seien, der britischen Industrie entsprechende Vorteile 
zu gewähren unter der Bedingung, daß das Mutterland dafür einen Lebens- 
mittelzoll auf ausländische Einfuhr lege, die Empireprodukte aber frei herein- 
lasse, so werde dem britischen Volk in einer Volksabstimmung Gelegenheit ge- 
geben, ja oder nein dazu zu sagen. Es waren parteitaktische Gründe, die Baldwin 
zu diesem Kompromiß zwangen. Inzwischen aber hat die Erfahrung gezeigt, 
daß die konservative Partei nicht viel riskiert, wenn sie mit volleren Segeln 
hinter Beaverbrook hereilt. Vom Referendum ist nicht mehr die Rede. Man 
wartet das Ergebnis der Reichskonferenz ab und faßt dann seine Entschlüsse. 
Sicher aber ist, daß die konservative Partei entschlossen ist, die Wirtschafts- 
einheit herbeizuführen, wann auch immer sich dazu Gelegenheit bietet. Über 
den Weg und die Methoden streitet man sich noch. Auch Beaverbrook schwankt 
darin noch hin und her, und einflußreiche Männer wie Lord Melchett und 
Rothermere haben ihre eigenen Vorschläge, aber im Ziel ist man sich einig. 


u 

Traditionelle Gegner dieser Pläne müßten Liberale und Arbeiterpartei 
sein und von ihrer derzeitigen parlamentarischen Mehrheitsstellung rührt es 
her, daß man versäumte, die außerparlamentarische Stärke der Empireideen 
zu erkennen. Aber auch hier bahnt sich die Wandlung an. Träger einer neuen 
Auffassung von Empire und Wirtschaft sind die Gewerkschaften. Schon 
auf dem Gewerkschaftskongreß des letzten Jahres überraschte der Präsident, 
Ben Tillett, den Kongreß mit einer neuen Einstellung zu Wirtschaftsfragen. Er 
erinnert an die Möglichkeiten des Empires und schloß mit der Aufforderung 
im Intresse des britischen Arbeiters alles zu tun, was-den interimperialen Handel 
fördern könne. Was damals noch wenig Beachtung gefunden hatte, verdichtete 
sich auf dem diesjährigen Gewerkschaftskongreß zu einem Memorandum über 
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„Wirtschaftsgruppen und interimperialer Handel,“ das mit 1,87: 1,4 Millionen 
Stimmen angenommen und damit offizielle Gewerkschaftspolitik wurde. Danach 
sind die Gewerkschaften der Meinung, daß die Entwicklung in der Welt zur 
Bildung von großen Wirtschaftseinheiten dränge. Nach Lage der Dinge könne 
England nicht einer Wirtschaftseinheit Europa angehören, das ja lauter scharf 
konkurrierende Industrieländer umfasse, sondern wenn es zu wählen habe, müsse 
es sich für das Empire entscheiden, wo es finde, was es brauche: Rohstoffe, 
Lebensmittel und die großen Märkte für die notleidende Industrie. Weltzu- 
sammenarbeit sei schön, aber die Praxis habe das Gegenteil gezeigt. Eine Wirt- 
schaftseinheit aber von dem Umfang des Empires könne bei Verhandlungen 
mit andern Nationen mit mehr Nachdruck und Erfolg auftreten. Es sei daher 
der kommenden Reichskonferenz zu empfehlen, auf eine Entwicklung der Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen England und den Dominions zu drängen, die so 
eng wie möglich zu gestalten seien und beiden Teilen zum Vorteil gereichten. 
Man distanzierte sich natürlich von Beaverbrooks Empire Freihandel und er- 
klärte diesen für eine „crazy idea“, aber man nahm trotzdem Abschied vom 
Freihandel und machte die Frage von Schutzzöllen aus einem Dogma zu einer 
Frage der Zweckmäßigkeit. „Zwei Millionen Arbeitslose im Elderado des Frei- 
handels“, rief der Gewerkschaftspräsident seiner Zuhörerschaft zu! Wir möchten 
diese Haltung der Gewerkschaften als die bedeutendste Wandlung in der eng- 
lichen Wirtschaftspolitik bezeichnen. Nicht allein aus ökonomischen Gründen, 
sondern weil wir hier sehen, wie das Empire seine politische Erziehungskraft 
nun auch am englischen Arbeiterstand bewährt und den Arbeiter für Staat und 
Reich gewinnt. Man vergleiche damit die deutsche Situation, und man wird sich 
der Tragik bewußt, die uns die Rolle des Poeten aufzwang, der bei der Teilung 
der Erde zuspät kam. Politisch bedeutet aber diese Haltung, daß nun auch in 
die Freihandelsfestung der Labourparty Bresche gelegt ist, denn die Ge- 
werkschaften sind ja ihr finanzielles und organisatorisches Rückgrat. Dort steht 
zwar noch Snowden in verbitterter Entschlossenheit zur Freihandelsfahne und 
hat bisher auch den offiziellen Kurs in diese Richtung lenken können. Aber 
sein Kollege Thomas und der Landwirtschaftsminister Addisson haben die Em- 
pirelektion bereits gelernt, und Macdonald wird sich dem vereinigten Druck 
nicht auf die Dauer entziehen können. Man spricht bereits davon, daß im 
Ministerrat, der die Reichskonferenz vorbereiten soll, ein Memorandum liegen 
werde, in dem ein zehnprozentiger Fiskalzoll mit entsprechender Vorzugsbehand- 
lung der Dominions vorgeschlagen werde. Man gedenkt dadurch Snowden auf 


MEGERLE: WIRTSCHAFTSREICH BRITISH EMPIRE? 787 


dem Umweg über seine Budgetnöte zu erweichen und den Schutzzoll als Fis- 
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kalzoll zu frisieren. Die ı Million mehr Arbeitslose, die sich unter der Arbeiter- 
regierung ansammelten, läßt schließlich auch die freihändlerischen Labour- 
leute nach dem Strohhalm des Empires greifen. 


6. 

So stark ist aber bereits das Gefühl für die Empirewirtschaftspolitik, daß sich 
auch die City, durch den Mund ihrer führenden Geldleute, für die Beaver- 
brookschen Pläne erklärte. In einem Manifest fordern sie dringlich Maßnahmen, 
den Empiremarkt für den britischen Handel zu sichern und zu erweitern, da 
bittere Erfahrungen sie belehrt hätten, daß die europäischen Staaten nicht ge- 
neigt seien, die Handelshindernisse wegzuräumen. Durch gegenseitige Handels- 
abkommen innerhalb des Empires soll das obige Ziel erreicht werden. Um diese 
Abkommen aber zu erlangen, müsse England seinen Markt den Empireprodukten 
offenhalten, ihn aber nötigenfalls gegen alle fremde Einfuhr durch Zölle schüt- 
zen. Hier sind sogar Lebensmittelzölle stillschweigend eingeschlossen. Die Geld- 
leute werden unterstützt durch eine Entschließung des britischen Indu- 
striellenverbandes, der Schutzzölle und Handelsabkommen mit Vorzugszöllen 
zwischen den einzelnen Reichsteilen empfiehlt. Schließlich deuten in die gleiche 


‚, Richtung die Empfehlungen des offiziellen und überparteilichen Ausschusses 


zur Vorbereitung der Reichskonferenz. Sie fordern, daß das Empire als 
eine Wirtschaftseinheit auftrete, daß der interimperiale Handel bis zum äußersten 
ausgedehnt werde und daß sofort ein Reichswirtschaftssekretariat als ständige 
Einrichtung geschaffen werde, in dem unparteiische Sachverständige aus allen 
Reichsteilen alle Fragen ohne Vorurteil prüfen und dann Richtlinien für eine 
einheitliche Wirtschaftspolitik ausgeben sollen. Dieses Sekretariat fordert auch 
der Gewerkschaftskongreß. 


- 


;E 

Faßt man zusammen, dann ist man geneigt eher zu fragen, welche maß- 
gebenden Kräfte in England noch nicht im Prinzip für das Ideal Empire als 
Wirtschaftseinheit ins Feld ziehen, als welche dagegen sind. Als letztes Boll- 
werk steht natürlich noch die liberale Partei Lloyd Georges. Aber wie lange 
noch? Auch aus ihren Reihen hörte man in den liberalen Sommerschulen 
ketzerische Äußerungen, und es sollte uns nicht wundern, wenn Lloyd George, 
mit seinem starken Instinkt für Konjunktur, sich nicht eines Tages plötzlich 
auch bekehrte. Die Labourpartei kann auf keinen Fall mehr als einheitlich frei- 
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händlerisch bezeichnet werden. Auch sie könnte bald Überraschungen bereiten. 
Bleiben die Hauptbeteiligten, die Dominien. In der Tat ist schwer einzusehen, 
wie die industrielle Schutzzollpolitik der Dominien mit den Wünschen des. 
Mutterlandes zu vereinigen sei. Aber ihre Premierminister kommen nach London 
mit nachdenklicherem Sinn. Kanada und Australien, Neuseeland und Südafrika 
haben die Schläge der Weltkrise zu deutlich gefühlt, als daß sie nicht bereit 
wären, Zugeständnisse zu machen, wenn ihren Produkten der englische Markt 
reserviert würde. Australien steht am Ende seiner uferlosen Schutzzollpolitik 
und geht durch eine scharfe Finanzkrise, die nur in London gelindert werden 
kann. Kanada sieht sich durch den neuen amerikanischen Zolltarif und durch 
die amerikanischen Getreidesubventionen bedroht. Sein Weizenpool steht vor 
dem Zusammenbruch. Es hat darauf bereits mit einem neuen Zolltarif geant- 
wortet, der die Vorzugszölle für England wesentlich erweitert. Unter dem Ein- 
fluß des großen Organisators Melchett versucht man, die Einheitsziele mit 
den modernen Mitteln der Kartellierung, Arbeitsteilung, Rationalisierung, 
Lieferungsverträge usw. zu erreichen, die natürlich eine mannigfaltige Nuan- 
cierung und Anpassung erlauben. Über alle diese Fragen wird man von der 


gegenwärtigen Reichskonferenz Bestimmteres erfahren können. 


8. 

Mit der wirtschaftlichen Seite allein ist aber die Empirebewegung nicht 
zu erklären. Es steckt mehr dahinter. Das Empire wird wieder zu einer 
Idee. Man will erwerben, um es zu besitzen. Es lockt die Aufgabe, hier eine 
Einheit zu schaffen, wie sie die Welt noch nicht gesehen hat. Ein politisches 
Gemeinwesen, das, ganz auf Freiheit der Zusammenarbeit gestellt, dennoch zu- 
sammenhält und der Welt ihren Stempel aufdrückt. Man fühlt die Zusam- 
menballung der Macht großer Kombinationen und man will gerüstet sein, wenn 
sie Wirklichkeit sein werden. Mag sein, daß die Welt sich gerade jetzt auf 
dem Gipfel einer Krise befindet, wo sie sich zu entscheiden hat, ob sie noch 
gewaltigere Massen noch rücksichtsloser aufeinanderprallen lassen will, oder ob 
sie sich erschreckt für universale Zusammenarbeit entscheiden muß. Niemand 
wird wagen, die Entscheidung zu prophezeien. Für England und besonders 
für die englische Jugend handelt es sich um einen Prozeß der Bewußtwerdung 
des Empires. Man ahnt jetzt erst, welche Möglichkeiten die Größe, die wunder- 
bare Mannigfaltigkeit, der Reichtum, die Unverschlossenheit des Empires bieten. 
Bisher überließ man das Empire dem Zufall. Nun soll Plan und Ordnung, 
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3 Wissenschaft und Technik einheitlich eingesetzt werden. Der Engländer ist 
langsam in solchen Planungen, aber die neue Zeit stachelt ihn auf. Er muß, 
+ ob er will oder nicht. Dieses Gefühl drängt über die Schwelle des Bewußtseins. 

' Kein Volk der Erde beneidet England um diese Möglichkeiten und Aufgaben 
so sehr, wie das deutsche, das sich so reich an Kraft und so arm an Gelegen- 
/ heit, sie anzuwenden, weiß. Deshalb wird wohl auch kein anderes Volk so 
stark von der Entscheidung betroffen werden, die England nun vor sich hat. 


FRITZ voN REICHE: 
Geopolitische Funktionen der British-Empire Presse 


“ Die ungeheure Weiträumigkeit des britischen Imperiums macht seine Größe 
und seine Schwäche zugleich aus: Die einzelnen Teile, durch geographische 
Situation, natürliche Grundlagen, Traditionen und Nachbarschaften untereinan- 
der sehr verschieden, drohen stets auseinanderzuwachsen und schließlich ausein- 
anderzufallen. Und die Gefahr des Auseinanderwachsens beginnt bei jedem ein- 
zelnen Bürger des Imperiums: In eine bestimmte Umgebung gestellt, von 
bestimmten Interessen abhängig, vergißt er leicht über seiner engeren Heimat 
das größere Vaterland des Greater Britain. Die Summe dieser Einzelnen aber, das 
“ist schließlich Kanada oder Australien oder Südafrika; wenn sie, als Teile des 
Empire, die Berührung untereinander und das Bewußtsein des Gemeinsamen 
verlieren, dann hat das Imperium aufgehört zu existieren; es wird also, vom 
Standpunkt des Empire aus gesehen, alles darauf ankommen müssen, den Kon- 
takt unter ihnen und den mit England aufrechtzuerhalten. Das kann auf man- 
cherlei Weise geschehen, und wirklich werden auch alle Möglichkeiten wahr- 
genommen, die Berührung unter den Teilen nicht nur zu erhalten, sondern 
immer noch enger zu machen: Man versucht, die gewaltigen Entfernungen, die 
England von den Dominions und diese untereinander trennen, zu verkürzen. 
Man baut Bahnen, errichtet Schiffahrtslinien, richtet Fluglinien ein, um die 
räumliche Trennung zu überwinden oder doch in ihrer entfremdenden Wirkung 
auf ein Minimum zu reduzieren. All diese Einrichtungen aber — so groß ihr 
wirtschaftlicher und auch militärischer Wert sein kann — bedeuten doch nur 
sehr schmale Verbindungsstege über die gewaltigen, trennenden Zwischenräume 
des Imperiums, nicht aber breite Brücken, auf welchen die Masse der Bürger 
des Weltreichs sich treffen könnte. Solche Brücken zu schlagen, vermag nur eine 
Macht — die englische Presse der Dominions. Sie hat hier eine einzigartige Aufgabe 
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von weltpolitischer Bedeutung, eine Aufgabe, die sie mit weltpolitischem Instinkt 


früh und in einem bedeutsamen Moment erkannte. — Das Jahr 1906 bedeutete 
den Beginn einer neuen Epoche der englischen Kolonialpolitik; der Wahlsieg 
der Liberalen brachte an die Regierung Männer von ganz anderen Auffassungen, 
als sie die Konservativen gehabt hatten. Nicht auf zentralisierende Überordnung 
und Beherrschung von Großbritannien aus wollten die Liberalen das Empire 


gegründet sehen, sondern auf freie Nebenordnung, auf eine freiwillige Gemein- 


schaft, die aus Sympathie und Interesse hervorgeht. In Indien begann die 
Heranziehung von Indern zur Regierung, und überall machten sich mit neuer 
Kraft die Ansprüche der Kolonien auf Anerkennung als gleichgestellte, selb- 
ständige Nationen geltend. Die Kolonien fingen an, zu Dominions zu werden, 
Großbritannien hörte auf, „Mutterland“ zu sein. In den Kolonialkonferenzen 
war noch 1902 „das Mutterland und Seiner Majestät Dominien über See“ zu- 
sammengekommen, 1907 ist es zum erstenmal eine „Imperial Conference“ 
zwischen Seiner Majestät Regierung und den Regierungen der sich selbst ver- 
waltenden Dominien. Wenn so das Empireproblem nicht mehr eine Frage der 
Vormacht des Mutterlandes war, sondern eine solche der freien Sympathie und 
des gemeinsamen Interesses, dann mußte die Empirepolitik sich eine neue 
Grundlage suchen; es mußte jetzt jeder einzelne Bürger irgendeines Dominions 
zum Objekt dieser Politik werden, und diesen einzelnen zu erreichen, zu ihm 
zu sprechen, war nur die Presse imstande. Sie ist sich ihrer Möglichkeiten 
und ihrer Verantwortung immer deutlicher bewußt geworden bis zu dem Grade, 
daß sie sich im Jahre 1909 zur ersten Empire Press Conference in London ver- 
einigte; der Zweck dieser Versammlung von Presse-Männern aus allen Teilen 
des Empire — eine bedeutsame Parallele zur Reichskonferenz der Dominions, 
war, der Presse des weltumspannenden Imperiums diejenigen Grundlagen zu 
geben, die sie zur Lösung ihrer großen Aufgabe brauchte; die Konferenz trug 
Forderungen vor, deren gemeinsamer Sinn war, die Teile des Empire einander 
so nahe wie möglich zu rücken, jene Brücken zu schlagen, welche das Imperium 
verbinden und zusammenhalten sollen. Die Kabeltarife sollten gesenkt werden, 
die englische Regierung sollte drahtlose Stationen für den Verkehr zwischen 
England und den Dominien errichten — jedes Wort, jede Nachricht, die über 
die Meere kam, wurde hier als Helfer zu einer geistigen Empiregemeinschaft 
erkannt. Die Kanadische Presse etwa, mit ihren 126 Tageszeitungen stark von 
der USA.-Presse abhängig, solange Nachrichten aus England für sie zu teuer 


waren, konnte sich erst dann zu einer englisch-kanadischen Presse zu differen- 
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zieren beginnen, als sie, vor allem durch drahtlose Stationen, billige Nachrichten 
englischen Ursprungs beziehen konnte; sie wurde so zu einem Schutzwall gegen 
die Gefahr der geistigen, wirtschaftlichen und schließlich politischen Amerika- 
nisierung Kanadas, zu einem Stück englischer Empireweltpolitik. — Das 
Problem des englischen Weltreichs ist zum wesentlichen Teil ein Siedlungs- 
problem: Australien und Kanada sind noch menschenleer und dem politisch 
gefährlichen Zudrang aus benachbarten Siedlungsräumen ausgesetzt. Auch hier 
hat die Empire Press Union (gegründet 1909) ihre Aufgabe erkannt: Die Presse 
des Imperiums will zusammenarbeiten in der richtigen Leitung des britischen 
Bevölkerungsüberschusses nach denjenigen Gebieten des Empire, welche die 
Besiedlung am nötigsten haben — die englische Weltpresse hilft weltpolitische 
Siedlungspolitik treiben, wie sie weltpolitische Gemeinschaftspolitik betreibt. 
Und England erkannte, was ihm die Empirepresse bedeuten kann; Lord Rose- 
berg sagte bei der Eröffnung der Konferenz von 1909 zu den Delegierten: „Sie 
werden in ihre Heimat zurückkehren als Missionare des Empire, als Missionare 
des größten und selbstlosesten Imperiums, das die Geschichte kennt.“ England 
entdeckte in der Empirepresse den Verbündeten und begann ihr eine ent- 
sprechende Wertschätzung einzuräumen: Sie wurde im Unterhause zugelassen, 
die Berichterstatter der Dominionblätter erfuhren weitgehende Förderung von 
seiten der Regierung usw. — Hat das Imperium durch die Empirepresse-Politik 
. gewonnen? Man braucht sich nur deutlich zu machen, daß die militärische Unter- 
stützung, welche England im Weltkrieg bei den Dominions fand, keineswegs etwas 
Selbstverständliches war, und daß diese Unterstützung wahrscheinlich zu einem 
wesentlichen Teil den engen geistigen Konnex zur Voraussetzung hatte, den die 
Empirepresse in der Vorkriegszeit hatte schaffen helfen; so erfüllte sie raum- 
überbrückend eine geopolitische Funktion von weltgeschichtlicher Bedeutung. 


LITERATUR: Lebensfragen des britischen Weltreichs, 1921. — G. $. Mills, The Press and 
Communications of the Empire, 1924. 


Hans Konns: 


Übersicht über den Vorderen Orient 
Ägypten. — Palästina. — Syrien. — Irak. — Die Kurden. 


Am ı7. Juni ı930 hat das konstitutionelle Ministerium Mustafa Nahas Paschas, 
das das einmütige Vertrauen des Parlaments besaß, in Agypten demissioniert. 
König Fuad hatte seinen Willen durchgesetzt. Das Parlament wurde aufgelöst, 
und das neue Ministerium unter Ismail Sidky Pascha wiederholte den bereits 


% 


792 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 10 


zweimal vorher in den wenigen Jahren des parlamentarischen Lebens in Ägypten 


unternommenen Versuch, als Diktator das Land zu regieren. Er konnte auf die 


volle Unterstützung des Hofes rechnen, nicht aber wie seine zwei Vorgänger in 
der Diktatur auf die Unterstützung Großbritanniens. England hatte knapp vor 
der Unterzeichnung des Vertrages mit Ägypten gestanden. Eine zehnjährige Poli- 
tik, die mit dem Bericht der Milner Mission im Jahre 1920 eingesetzt hatte, 
sollte ihrem erfolgreichen Ende zugeführt werden. Ägypten sollte seine volle 
innere Freiheit erhalten, die Verantwortung Großbritanniens sollte radikal ab- 
gebaut werden, aber Ägypten, das nicht nur durch seine Lage am Suezkanal, 
sondern seit dem Weltkriege auch als Schnittpunkt der großen britischen trans- 
kontinentalen Fluglinien nach Kapstadt und nach Indien für das Britische Reich 
von Bedeutung war, sollte innerhalb des machtpolitischen Kräftefelds des Welt- 
reichs verbleiben. Die Verhandlungen scheiterten, nachdem über die Frage des 
Suezkanals volle Einmütigkeit erzielt worden war, an der Frage des Sudan, aber 
die freundschaftliche Atmosphäre blieb bestehen und das erstemal hatten der 
Wafd und die englische Regierung gemeinsamen Boden gefunden. Die englische 
Regierung weiß sehr wohl, daß nur der Wafd namens Ägyptens einen Vertrag 
schließen kann. Ismail Sidky Pascha versucht das alte Mittel der ägyptischen 
Diktatoren, durch eine Reform des Wahlgesetzes eine ihm günstige Zusammen- 
setzung des Parlamentes zu erzwingen. Aber Großbritannien steht dieser Absicht, 
deren Verwirklichung den Abschluß des Vertrages weit hinausschieben muß, 
ablehnend gegenüber. Wohl spricht alle Wahrscheinlichkeit dafür, daß eine wie 
auch immer gewählte Kammer in Ägypten in ihrer überwiegenden Mehrheit 
wafdistisch sein wird, aber die Verbitterung des Landes wird keine für den Ver- 
tragsabschluß günstige Atmosphäre schaffen. Das erste Vierteljahr der Regierungs- 
periode Sidky Paschas hat die Situation keiner Klärung zugeführt. Beide Parteien 
bemühen sich durch ihre Vertreter in London auf die englische Regierung ein- 
zuwirken. Sidkys Parteigänger hoffen auf eine Rückkehr der konservativen Partei 
in England. Aber es ist fraglich, ob auch dann die Tage Lord Lloyds, der die 
Zeiten Lord Cromers wieder heraufbeschwören wollte, zurückkehren können. 
Nicht weniger gespannt ist die Lage in Palästina. Die Verhandlungen vor der 
Mandatskommission und dem Völkerbundrate in Genf und vor der Klagemauer- 
kommission des Völkerbundes in Jerusalem haben die Erregung der beiden Be- 
völkerungsgruppen wachgehalten. Beide sehen der angekündigten Erklärung der 
britischen Regierung über ihre künftige Politik in Palästina entgegen. Die Eng- 
länder haben seit 1919 immer wieder den Standpunkt vertreten, daß sie in Pa- 
lästina zwei Verpflichtungen zu erfüllen haben, gegenüber den Juden und gegen- 
über den Arabern, und daß beide Verpflichtungen gleichwertig seien, ohne den 
Vorrang einer vor der anderen zuzulassen. Ob sich die offizielle Hoffnung der 
Engländer, diese beiden Verpflichtungen miteinander in Einklang zu bringen, 
wird erfüllen können, bleibt abzuwarten. Günstiger entwickelt sich die Lage in 
Syrien. Ungeachtet anfänglicher Proteste haben die syrischen Nationalisten sich 
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' mit der von den Franzosen proklamierten Verfassung vom 22. Mai abgefunden 
und sind bereit, an den Wahlen zum syrischen Parlament teilzunehmen, falls 
Garantien gegeben werden, daß die Wahlen frei und unbeeinflußt stattfinden 
können. Die Verfassung erkennt die Unabhängigkeit und Souveränität Syriens 
‚als einer parlamentarischen Republik an und gibt eine Garantie für eine völlig 
demokratische Regierungsform. Es ist in allen wesentlichen Punkten die gleiche 
Verfassung, die die syrische Verfassunggebende Nationalversammlung im Sommer 
1928 ausgearbeitet hatte, nur daß hier eine Übergangsbestimmung hinzugefügt 
wird, die die Rechte des Mandatars aus dem Mandat bis zu jenem Zeitpunkt 
wahrt, da die gegenseitigen Rechte und Verpflichtungen durch einen Vertrag 
zwischen dem syrischen Parlament und Paris festgesetzt werden. Der Widerstand 
der Syrer gilt nicht der Verfassung, sondern der Teilung des Landes in mehrere 
Gebiete, von denen Syrien und Libanon die Verfassungen souveräner parlamen- 
tarischer Republiken erhalten, während die Gebiete der Alauiten und der Drusen 
eher die Verfassungen von Kolonien mit einem größeren Ausmaß der Anteil- 
nahme der Bevölkerung an Verwaltung und Gesetzgebung aufweisen. Durch die 
beibehaltene Autonomie der Sandschak vom Alexandretta besitzt das eigentliche 
Syrien keinen Zugang zum Meer. Damaskus und die anderen großen Städte des 
Innern, Aleppo, Homs und Hama sind von ihren natürlichen Häfen Beirut, 
Tripolis und Alexandretta durch künstliche Grenzziehungen getrennt, von denen 
die Syrer annehmen, daß sie nur dazu dienen, der französischen Herrschaft in 
Syrien einen Stützpunkt zu gewähren, die inneren Reibungen Syriens zu steigern 
und so Frankreich die Rolle eines ewigen Schiedsrichters zu verleihen. 

Die politisch günstigste Entwicklung unter allen A-Mandatsgebieten hat der 
Irak genommen. Der Bündnisvertrag zwischen Großbritannien und dem Irak, der 
in Bagdad am 30. Juni 1930 geschlossen wurde, ist unterdessen veröffentlicht 
worden. Er wird mit der Zulassung Iraks in den Völkerbund im Jahre 1932 in 
Kraft treten, womit alle Mandatsverantwortungen Großbritanniens für den Irak 
automatisch erlöschen. Der Vertrag ist auf der Gleichberechtigung zweier souve- 
räner Staaten aufgebaut als ein Bündnisvertrag, der die gegenseitige Fühlung- 
nahme und Befragung in allen Angelegenheiten der auswärtigen Politik vorsieht, 
die die gemeinsamen Interessen betreffen. Beide Parteien verpflichten sich, in 
fremden Ländern keine Haltung einzunehmen, die mit dem Bündnis unverein- 
bar sei. Im Kriegsfalle sagen sich die beiden Parteien gegenseitig Unterstützung 
zu. Dabei wird Irak Großbritannien alle Transporterleichterungen auf seinem 
Gebiet einräumen. Die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
und Sicherheit im Irak obliegt bloß dem Königreich Irak. Dennoch erkennt der 
Irak an, daß die Verteidigung der britischen Reichsstraßen im Interesse beider 
Teile liegt und räumt daher für die Dauer des Bündnisvertrages, die auf fünf- 
undzwanzig Jahre festgesetzt ist, England zwei Flugplätze bei Basrah und west- 
lich vom Euphrat ein, wo auch britische Luftstreitkräfte stationiert sein dürfen. 
Für alle Streitigkeiten über die Interpretation des Vertrages sind die Bestimmungen 
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des Völkerbundpaktes maßgebend. Bis zur Organisierung einer irakischen Luftflotte 
soll für die nächsten fünf Jahre die britische Luftflotte in Hinaidi bei Bagdad und 
in Mossul bleiben. Um das Bündnis zwischen den beiden Staaten enger zu gestal- 
ten, wird die Ausbildung der irakischen Armee nach dem Vorbild der britischen 
erfolgen. Diese Abmachungen wurden in London noch am 19. August durch Verträge 
über die schwebenden finanziellen Fragen ergänzt, wobei die Entschädigungen für 
den Übergang der irakischen Eisenbahnen und der Hafenanlagen von Basrah in 
das Eigentum Iraks festgesetzt wurden. Im September fanden die Neuwahlen in 
das irakische Parlament statt, das nach seinem Zusammentritt im November über 
die Ratifizierung des Vertrages zu entscheiden haben wird. Die Unabhängigkeit, 
die Irak genießen wird, eröffnet ihm neue wirtschaftliche Perspektiven. Das Land 
bedarf fremden Kapitals, um seine großen wirtschaftlichen Möglichkeiten zu er- 
schließen. König Feisal hat seinen Besuch in europäischen Hauptstädten im Som- 
mer dieses Jahres nicht nur dazu benützt, um die Zustimmung von Berlin und 
Paris zur Zulassung zum Völkerbund zu erhalten, sondern auch um wirtschaft- 
liche Beziehungen zwischen den Ländern anzuknüpfen. Das Land wartet vor allem 
auf die Inangriffnahme der Ausnützung seiner Erdölfelder. Die Iraq Petroleum 
Company, ein englisch-französisch-amerikanischer Konzern, hat sich bisher mit 
der Ausnützung seiner Konzession nicht beeilt. Es war ihm wichtiger, Reserven zu 
halten, als auf den Weltmarkt jetzt weiteres Erdöl zu bringen. Eine neue Gesell- 
schaft, der unter englischer Leitung auch deutsche, schweizerische und italienische 
Interessen angehören, hat nun einen neuen Konzessionsvertrag abgeschlossen, der 
für Irak von großer Bedeutung ist, weil mit ihm die Gewährung einer Anleihe und 
der Bau einer Eisenbahn und einer Röhrenleitung von Irak über Transjordanien 
nach Haifa, wo der große Hafen ausgebaut wird, verbunden ist. Dies bedeutet 
nicht nur Einströmen von Kapitalien nach dem Irak, die Aufschließung zukunfts- 
reicher Gebiete, sondern auch die Beschäftigung vieler Tausender Mesopotamier und 
die Möglichkeit eines engeren Zusammenschlusses von Irak und Transjordanien. 

Im Irak ist im Anschluß an den großen Aufstand der Kurden gegen die Tür- 
kei auch die kurdische Frage neu aufgerollt worden. Die Kurden bilden eine Be- 
völkerung von etwa einer halben Million im nördlichen Irak. Aber während sie 
in der Türkei und auch in Persien einer scharfen Denationalisierungspolitik aus- 
gesetzt sind, besitzen sie im Irak Schulen in ihrer eigenen Sprache, die auch in 
den von ihnen bewohnten Distrikten als Amtssprache zugelassen ist. Die Lage 
der Kurden ist daher im Irak verhältnismäßig gut, aber sie streben nach einer 
Erweiterung ihrer Autonomie. Darüber hinaus bildet aber das kurdische Problem 
ein internationales Problem. Die Kurden sind zwischen drei Staaten aufgeteilt, 
und mit dem erwachenden Nationalbewußtsein unter ihnen mehren sich auch 
die Bestrebungen nach einer Unabhängigkeit und Einheit des ganzen Kurdistan, 
das geopolitisch eine hervorragende strategische Stellung besitzt, von der aus es 
sowohl Transkaukasien wie Persien, die Türkei und die Ebene des Zweistrom- 
landes beherrscht, durch die der Land- und Luftweg nach Indien führt. 
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HERBERT HanıschH: 
Südafrika und der Osten 


Wir bringen in bewußtem Gegensatz zum Aufsatz in Heft 7 „Ost- und Süd- 
afrika in indischem Licht“, der indo-pazifischen Auffassungen Rechnung trug, 
die höchst berechtigte Erwiderung eines Afrikakenners, des als Schriftleiter des 
„Deutsch-Afrikaner“, Pretoria, tätigen Dr. Herbert Hanisch, und hoffen, daß 
die Leser aus dieser Scheinwerferbeleuchtung desselben Problems von zwei ganz 
verschiedenen Standpunkten aus denselben geopolitischen Nutzen ziehen werden 
wie wir. Der Herausgeber für den indopazifischen Raum, 

K. Haushofer. 


Es mag in Südafrika Kreise geben, die aus alter Abneigung gegen die eng- 
lischen Eroberer den Wunsch hegen, daß die Aufstandsbewegung in Indien 
den dortigen Kolonialherren noch recht viel zu schaffen macht. Öffentlich sind 
derartige Gedanken nirgends ausgesprochen worden. Manchem Deutschen, der 
den Wiederaufstieg des zusammengebrochenen Reiches im Verein mit dem 
„Erwachenden Asien“ für möglich hält, mag dies verwunderlich erscheinen, 
zumal da Südafrika von Zeit zu Zeit seinen Unabhängigkeitswillen nachdrück- 
lich bekundet hat. Für ein Land, das sich bisher vergeblich bemüht hat, einen 
zufriedenstellenden Ausgleich zwischen den weißen und farbigen Rassen inner- 
halb seiner eigenen Grenzpfähle herzustellen, das außerdem ein asiatisches 
300-Millionen-Volk in nicht allzu ferner Nachbarschaft weiß, wird aber not- 
wendigerweise die politische Linie anders sein müssen als für europäische Staaten, 
die, weit vom Schuß, eine platonische Freundschaft mit den asiatischen Sturm- 


zentren pflegen können. 


Kamen die Asiaten freiwillig? 


Trotz seiner Raumweite hat das dünn besiedelte Südafrika niemals Asiaten 
aus den Überdrucksgebieten angelockt. Eine freiwillige asiatische Einwanderung 
hat es, wenigstens in geschichtlichen Zeiten, nicht gegeben. Wenn die Union 
trotzdem mit einer asiatischen Erbschaft, die den Politikern viel Kopfzerbrechen 
verursacht, belastet ist, so trägt einzig und allein das wirtschaftlich eingestellte 
Denken früherer Generationen die Schuld an diesem unerwünschten Zuwachs. 
Im Laufe der letzten 150 Jahre gab es drei asiatische Einwanderungsströme, 
von denen nur die chinesische Arbeiterinvasion für die Minen wieder so 
gründlich beseitigt werden konnte, daß es heute kaum mehr als 2000 Chi- 
nesen im Lande gibt. Die künstlich angeregte Einwanderung, die meist nur 


nach langwierigen Verhandlungen in die Wege geleitet werden konnte, ähnelt 
De 
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in ihrem Wesen mehr dem amerikanischen Sklavenhandel als einem natür- 
lichen Bevölkerungsausgleich. Die Malayen, die der Union von den alten 
Kapgouverneuren beschert wurden, vermischten sich bald mit Hottentotten 
und Bastards, aus denen das gelblichbraune Volk der „Cape Boys“ entstand. 
Da die Zusammenhänge mit dem Osten völlig verlorengegangen sind, finden 
sie keinerlei geistigen oder materiellen Rückhalt in den Unabhängigkeits- 
bestrebungen ihrer Urheimat. Der Fehler, den die alten Holländer mit dem 
Import der Malayensklaven begingen, wird erst jetzt langsam in seiner ganzen 
Tragweite fühlbar; denn mit der Verwendung der Asiaten wurde das Wirt- 
schaftsleben derartig beeinflußt, daß es sich heute vergeblich gegen die nicht- 
europäischen Arbeiter auflehnt. Farmwirtschaft, Handel und Industrie sind 
ohne sie nicht mehr denkbar. Mit „Colour-Bar“-Gesetzen und einer „zivili- 
sierten“ Arbeitspolitik soll das Wirtschaftsleben umgestellt werden, was dem 
Lande viel Geld kostet — der Eisenbahnminister weiß davon ein Lied zu 
singen —, aber praktisch das Eindringen der Farbigen kaum aufzuhalten ver- 
mag. So ist die Bequemlichkeit der ersten Siedler zu einem Fluch fürs Land 
geworden, das sonst infolge seiner ungeheuren Reichtümer vielleicht schon 
längst ein Amerika im kleinen sein könnte. Durch das Bleigewicht einer indo- 
lenten, aber nicht mehr zu entbehrenden farbigen Arbeiterschar gefesselt, wird 
Südafrika noch lange brauchen, bis es sich an ein europäisches oder amerika- 
nisches Arbeitstempo gewöhnt hat. 

Mit der gleichen Sorglosigkeit wie die Holländer begannen die Nataler 1860 
mit der Anwerbung indischer „Kulis“ für ihre Zuckerpflanzungen. Rund 
183 000 Inder, von denen die meisten ihr Vaterland nicht mehr gesehen haben, 
beherbergt die Union. Von den Landarbeitern sind, wie die Statistik verzeichnet, 
nur 14052 Männer und 2451 Frauen ihrem ursprünglichen Berufe treu ge- 
blieben. Die übrigen haben sich einträglicheren Geschäften zugewandt und 
bilden jetzt als Gärtner, vor allem aber als kleine Händler und Gewerbe- 
treibende eine große Konkurrenz für die ostjüdischen Einwanderer. Den 
Madrassen folgten die gerissenen mohammedanischen Kaufleute aus Bombay, 
die seit alters her den ostafrikanischen Handel beherrschen und an den Küsten 
des Persischen Golfes ebenso zu Hause sind wie in Burma oder dem fernen 
Osten. Durch ganz Natal breiteten sie sich aus, zunächst mit ihren eigenen 
Landsleuten Geschäfte machend, dann sich dem Kaffeehandel zuwendend, bis 
sie auch Europäer zu ihrer Kundschaft zählen konnten. Mit den Goldent- 
deckungen kamen sie nach Johannesburg, und mancher hat hier große Ver- 
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mögen angehäuft. Die rasche Aufwärtsentwicklung der Union half auch ihnen, 
denn vielfach sind, wie in Pretoria, die indischen Straßenviertel, die ursprüng- 
lich an der Stadtgrenze angelegt werden mußten, bis fast ins Geschäftszentrum 
gerückt. Die europäische Agitation gegen die gefährliche indische Konkurrenz hat 
' manchmal schon zu unliebsamen Zwischenfällen geführt, aber los wird man sie 
nicht, und die Damen tragen nach wie vor die feinen seidenen Stoffe der indischen 
Großhändler, die ihnen europäische Firmen als „echt europäisch“ verkaufen. 

Als Staatsbürger haben sich die Inder, seitdem der unruhige Gandhi außer 
Landes ging, loyal verhalten, wenn sie auch mit scharfer Feder in den in der 
englischen Presse für Meinungsäußerungen aus dem Leserkreis großzügig zur 
Verfügung gestellten Spalten ihre Rechte zu verteidigen wußten. Auf Hetzen, 
wie sie unter dem Einfluß Kadalis beı einem Teil der Eingeborenen beliebt 
sind, haben sie sich nicht mehr eingelassen. Vielleicht hat gerade diese Zurück- 
haltung dazu beigetragen, daß die politische Seite 'der Inderfrage, die ohne 
Zweifel vorhanden ist, und die im Rahmen der asiatischen Bewegungen eine 
nicht geringe Bedeutung besitzt, bisher verhältnismäßig wenig beachtet worden 
ist. Am Kap besitzen die Inder ebenso wie die übrigen Farbigen von einer be- 
stimmten Vermögenslage ab das Wahlrecht für das Unions- und das Provinzial- 
parlament. In letzteres sind sie selbst wählbar und konnten kürzlich sogar einen 
eigenen Kandidaten, den geschickten Dr. Abduhraman, als Vertreter entsenden. 
Natal gewährt ihnen nur Einfluß auf die Gemeindeverwaltung, während der 
Transvaal und der Oranje-Freistaat politische Rechte überhaupt nicht aner- 
kennen. 

Inderproblem und Außenpolitik 

Hatte sich bisher die Inderfrage als ein täglicher Kleinkampf um Handels- 
lizenzen abgespielt, so scheint jetzt der Zeitpunkt heranzunahen, an dem sie 
aus dem Bereich der Innenpolitik in das Spiel der Außenpolitik rückt. Die 
Vorgänge in Ostafrika und Indien sind ein erstes Warnungszeichen dafür, daß 
Südafrika, das sich — wäre es nicht in den Weltkrieg getrieben worden -— an 
der Südspitze eines großen Kontinents eines friedlichen Daseins erfreut hätte, 
in ein neues Stadium seiner internationalen Beziehungen treten wird. 

Fährt man in den Hafen des alten deutschen Daressalam ein, so erblickt 
man zur Linken, inmitten üppiger Kokospalmenwaldungen, das palastähnliche 
Haus eines indischen Millionärs, bei dem mindestens einmal im Jahre auch 
die hohe englische Beamtenschaft Besuch machen muß — gleichsam ein Sym- 
bol für die Stellung, die sich die Inder seit der Verschleuderung des deutschen 
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Eigentums im Weltkrieg dort errungen haben. Inder beschäftigen dort in 
ihren Geschäften und Plantagen, wie übrigens auch vereinzelt hier in Süd- 
afrika, weiße Angestellte, dort meistens Deutsche, hier arme Mädchen, die 
gegen einen Tageslohn von ein paar Schillingen den sonst üblichen Rassen- 
stolz gern zurückstellen. 

Das berüchtigte englische Weißbuch, dessen einschneidende Forderungen 
die Gemüter in Südafrika mindestens ebenso stark beschäftigen wie in Deutsch- 
land, opfert die Interessen der europäischen Siedler dem Fortschritt der Ein- 
geborenen. Was den Schwarzen recht ist, ist den Indern billig, und so kann 
es eintreten, daß Inder in einer afrikanisch-englischen Besitzung die Geschicke 
des Landes nach ihren Wünschen beeinflussen können, wenn die revolutionäre 
Politik durchgeführt wird. Nicht mit Unrecht befürchtet man darum in der 
Union, die durch das indische Eindringen in das Wirtschaftsleben bereits ge- 
witzigt worden ist, daß die politische Verankerung der Asiaten in Ostafrika 
unerwünschte Weiterungen im eigenen Lande nach sich ziehen und einen 
stärkeren Widerstand gegen die von General Hertzog in der Kapprovinz ver- 
suchte Beseitigung des Eingeborenen- und Farbigenwahlrechts zur Folge haben 
könnte. Solange die nationalistische Regierung am Ruder bleibt, ist natürlich 
nicht daran zu denken, daß die rücksichtslose englische Politik in Ostafrika 
hier eine Nachahmung findet. Aber das Schlagwort „Gleiche Rechte für alle 
zivilisierten Menschen“, das Cecil Rhodes prägte und sein Epigone Smuts 
wiederholte, ist noch bei allen Wahlkämpfen wieder aufgetaucht. Die Ein- 
geborenen- und Asiatenpolitik, die England für Ostafrika in seinem Weißbuch 
empfiehlt, ist nichts anderes als eine schlecht verhüllte Drohung an Südafrika, 
selbst wenn sie nur als ein Handelsobjekt für die nächste Reichskonferenz ge- 
dacht ist, um von General Hertzog gewisse Zugeständnisse im Sinne der 
Beaverbrookschen Theorien zu erhalten. Die Geister, die man rief, wird man 
aber nicht so leicht wieder loswerden, auch nicht das plötzlich entstandene 
Solidaritätsbewußtsein unter den Weißen südlich des Äquator, das stärker 
werden wird, wenn die Downingstraße ihre verfehlte Taktik weiter verfolgt. 
Ostafrika, das in ungemein scharfer Weise protestierte, gedachte selbst der 
Südafrikaner, deren europäische Vorherrschaft es bedroht fühlt. Selbst in 
Rhodesia, das bisher von der Union wenig wissen wollte, merkte man plötz- 
lich, eine wie undankbare Aufgabe es für die paar tausend weißen Siedler 
sein muß, den Pufferstaat zwischen einem farbigen und einem weißen Domi- 
nium zu bilden. Die stets mißtrauische nationalistische Presse erblickte in den 
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Vorschlägen des Weißbuches eine Aushöhlung der burischen Farbigenpolitik 
und lehnt sie darum restlos ab. „Ons Vaderland*, das führende Regierungs- 
organ Transvaals, erhebt den Ruf nach einer afrikanischen Monroelehre, um 
die Einmischung der Londoner Politiker in afrikanische Fragen, für die Außen- 


. stehenden das notwendige Verständnis fehlt, in Zukunft unmöglich zu machen. 


Die Protestversammlungen, Geldspenden und Trauerfeiern zum Gedächtnis 
des verhafteten Ghandi, die im ganzen afrikanischen Indertum vom Kap bis 
Mombasa veranstaltet wurden, lenkten den Blick der Union von den Span- 
nungen im Nordwesten hinüber nach den weltgeschichtlichen Vorgängen in 
Indien. Mit Besorgnis muß Südafrika daran denken, welche Aufgaben ihm 
einmal gestellt werden können, falls Indien den Spuren Japans folgt. Ein 
junges Land wie Südafrika, das kaum die Schwelle seiner Geschichte über- 
schritten hat, muß stets damit rechnen, daß es mit einem freien Indien Rei- 
bungsflächen besitzt. Mit der wachsenden Selbständigkeit Indiens verschlech- 
tert sich seine wehrpolitische Lage. Sein Heer, das im Weltkrieg gerade zur 
Besetzung Südwests ausgereicht hatte, könnte dem Angriff einer modernen, 
mit allen Mitteln der Technik ausgerüsteten Armee, die im Schutz einer 
Kampfflotte landet, kaum Widerstand leisten, ohne wenigstens die für Indien 
in erster Linie begehrenswerten reichen Küstenstrecken preiszugeben. Um dem 
an Bevölkerungszahl zweihundertfach überlegenen Gegner standzuhalten, müßte 
Südafrika Rüstungen treiben, die es in absehbarer Zeit schwerlich bezahlen 
kann. Indien verfügt außerdem überall im Lande über Vorposten, die sich auch 
jetzt bei dem indischen Aufstand als indische Patrioten gezeigt haben, und 
darum gern bereit sein werden, eine Mobilisierung durch Sabotageakte zu schä- 
digen. Überhaupt, welcher Anreiz liegt für ein erstarkendes Indien darin, seinen 
Einfluß über die südafrikanische Ostküste auszudehnen, wenn in Natal die in- 
dische Bevölkerung die europäische an Stärke erreicht, ja sogar übertrifft! 

Es ist müßig, die „japanische Gefahr“ an die Wand zu malen. Heute be- 
nutzt Japan das Kap nur als Stützpunkt für seine Schiffahrtslinie nach Süd- 
amerika. Ob aber einmal jenes übervölkerte Inselreich ein stärkeres Interesse 
für Südafrika an den Tag legen wird, wenn hier die sezessionistische Be- 
wegung die Oberhand gewinnen sollte, und damit der englische Widerstand 
gegen einen etwa in dieser Richtung gehenden japanischen Ausdehnungsdrang 
wegfällt, liegt im Dunkel der Zukunft. 

Die Wellen, die von der politischen Aktivierung des Ostens aufgewirbelt 
werden, brechen sich bereits an den Küsten unseres Kontinents. Sie unter- 
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spülen die Mauern, die bisher Südafrika von dem Getriebe der großen Welt- 
politik abschlossen. Die Zeit, in der die Union sich hauptsächlich mit ihren 
innerpolitischen Aufgaben. beschäftigen konnte, geht unwiderbringlich zu 
Ende. Die Abwehrstellung, die Südafrika in den vergangenen hundertfünfzig 
Jahren gegen die englisch-westlerischen Einbrüche einnahm, machen eınem- 
Frontwechsel nach Osten Platz, dessen erste Umrisse langsam deutlichere Ge- 
stalt annehmen. Verstärkte Einwanderung, die wohl nur noch auf industriellem 
Gebiet möglich sein wird, und Entwicklung der südafrikanischen Reichtümer 
werden die Grundlage sein, auf der Südafrika ein Stück europäischer Kultur 
gegen die farbige Welt verteidigen kann, und in diesem Sinne hat auch die 
Industrialisierungspolitik der Burenregierung Hertzog ihre weltpolitische Trag- 


weite. 


GUSTAvV FESTER: 
Polarpolitik 


Der Besuch des Polarforschers Wilkins in Buenos Aires im Februar dieses 
Jahres hat für einen Augenblick die Aufmerksamkeit der argentinischen Öffent- 
lichkeit auf die Antarktis gelenkt, wenn auch wohl mehr um der Aktualität 
der mit Flugzeugaufklärung arbeitenden Expedition willen, als etwa aus geo- 
politischem Interesse an dem benachbarten Polargebiet. In Nordamerika und 
in einzelnen europäischen Ländern ist dies anders, und man kann hinsichtlich 
der geistigen Einstellung zur Polarwelt in der Gegenwart einen ähnlichen 
Wechsel beobachten, wie er sich in der Vergangenheit in der Einstellung zur 
Hochalpenwelt vollzogen hatte: die ehedem gefürchteten Einöden verlieren 
ihren Schrecken und werden in den Kreis der zivilisierten Welt mit einbezogen. 
Vorwiegend sind es wohl wirtschaftliche Umstände — tatsächliche oder für die 
Zukunft erwartete —, auch solche der Verkehrspolitik, die für die gegenwärtige 
Umwertung der Polargebiete anstoßgebend gewesen sind, aber dem aufmerk- 
samen Beobachter werden auch die Motive einer gewissen imperialistischen 
Eifersucht nicht entgehen, die sich in den abgelegenen Gebieten ungehindert 
von völkerbundlich-pazifistischen Tendenzen zu entfalten vermag. 


Die Aufteilung der arktıschen Länder 


Der erste, der die wirtschaftliche Ausnützung der Arktis in weiteren Kreisen 
populär gemacht hat, ist wohl der Kanadier Viljhalmur Stefensson gewesen, 
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der auf Grund seiner während des Weltkrieges ausgeführten Reisen dem nörd- 
lichen Kanada mit dem Franklin-Archipel eine glänzende Zukunft als Zucht- 
‚gebiet für Renntiere und Moschusochse voraussagt. Mögen diese Hoffnungen 
auch etwas übertrieben sein, so zeigt doch die schon jetzt bestehende Bedeutung 
Alaskas als Fleischlieferant der Vereinigten Staaten, daß noch große Entwick- 
lungsmöglichkeiten im arktischen Nordamerika bestehen. In dem Maße, wie 
die (beispielsweise auch in Argentinien zu beobachtende) Verdrängung der 
Viehzucht durch den Ackerbau vor sich geht, werden die für diesen unver- 
wertbaren Gegenden eine zunehmende Rolle am Weltfleischmiarkt spielen. Auch 
der Bergbau der arktischen Gebiete, die in dieser Hinsicht noch wenig durch- 
forscht sind, kann später einmal größere Bedeutung gewinnen. Wenn man von 
dem südlich vom Polarkreis befindlichen grönländischen Kryolithabbau absieht, 
sind bisher wohl nur die reichen, seit 1909 ausgebeuteten Kohlenlager von 
Spitzbergen für die Weltwirtschaft wichtig, mehr noch für das sonst nicht 
über Brennstoffvorkommen verfügende Norwegen, dem die Inselgruppe seit 
1920 bzw. 1925 gehört. Was endlich die Verkehrsbedeutung der Arktis an- 
betrifft, so kann die Flugdauer nach Ostasien durch Auswahl nördlichen Kurses 
abgekürzt werden, so daß die künftige Anlage von Flugstützpunkten in der 
‚Arktis möglich erscheint. 

‚ Den erwähnten Momenten entsprechen in der Gegenwart gewisse imperia- 
listische Ausdehnungstendenzen der Anrainer der nördlichen Polargebiete, wo- 
bei die geographische Lage der arktischen Länder glücklicherweise eine ziem- 
lich zwanglose Aufteilung erlaubt hat, die heute angesichts der Unwahrschein- 
lichkeit der Neuentdeckung größerer Landmassen als abgeschlossen betrachtet 
werden kann. So hat Kanada die faktische Besitznahme des als nördliche Fort- 
setzung seines Territoriums anzusehenden Franklin-Archipels vollendet, indem 
es 1922/26 seine Polizeiposten bis Ellesmere — und Grinnell-Land vorschob, auf 
das auch allenfalls die Vereinigten Staaten hätten Ansprüche erheben können. 
Auch die erst im Vorjahr erfolgte Annexion von Franz-Joseph-Land durch die 
Sowjetrepublik kann als naturgemäßes Vorschieben eines Machtsektors be- 
zeichnet werden, ebenso wie die erwähnte Angliederung Spitzbergens mit der 
Bäreninsel und Jan Mayen durch Norwegen. Lediglich das dänische Herrschafts- 
gebiet entbehrt geopolitischer Begründung und ist historisch als Erbstück der 
Union mit Norwegen zu erklären. Erst 1921 ist die dänische Hoheit über das 
gesamte Grönland ausgedehnt worden, wohl infolge der damaligen Ausdehnungs- 
tendenzen Norwegens, das dann mit Fischereirechten an der Ostküste abgefunden 
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wurde. Im übrigen trägt die dänische Herrschaft keineswegs imperialistischen 
Charakter, was sich sowohl in Grönland dokumentiert, das von der dänischen 
Regierung als eine Art von Naturschutzpark für die Eskimobevölkerung ver- 
waltet wird, wie auch in Island, das seit 1918 fast völlig unabhängig ist. Der 
unexpansive Charakter und die Kleinheit des dänischen Staates sind wohl auch 
neben dem früher allgemein geringen Interesse am hohen Norden die Gründe 
für die auffallende Tatsache, daß das sonst überall auf Sicherung seiner Zu- 
fahrtstraßen bedachte England die Färöergruppe im Besitze eines fremden 
Staates belassen hät; im übrigen erfreuen sich die Färinger heute auch einer 
gewissen Selbstverwaltung und streben noch weitergehende Autonomie an. 


Der Streit um die Südpolargebiete. — Die östliche Antarktis 


Richtet man den Blick auf das politische Kartenbild der Antarktis, so fällt 
im Gegensatz zu der reinlichen Besitzabgrenzung im Norden eine wirre Gemeng- 
lage der am Südpol beanspruchten Gebiete auf, ein Bild, welches an das Afrikas 
zu Beginn seiner Aufteilung in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
erinnert. Kompliziert werden die Verhältnisse noch dadurch, daß sich die ver- 
schiedenen Ansprüche teilweise widersprechen, was daher kommt, daß noch 
nicht einwandfrei feststeht, welche Tatsachen und Handlungen zum völker- 
rechtlich definitiven Besitz legitimieren, die räumliche Nachbarschaft, die bloße 
Sichtung, die neuzeitliche Überfliegung, die Landung ohne und mit Flaggen- 
hissung, die Anlage von Fischereiniederlassungen oder Wetterwarten, schließ- 
lich die notifizierte Annexion und tätsächliche Ausübung der Hoheitsrechte durch 
Übernahme der Verwaltung; wenn man alle diese Gründe gelten ließe, könnten 
nicht weniger als ıı Nationen territoriale Ansprüche in der Antarktis erheben, 
während tatsächlich solche ernsthafter Art wohl nur von England, Frankreich, 
den Vereinigten Staaten, Norwegen, von Argentinien mehr auf subantarktische 
Inseln geltend gemacht worden sind. Eine derartig klare Aufteilung wie in der 
Arktis durch Zuordnung zu benachbarten Herrschaftsgebieten ist schon durch die 
Selbständigkeit und Entlegenheit des antarktischen Kontinentes ausgeschlossen. 

Daß man den Kontinentalcharakter des riesigen Gebietes erst in der Gegenwart 
erkannt hat und die entdeckten Küsten für solche isolierter Inseln hielt, ist jeden- 
falls der Grund dafür gewesen, daß England nicht den Kontinent als Ganzes, 
sondern nur einen neuseeländischen und einen falkländischen Sektor annektiert 
hat. Ersterer, der der neuseeländischen Verwaltung seit 1923 untersteht und das 
Südviktoria- mit dem Eduardt-VII.-Land umfaßt, stellt ein leidlich geschlossenes 
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Herrschaftsgebiet dar, obwohl heute von den Vereinigten Staaten auf Grund 


_ der Expedition von Byrd ebenfalls Ansprüche erhoben werden, auf nordameri- 
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kanische Veranlassung auch von Japan, das durch die Expedition von Shirase 
an der Erschließung der Ostantarktis mitgewirkt hat. Nach den Äußerungen 


von Byrd scheint die amerikanische Aktion allerdings mehr auf eine Protest- 


“ 


handlung im gesamten Weltinteresse gegen das englische Vorgehen hinaus- 
zulaufen, als auf die Verfechtung eigener Territorialansprüche. 

Die weiter westlich gelegene langgestreckte Küste des Kontinentes führt nach 
ihrem (nordamerikanischen) Entdecker den Namen Wilkes-Land. Förmlich 
annektiert wurde von diesem Küstenstrich bisher nur das unter dem Namen 
Adelieland bekannte Teilstück und zwar 1924 durch Frankreich, das es seinem 
von Madagaskar über die Kerguelen und die benachbarten subantarktischen 


Inseln ausstrahlendem Herrschaftsgebiet einverleibte. Daß Deutschland weder 


auf das von Drygalski entdeckte Wilhelm-II.-Land noch auf das von Filchner 
gesichtete Luitpold-Land Ansprüche zu erheben scheint, verrät ebenso eine 
bedauerliche Interesselosigkeit des deutschen Publikums an den Fragen der 
Polarwelt wie die Absage der Zeppelin-Nordpolfahrt. 

Im Gegensatz hierzu haben die Norweger auch in der Antarktis eine unge- 
wöhnliche Aktivität entfaltet, allerdings aus starken wirtschaftlichen Motiven 


- heraus, wie sie für keinen der sonstigen Interessenten in solchem Maße geltend 


sind. Mit dem fortschreitenden Erschöpfen der nördlichen Fanggebiete hat 
sich der Schwerpunkt der norwegischen Walfängerei nach dem südlichen Eis- 
meer verschoben, wo der verdienstvolle Kapitän Larsen sowohl das Roßmeer 
wie die Westantarktis für eine intensive Ausnutzung des Reichtums an Walen 
erschlossen hat. Die von England an Norwegen abgetretene Bouvetinsel hat 
sich wegen ihrer völligen Hafenlosigkeit als Stützpunkt für die Walfängereı 
als ungeeignet erwiesen und ebensowenig eignet sich hierfür schon wegen der 
hohen Breite der vor kurzem südlich davon von Norwegen entdeckte und be- 
anspruchte Küstenstrich des antarktischen Festlandes. Auch auf die zur West- 
antarktis gehörige Peter-I.-Insel werden von Norwegen Ansprüche erhoben, 
doch ist der wichtigste Stützpunkt des norwegischen Walfanges immer noch 
die England gehörige Insel Südgeorgien mit dem Hafen Grytviken. 


Die Verwicklungen im westlichen Südpolargebiet 


Noch verwickelter als in der Ostantarktis liegen die staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse in der Westantarktis auch bei den subantarktischen Inseln. Schon 
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die Falklandsinseln, die britischer Besitz sind, werden von Argentinien heute 
noch beansprucht. Die Gruppe, von Davis entdeckt, trug im 18. Jahrhundert 
Siedelungen englischer und französischer Fischer. Später bildete sie ein Streit- 
objekt zwischen England und Spanien bzw. dessen Rechtsnachfolgerin, der 
jungen Argentinischen Republik, welche die Inseln seit 1820 von Buenos Aires 
aus besiedelte. Nach kurzer Zeit der argentinischen Herrschaft jedoch wurden 
die Inseln von England endgültig annektiert, das auch nach Entfernung der 
bisherigen Bevölkerung die Neubesiedelung durchführte. Auf das weiter östlich 
gelegene Südgeorgien werden von Argentinien keine staatsrechtlichen An- 
sprüche erhoben, doch ist die wichtigste der dort arbeitenden Fanggesellschaf- 
ten argentinischer Nationalität, die „Compania Argentina de Pesca“, die dem 
Bankhause Tornquist nahesteht; der Begründer jedoch, der schon genannte 
Kapitän Larsen, war Norweger, ebenso wie unter der Mannschaft der Fang- 
schiffe nur norwegische Staatsangehörige geduldet werden. 

Verfolgt man den Bogen der subantarktischen Inseln weiter nach Osten 
und dann wieder westwärts, so gelangt man über die britischen Südsandwich- 
Inseln zu den Südorkneys oder Orcadas. Hier übt die argentinische Regierung 
durch die Unterhaltung der seit Jahren bestehenden meteorologischen Station 
eine Art von Hoheitsrechten aus, während umgekehrt England in Protest- 
stellung verharrt, was vor kurzem bei der Einrichtung der drahtlosen Ver- 
bindung zwischen der Station und Buenos Aires zutage trat. 

Die englische Regierung beansprucht als Falkland-Dependenzen die ganzen 
im Sektor zwischen 20 und 80° west gelegenen Landgebiete, obwohl noch 8 
andere Nationen an der Erschließung dieses Teiles der Antarktis Anteil haben, 
der vom Coatsland im Osten bis zum Charcotland im Westen reicht. Die 
Gründe für dieses englische Vorgehen wie auch für das zähe Festhalten am 
Besitz der Falklandsinseln liegen auf der Hand. Die Gruppe bedeutet einmal 
eine wichtige Flankenstellung zum Schutz des englischen La Plata-Handels 
(Fleisch, Weizen, Wolle usw.), was im Weltkriege offenbar wurde, und anderer- 
seits beherrscht sie mit den übrigen subantarktischen und antarktischen Inseln 
die Drakestraße, die zwar durch den Panamakanal viel an Bedeutung verloren 
hat, aber doch den einzigen brauchbaren, von England praktisch allein kon- 
trollierten Zugang vom Atlantischen zum Stillen Ozean darstellt. 

Derartige Gründe können von anderen Staaten naturgemäß nicht respektiert 
werden, zumal für die südlich der Süd-Shetlands gelegenen Gebiete, wo der 
britische Anteil an der Entdeckungsarbeit jedenfalls geringer ist als der 
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anderer Nationen, die keine Territorialansprüche erheben. Was zunächst de 
geographischen Grundlagen einer Besitzverteilung in der Westantarktis an- 
betrifft, so scheint das große Geheimnis des Zusammenhangs dieser mit der 
Östantarktis, das größte geographische Problem, das überhaupt existiert, durch 
die Ergebnisse der Expedition von Wilkins wenigstens teilweise in negativem 
Sinne gelöst zu sein. Soweit sich bisher aus den spärlichen Mitteilungen ent- 
nehmen läßt, bildet der als Grahamland usw. bezeichnete Komplex keine Halb- 
insel des antarktischen Kontinents, sondern besteht aus einer oder mehreren 
vorgelagerten Inseln, ein ungefähres Spiegelbild des gegenüberliegenden Feuer- 
landes, mit dem es auch geologisch manche Züge gemeinsam hat. Aus den 
genannten geographischen Gründen erscheint es also vielleicht gerechtfertigt, 
daß das westantarktische Inselgebiet dem nächsten Anrainer, der Argentini- 
schen Republik, der westliche Teil allenfalls Chile zuerkannt würde. 


Motive der Besitzergreifung in Nord und Süd 


Was den antarktischen Kontinent anbetrifft, so ist zunächst festzustellen. 
daß die wirtschaftlichen Motive einer politischen Besitznahme sehr viel ge- 
ringer sind als bei dem nördlichen Polargebiet. Bei der Arktis handelt es sich 
um periphere Landgebiete, bei der Antarktis um die unmittelbare Umgebung 
(des Poles, und selbst die peripheren Teile weisen ein wesentlich ungünstigeres 
Klima auf als die entsprechenden Breitenlagen im Norden; die Schafzucht 
z. B., die in Island noch am Polarkreise betrieben wird, ist im Süden allen- 
falls noch in Südgeorgien möglich, dessen Breitenlage der der dänischen In- 
seln entspricht. Auch der Robben- und Walfang rechtfertigt nur Stützpunkte 
in der Subantarktis, und ebenso hat der Flugverkehr keinerlei Interesse am 
antarktischen Kontinent. Als einzige wirtschaftliche Betätigungsmöglichkeit 
bleibt also nur die Ausbeutung von Mineralschätzen, doch muß dahingestellt 
bleiben, wie weit bei dem heutigen Stande der Technik trotz des Fortschritts 
der geophysikalischen Methoden Auffindung und Abbau von Lagerstätten in 
dem fast durchweg unter Inlandeis begrabenen Lande möglich ist. 

Ist der Anreiz zur Erwerbung antarktischen Festlandgebietes also auch ge- 
ring, so erscheint doch die Diskussion der Besitzfrage so weit vorgeschritten, 
daß über kurz oder lang, vielleicht auf dem Wege einer internationalen Kon- 
ferenz, eine endgültige Auseinandersetzung zu erwarten ist. Es wäre zu wün- 
schen, daß man bei einer solchen Gelegenheit auch in Deutschland nicht ver- 


gißt, seine berechtigten Ansprüche geltend zu machen. 
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GERHARD HERRMANN: 
Weltwirtschaftlicher Bericht 


Die Paneuropadebatte. — Rumänisch-südslawisches Abkommen. — Agrarkonferenz in Warschau. 


— Abkommen zwischen Rußland und Italien. — Europäisches Stickstoffkartell. — Zerfall der : 


Internationalen Rohstoffgemeinschaft. — Deutsch-finnisches Abkommen. 


Die Paneuropadebatte des Völkerbundes kann im weltwirtschaftlichen 
Referat nur der Vollständigkeit halber erwähnt werden, denn nachdem das Briand- 
sche Memorandum in einem Sonderausschuß ein ehrenvolles Begräbnis erhalten 
hat, ist kaum damit zu rechnen, daß in absehbarer Zeit vom Völkerbund aus die 
Errichtung eines wirtschaftlichen Paneuropa in die Wege geleitet wird. Dazu ist 
die Vielzahl der in Genf aufeinanderstoßenden Interessengegensätze viel zu groß. 
Eine gewisse Einigkeit besteht nur in der allerseits in den Debatten erhobenen 
lebhaften Kritik an der Wirtschaftspolitik des Völkerbundes, die sich z. B. in den 
Ausführungen des belgischen Außenministers und Delegierten Hymans zu der 
Einsicht verdichtete, daß „es sich gar nicht mehr um die Zusammenarbeit handle, 
sondern darum, den Ruin der europäischen Staaten zu vermeiden“. 

Für die Anbahnung eines wirtschaftlichen Paneuropa ist ein anderer Weg viel 
aussichtsreicher, den die Öststaaten jetzt einzuschlagen beginnen und der hoffent- 
lich bald auch von Deutschland und Österreich begangen wird, daß nämlich von 
Fall zu Fall zwischen benachbarten Staaten mit gleichgerichteten Interessen Ab- 
kommen geschlossen werden, die die Einführung von Vorzugszöllen oder gar die 
Errichtung einer Zollunion zum Gegenstand haben. Nach und nach, in allmäh- 
lichem Wachstum können dann diese gruppenweisen Zusammenschlüsse erweitert 
werden, bis eines Tages ganz Europa wirtschaftlich in ihnen aufgegangen ist. 

Während die Jahreskonferenz der Staaten der kleinen Entente in politischer 
Hinsicht eine leichte Einigung gebracht hat, ist es bisher nicht gelungen, auch 
zu einer entsprechenden wirtschaftlichen Verständigung zu gelangen, die schließ- 
lich in der Errichtung einer Zollunion ihren reinsten Ausdruck finden würde. 
Während der anläßlich der Konferenz erfolgte Abschluß eines tschechisch-rumä- 
nischen Handelsvertrages relativ unbedeutend ist, ist es anschließend auch zu 
einem Wirtschaftsabkommen zwischen Rumänien und Südslawien ge- 
kommen, das insofern interessant ist, als sich die beiden Partner gegenseitig Vor- 
zugszölle einzuräumen beabsichtigen. Bevor diese in Kraft treten können, ist 
allerdings die Zustimmung derjenigen Staaten notwendig, mit denen Handels- 
verträge auf Grund der Meistbegünstigungsklausel abgeschlossen worden sind. Es 
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würde dann eine ähnliche Situation entstehen wie bei den baltischen Staaten, dis 
"auch untereinander Vorzugszölle vereinbart haben, auf die die Meistbegünstigungs- 

Klausel nicht angewandt wird. 

Diese Annäherung von Rumänien und Südslawien war ziemlich leicht möglich, 
_ weil die Handelsverflechtung dieser beiden Staaten nicht sehr innig ist, sie aber 
infolge der Ähnlichkeit ihrer wirtschaftlichen Struktur gemeinsame Interessen im 
Export von Mais, Weizen, Holz und anderen agrarischen Produkten haben. Die 
Errichtung gemeinsamer Absatzgenossenschaften für diese Artikel ist bereits ge- 

plant. Es ist durchaus mit der Möglichkeit zu rechnen, daß dieses Handels- 
abkommen die Vorstufe zu einer völligen Zollunion der beiden Balkanstaaten 
oder gar noch weiterer Öststaaten wird. Dies wäre immerhin ein Weg, den euro- 
päischen Splitterprotektionismus zu überwinden. 

80 gehen bekanntlich die Bestrebungen Polens dahin, einen Agrarblock der 
Oststaaten zu bilden, der natürlich, verglichen mit dem heutigen Zustand, bei 
allen Handelsvertragsverhandlungen mit westeuropäischen Staaten eine erheblich 
stärkere Position haben würde als heute. 

Diese letztere Frage ist in erster Linie auf der in den letzten Tagen des August 
in Warschau abgehaltenen Agrarkonferenz der Öststaaten behandelt 
worden, an der alle beteiligten Staaten teilnahmen mit Ausnahme von Litauen, 
das aus den bekannten politischen Gründen eine Einladung ablehnte, während 
die Tschechoslowakei nur einen Beobachter entsandte. Zwei Fragenkreise standen 

"zur Diskussion: ı. Hebung der Leistungsfähigkeit der landwirtschaftlichen 
‚Erzeuger. 2. Steigerung der Absatzmöglichkeiten ihrer Produkte im Ausland. 
Bei den Beratungen stand der zweite Punkt durchaus im Vordergrund. Denn 
zur Förderung der Erzeugung gehört in erster Linie erhebliches Kapital, das 
vorläufig nicht zur Verfügung steht. Geplant ist die Errichtung eines gemein- 
samen Getreideaufkaufinstituts. Um für dessen Tätigkeit die notwendige Grund- 
lage zu geben, will man auf die zuschußbedürftigen Industrieländer dahin ein- 
wirken, die Exportprämienpolitik aufzugeben — dieser Einwand richtet sich gegen 
Deutschland — und ihren Bedarf an Agrarprodukten soweit als möglich aus Ost- 
europa zu beziehen. Das soll dadurch erreicht werden, daß den osteuropäischen 
Agrarländern für diese Produkte Vorzugszölle gewährt werden, die nicht unter 
die Meistbegünstigungsklausel fallen sollen. 

Solange freilich solche Forderungen erhoben werden, ohne daß entsprechende 
Gegenleistungen geboten werden — wie z. B. Vorzugszölle oder Zollfreiheit für 
westeuropäische Industrieerzeugnisse —, dürften sie kaum Wirklichkeit werden. 
Prinzipiell dagegen liegt hier eine geopolitisch durchaus sinnvolle Möglichkeit, 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas intensiver zu gestalten. Wenn die 
europäischen Agrarstaaten und Industriestaaten sich gegenseitig Vorzugszölle ein- 
räumen, so wäre dadurch für beide Teile die Absatzfrage wenn auch nicht gelöst, 
so doch erleichtert. Gleichzeitig aber würde auch die Gefahr erheblich an Ge- 
wicht verlieren, vom Warenaustausch mit der übrigen Welt durch den Protek- 
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tionismus der USA. und die ständig drohende Bildung eines britischen Zollvereins 
immer stärker abgeschnitten zu werden. Unter diesem Gesichtspunkt verdienen 
die wirtschaftlichen Annäherungsbestrebungen der osteuropäischen Staaten auch. 
in Zukunft Beachtung. 

Während sich die ganze Welt wirtschaftlich gegen Sowjetrußland sehr reserviert 
verhält, ist es am 2. August zur Unterzeichnung eines Wirtschaftsabkommens 
zwischen Rußland und Italien gekommen. Im Mittelpunkt stehen Lieferungs- 
verträge im Betrage von 750 Mill.Lire, d. h. ungefähr 165 Mill. RM., wonach 
Italien im Laufe der nächsten zwei Jahre Maschinen, Traktoren, Automobile und 
Flugzeugmotoren an Rußland liefert. Angesichts der unübersichtlichen Kredit- 
verhältnisse in Rußland hatten Verhandlungen privater italienischer Wirtschafts- 
kreise nicht zum Ziele geführt. Erst als die italienische Regierung und führende 
Banken eine 75°/,ige Garantie übernahmen, gelangte man zum Abschluß. Auf 
italienischer Seite wurden die Verhandlungen lebhaft betrieben, da man sich von 
den erhaltenen Aufträgen eine Milderung der allgemeinen Wirtschaftsdepression 
und der Arbeitsmarktlage versprach. Italien bezieht fünfmal soviel Waren aus 
Rußland, als es dorthin liefert, und erhofft hierdurch eıne bessere Ausbalancierung 
des gegenseitigen Warenaustausches. Ferner muß in diesem Zusammenhang be- 
achtet werden, daß Italien als erster europäischer Staat zu Repressalien gegen die 
rigorose Zollpolitik der USA. geschritten ist und die Automobilzölle erheblich er- 
höht hat. Das Abkommen mit Rußland dürfte einen zweiten Schachzug in dieser 
Richtung darstellen, denn es besteht die Absicht, in Zukunft die Bezüge an Weizen 
und Petroleum in erster Linie aus Rußland anstatt aus USA. vorzunehmen. Es ist 
natürlich kein Zufall, daß es gerade zwischen Rußland und Italien zu einer sol- 
chen Abmachung gekommen ist, denn bei aller Gegensätzlichkeit der politischen 
Systeme ist in beiden Ländern, verglichen mit dem übrigen Europa, der Einfluß 
des Staates auf die Wirtschaftsführung am stärksten. Es ist daher hier besonders 
leicht, unter staatlicher Autorität Abmachungen, letzten Endes privatwirtschaft- 
licher Natur, zu treffen. 

Anfang August ist es zum Abschluß eines Stickstoffpaktes gekommen, dem 
98°/, der europäischen Stickstofferzeuger angehören. Dieses Abkommen hat folgende 
Hintergründe: Einmal hat sich die Weltstickstoffproduktion seit 1913 verdreifacht 
und seit 1925 um 50°/, vermehrt. Da aber bis 1928 der Verbrauch sich im 
selben Maße steigerte, blieb die Marklage im ganzen ausgeglichen. In der Zu- 
sammensetzung der Produktion im einzelnen sind aber erhebliche Änderungen 
vor sich gegangen: Während vor dem Kriege der natürliche Stickstoff, nämlich 
Chilesalpeter, 56°/, der Weltproduktion ausmachte, sank dessen Anteil 1927 auf 
ungefähr ı7°/,, und Chile, dessen Wirtschaft mit dem Stickstoff steht und fällt, 
drohte im Laufe der nächsten Jahre ganz auszufallen, denn, unter Führung 
Deutschlands, hatte sich in den europäischen Industriestaaten eine eigene Stick- 
stoffindustrie entwickelt, die den Stickstoff teils synthetisch aus der Luft, teils als 
Nebenprodukt bei der Verkokung von Kohle gewann. Diese neuen Produzenten 
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deckten nicht nur ihren eigenen Bedarf, sondern wurden auch auf dem Weltmarkt 
‚gefährliche Konkurrenten von Chile. Erst als man seit 1926 zu einer gründlichen 
Reorganisierung der Abbaumethoden in Chile schritt, gewann der Chilesalpeter 
‘wieder an Boden und wurde nun umgekehrt in den letzten beiden Jahren eine 
fühlbare Konkurrenz für die europäischen Erzeuger. Durch die verbilligte und 
‚erhöhte Produktion Chiles kam es in den letzten Jahren sogar zu einer erheb- 
lichen Überproduktion, die dazu führte, daß die Produktionskapazität in den 
europäischen Ländern bei weitem nicht ausgenutzt werden konnte. 

Diesem Übelstand sucht nun der vorliegende Pakt der europäischen Erzeuger 
abzuhelfen, der vorläufig freilich nur für ein Jahr Gültigkeit hat. Der Schwer- 
punkt der Abmachungen liegt in den Preisbindungen, die die Produzenten gegen- 
seitig eingegangen sind, wonach das jetzige Preisniveau beibehalten werden soll. 
Eine empfindliche Schwäche der Abmachungen liegt freilich darin, daß Ver- 
abredungen über den Produktionsumfang nur in sehr loser Form erfolgt sind 
und z. B. Frankreich eine Erweiterung seiner Produktionsbasis zugestanden wer- 
den mußte, bis es in der Lage ist, seinen Eigenbedarf selbst zu decken. Was die 
Absatzgestaltung anbetrifft, so ist jedem Produzenten die Deckung des heimi- 
schen Bedarfs reserviert, während die Exportmärkte in Europa kontingentiert 
worden sind. 

Der Beginn des September brachte den Zerfall der bei ihrer Gründung im 
November 1926 mit großen Erwartungen begrüßten Internationalen Roh- 

-stahlgemeinschaft (IRG.), die die wichtigsten kontinentaleuropäischen Roh- 
"stahlerzeuger, an der Spitze Deutschland, Frankreich, Belgien und Luxemburg, 
"umfaßte. Während es diesem größten internationalen Kartell in den Zeiten relativ 
guter Konjunktur gelungen war, die Preise stabil zu halten und überflüssige Kon- 
kurrenzkämpfe der angeschlossenen Produzenten auf dem Weltmarkt zu vermeiden, 
mußten im Laufe der letzten Monate die Preisbindungen nach und nach fallen 
gelassen werden, da bei sinkender Konjunktur die Kartellpreise von einigen belgi- 
schen Werken mit niedrigeren Produktionskosten ständig unterboten wurden. Un- 
mittelbar nach dem Zerfall der IRG., die immerhin formal bestehen blieb, wurden 


_ bereits Versuche zu einer Wiederanknüpfung gemacht. Sollten diese Bemühungen 
Erfolg haben, so müßten die Abmachungen fester gestaltet sein als bisher, da es 


sich ja gezeigt hat, daß ein Gentlemen’s agreement gerade dann versagt, wenn sein 
Bestand am notwendigsten ist, nämlich während einer Depressionsperiode. 

Das Ende August abgeschlossene Wirtschaftsabkommen zwischen Deutsch- 
land und Finnland hat in der Öffentlichkeit viel Staub aufgewirbelt. Deutsch- 


wonnen, der demnächst fast verdoppelt, auf RM 50.— pro Doppelzentner erhöht 
wird. Für den Fall, daß hierauf noch weitere Erhöhungen des Butterzolles folgen, 
ist Finnland innerhalb der nächsten zweieinhalb Jahre ein Kontingent von 5000 t 
Butter zu diesem Satz eingeräumt worden. Gleichzeitig wurden die Sätze für ver- 
schiedene aus Finnland bezogene Spezialhölzer von Deutschland herabgesetzt. 


| 
| 
land hat dadurch seine Freiheit in der Festsetzung des Butterzolles wiederge- 
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Diese ausgesprochene Verschärfung des deutschen Agrarprotektionismus hat im 
Ausland, vor allem natürlich in den Agrarexportländern, lebhafte Unruhe hervor- 
gerufen, besonders in ‘den Niederlanden und Dänemark. Während eine in den 


Niederlanden aufflammende Boykottbewegung gegen den Bezug deutscher In- 
dustrieerzeugnisse wieder abgeblasen wurde, ist besonders in Skandinavien eine 
betonte Zurückhaltung im Bezug deutscher Industrieerzeugnisse zu verzeichnen. | 
Unter diesen Umständen ist es zum mindesten sehr unsicher, ob die Vorteile eines N 
solchen Agrarprotektionismus die unzweifelhaften Schädigungen des deutschen 
Industrieexports, der für Deutschland eine Existenzfrage ist, wieder wettmachen. 
Die deutsche zollpolitische Situation ist um so heikler, als hier zweifellos eine 
moralische Umgehung des vor dem Völkerbund abgeschlossenem und auch von 
Deutschland ratifizierten Zollfriedensabkommen vorliegt. | 


I. G. Lur1a: 
Schutzzoll-Renaissance ın England 


Warum nieht mehr Freihandel? 

England durchlebt bewegte Zeiten. Der Weltkrieg hat zwar die ersehnte 
Schwächung Deutschlands, des Hauptkonkurrenten auf dem Weltmarkte, be- 
wirkt. Er hat aber zugleich eine weltpolitische Konstellation herbeigeführt, zu 
deren bedeutsamsten Merkmalen die wachsende Gefährdung der Suprematie 
Großbritanniens gehört. Von zwei Seiten namentlich wird die britische Macht- 
stellung bedroht: einmal von der einstigen Kolonie jenseits des Ozeans, für die 
der Weltkrieg zur Quelle einer unerhörten Bereicherung wurde, und zum 
anderen von dem eigenen Kolonialreich, wo die Tendenz zur Emanzipation 
sich in immer stärkerem Maße geltend macht. Diese zwiefache Bedrohung der 
weltpolitischen Stellung Englands wird verstärkt durch die Erschütterung der 
Grundfesten der englischen Wirtschaft. Englands wirtschaftliche Stärke im ver- 
gangenen Jahrhundert beruhte in erster Linie auf dem großen zeitlichen Vor- 
sprung, dessen sich die dortige Industrie im Vergleich mit den ausländischen 
Industrien jahrzehntelang erfreuen konnte. Aber schon in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts begann die weltwirtschaftliche Entwicklung Wege 
einzuschlagen, die eine allmähliche Beeinträchtigung der Vormachtstellung der 
englischen Industrie bedeuteten. In einer Reihe von Ländern sind nach und 
nach der britischen ebenbürtige Industrien entstanden, und ein ernsthafter 
Wettbewerb auf dem Weltmarkte machte sich in steigendem Maße schon lange 
vor dem Weltkriege fühlbar, dessen Ausbruch nicht zuletzt auf eben diesen 
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_ Wettbewerb, besonders soweit er von Deutschland ausging, zurückzuführen ist. 

_ Nach dem Kriege hat sich die Situation verschärft. Die Entstehung neuer 
Staaten hat eine Verlängerung der bisherigen Zollgrenzen um 11000 Kilometer 

mit sich gebracht, sie hat ferner neue Industrien zum Leben erweckt. Auch 

sonst ist allenthalben die Industrialisierung durch die Kriegsverhältnisse be- 
schleunigt worden. Und dann sind — auch zum Teil eine Folge des Krieges — 
zwei große Reiche abgesperrt worden: die Vereinigten Staaten, das heute kauf- 
kräftigste Land der Welt, ist von einer Zollmauer umgeben, die nahezu prohi- 
bitiv wirkt, und das gewaltige Rußland ist durch die Gitter des Außenhandel- 
monopols hermetisch abgeschlossen. Zu berücksichtigen ist hier auch die, eben- 
falls durch den Krieg bewirkte Überlegenheit des Dollars gegenüber dem Pfund, 
die namentlich in Lateinamerika in zunehmendem Maße zutage tritt. 

So bildete sich eine weltwirtschaftliche Situation heraus, die für die englische 
Wirtschaft sehr ernste Folgen haben mußte. Denn England ist dasjenige 
Land, das verhältnismäßig den weitaus größten Export aufzuweisen hat; beträgt 
doch die englische Ausfuhr an Industrieerzeugnissen rund 13 Pfd. St. pro Kopf 
der Bevölkerung jährlich — das Vierfache der entsprechenden Zahl für die USA. 
und mehr als das Doppelte derjenigen für Deutschland oder Frankreich. Für 

“ein Land, bei dem der Export den bedeutendsten Teil der gesamten wirtschaft- 
‚lichen Tätigkeit ausmacht, mußte das immer stärkere Anwachsen des Wett- 
bewerbes auf dem Weltmarkte eine große Gefahr bedeuten. Diese Gefahr wurde 
durch einen besonderen Umstand verstärkt. Ein Wesenszug der englischen 
Nation ist die Heiligung der Tradition, das zähe Festhalten an den Erfahrungen 
der Väter. Dieser Traditionalismus ist zweifellos ein wertvolles Aktıvum, das 
viel zur Größe Englands beigetragen und das seinerzeit auch der englischen 
Wirtschaft gute Dienste geleistet hat. Denn der zeitliche Vorsprung der eng- 
lischen Industrie konnte namentlich deswegen aufrechterhalten werden, weil 
der große Erfahrungsschatz, den man in den Jahrzehnten, wo es nur in Eng- 
land eine nennenswerte Industrie gab, gesammelt hatte, sorgsam gehütet und 
 zweckentsprechend verwertet wurde, wodurch eine gleichmäßige Qualität der 
Erzeugnisse — bei allerdings relativ hohen Preisen — gesichert war. In zwie- 
facher Richtung wehrt sich seit etwa zwanzig Jahren die wirtschaftlich-soziale 
Entwicklung gegen diese Vorzugsstellung der britischen Industrie. Einmal ist 
es die Technik, die täglich, stündlich Neues schafft und damit nicht nur wirk- 
lich alte, abgenutzte Produktionsmittel, sondern in wachsendem Maße auch 


eben erst neukonstruierte Maschinen wertlos macht. Und dann die immer weitere 
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Kreise ziehende Demokratisierung des Luxus und der Mode— eine Erscheinung, 
die die Herstellung von billigen Massenartikeln bedingt. Größtmögliche Ver- 
billigung der Industrieerzeugnisse steht daher mit zwingender Notwendigkeit 1 
an der Tagesordnung. Verbilligung des Fabrikates heißt aber Herabsetzung der 
Herstellungskosten durch Verwertung der neuesten Errungenschaften der Tech- 
nik, der Chemie, der wissenschaftlichen Forschung überhaupt. Hier erweist sich 
gerade der englische Traditionalismus als Hemmnis, dessen Überwindung bis- 
her im allgemeinen nur langsam vor sich gegangen ist. Erst in Jüngster Zeit 
ist unter unmittelbarer Mitwirkung der Bank von England eine umfassende 
Rationalisierung der wichtigsten Zweige der englischen Industrie in Angriff 
genommen worden. Indessen setzt sich der heutige Rationalisierungsprozeß aus 
zwei Komponenten zusammen: neben der Modernisierung des Produktions- und 
Vertriebsapparates kommt hier die Konzentration, der mehr oder minder enge 
Zusammenschluß mehrerer Unternehmungen zu einem Ganzen, in Betracht. 
Einem solchen Zusammenschluß wirkt indes in England die ebenfalls durch 
die langjährige Überlieferung geheiligte Selbständigkeit des Unternehmers stark 
entgegen. 

Die durch alle obenskizzierten Momente bedingteSchwächung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der englischen Wirtschaft hat zu einer schweren Wirt- 
schaftskrise geführt. In letzter Zeit hat diese Krise eine rapide Ausdehnung 
erfahren, was seinen sichtbaren Ausdruck in der bedrohlichen Zunahme 
der Erwerbslosigkeit gefunden hat. Die Zahl der Arbeitslosen in England 


betrug: 
EN U nn 1 332 000 BOWERFTOHERRER 1770000 
SL 12339 2.00 1 521 000 304 Som, 1 890 600 
IL ER IOEeRT 1ı 510 000 Ta IOR see 1933 500 
DIDI Re 1 677 000 TAU MSON A 1939 900 


Diese Zahlen sprechen eine beredte Sprache. Dabei kann die am 14. Juli d.J. 
verzeichnete Erwerbslosenzahl erst richtig gewertet werden, wenn man sich 
vor Augen hält, das vor einem Jahr—am 15. Juli 1929—diese Zahl um 800000 
geringer war und daß im Sommer die Arbeitslosigkeit aus saisonmäßigen 
Gründen besonders stark abzunehmen pflegt. Und Mitte September d. J. gab 
es in England bereits 2 140000 Erwerbslose. 


Die „Empire-Kreuzritter‘“ und ihre Gegner 
Dieses außerordentliche Anwachsen der Erwerbslosigkeit (die Londoner 
„Morning Post“ hat kürzlich einem Leitartikel die Überschrift: „Those terrible 
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figures“ gegeben) hat in Verbindung mit der obenerwähnten Gefährdung der 

' Hegemonie Englands eine Stimmung geschaffen, die an Verzweiflung grenzt. 

- Diese Atmosphäre erscheint sehr geeignet, die Wiedereinführung von Schutz- 
zöllen in England und gleichzeitig einen das Britische Weltreich umfassenden 

_ Zollverein zu propagieren. Die „Greater Britain“ -Bewegung, die um die 
Jahrhundertwende in dem Kolonialminister Joseph Chamberlain ihren Apostel 
gefunden hat, erlebt in unseren Tagen eine Renaissance. Zwei mächtige, 
einflußreiche Männer sind die Träger dieser Auferstehung des Pan-Britan- 
nismus: Lord Rothermere und Lord Beaverbrook. 

Beide Lords gehören zu den bedeutendsten Pressemagnaten Englands. Der 
von Lord Rothermere, Northcliffes jüngerem Bruder, beherrschte Zeitungskonzern 
umfaßt eine Reihe wichtiger Blätter; sein Hauptorgan ist die „Daily Mail“, 
die mit einer Auflage von 2 Millionen weitaus an der Spitze aller Londoner 
Tageszeitungen steht. In beträchtlichem Abstand folgt mit etwa 1,5 Millionen der 
„Daily Express“, die wichtigste Zeitung des Beaverbrook-Konzerns, welch letz- 
terer auch die „Morning Post“, das Blatt des englischen Hochadels, sowie 
den „Evening Standard“ kontrollieren dürfte. Im ganzen wird die Leserschaft 
der Beaverbrook-Blätter auf über 4 Millionen geschätzt. Gestützt auf diesen 
gewaltigen Presseapparat, gründeten die beiden Lords vor einigen Monaten eine 

“ neue Partei: die United Empire Party, deren Hauptaufgabe die Förderung 
der Weltreichsidee und insbesondere die planmäßige Propaganda zugunsten 
des panbritischen Zollvereins ist. Der Freihandel soll zwar beibehalten werden, 
aber nur innerhalb des Empire, das als Ganzes von einer Zollmauer gegen die 
übrige Welt abgeschlossen sein soll. 

Die Verwirklichung dieser Idee (deren Verfechter sich den schwungvollen 
Namen: „Empire-Kreuzritter‘“ zugelegt haben) stößt auf mannigfache 
Hindernisse. Zunächst ist es auch hier die Macht der Tradition: seit bald hun- 
dert Jahren ist England das Land des Freihandels, dessen Wiege die betrieb- 
same Industrie- und Handelsstadt Manchester war. Sodann die maßgebenden 
Wirtschaftszeitschriften, wie der „Economist‘ oder der ‚„‚Statist“, die in England 
eine viel wichtigere Rolle spielen als anderswo und die gegen die protek- 
tionistischen Bestrebungen der beiden Presselords systematisch Sturm laufen. 
Es werden hierbei zahlreiche gewichtige Argumente ins Treffen geführt, sowohl 
gegen den Schutzzoll als solchen („selbst in einer Welt von zollgeschützten 
Ländern ist der Freihandel eine Notwendigkeit für Großbritannien‘, hieß es 
in einem Leitartikel des ‚„‚Economist‘) als auch gegen den allbritischen Zoll- 
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den einzelnen Gliedern des Reiches und 60°/, auf den Handel mit anderen 
Ländern entfallen. 

Diese von dem Imperial Economic Comittee errechneten Zahlen bedeuten 
tatsächlich einen schwerwiegenden Einwand gegen die Zollvereinsidee. Die 
Richtung des englischen Außenhandels selbst weist ein Größenverhältnis 
auf, das noch weniger für den Zollvereinsgedanken spricht; die folgende Zu- 
sammenstellung zeigt es (in Mill. Pfd. St.): 


1913 1928 1929 
Gesamtaußenhandel.......... 1 293,9 1 838,9 ı 869,9 
Davon:' Ausland... ........., 907,4 1239,4 1 278,3 
Empires ea . 386,5 ‚599,5 591,6 


Hieraus geht hervor, daß im Jahre 1929 von dem gesamten englischen Außen- 
handelsumsatz 68°/, auf das Ausland und nur 32°/, auf das Empire entfielen. 
Noch ungünstiger ist, unter dem hier gemeinten Gesichtspunkt betrachtet, das 
Größenverhältnis bei den Dominons. So umfaßte z. B. der Außenhandel Kanadas 
im Jahre 1929 zu 72°/, das Ausland und nur zu 28°/, das Britische Reich (gegen 
69°/, und 31°/, im Vorjahre). Auch die Entwicklung des südafrikanischen 
Außenhandels kann nicht als Argument für die Zweckmäßigkeit des Zusam- 
menschlusses Großbritanniens und seines Kolonialreiches zu einem Zollverein 
dienen. Während in den Jahren 1910—ı4 der Anteil des Empire an der Ein- 
fuhr Südafrikas durchschnittlich 70°/, betragen hatte, belief sich dieser Anteil 
im Jahre 1927 auf 59°/,. Noch stärker ist während der gleichen Zeitspanne 
der Anteil der Reichsländer an der südafrikanischen Ausfuhr zurückgegangen: 
von 91°/, auf 74°/,. Die Handelspolitik der derzeitigen, seit 1924 in der Süd- 
afrikanischen Union amtierenden Regierung ist durch das Bestreben gekenn- 
zeichnet, in steigendem Maße wirtschaftliche Beziehungen außerhalb des bri- 
tischen Weltreiches anzuknüpfen. Der Handelsvertrag mit Deutschland ist als 
markante Auswirkung dieser Politik zu betrachten. 


Die Auffassung der Parteien 
Diese Umstände, insbesondere auch die zahlenmäßigen Tatsachen sind nicht 
dazu angetan, eine erfolgreiche Durchführung der von Beaverbrook, dem „Chef- 
Kreuzritter“, mit Rothermere’s aktiver Unterstützung geleiteten Schutzzollkam- 
pagne zu erleichtern. Dafür stellt die den beiden Lords zur Verfügung stehende 
Presse eine außerordentlich kräftige Stütze der Bewegung dar. Sodann aber 
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‚steigen allerorts trotz Weltwirschaftskonferenz, trotz Internationaler Handels- 
"kammer und trotz Zollfriedenskonferenz die Wogen des Protektionismus 
immer höher, und die Wirtschaftskrise in England wird nachgerade 
unerträglich. So kommt es, daß die Schutzzollbewegung in England immer 
weitere Kreise zieht. Von den drei alten politischen Parteien sind es heute 
eigentlich nur noch die Liberalen, die das Banner des Freihandels hochhalten. 
Doch wenn auch die Rolle dieser Partei als des Züngleins an der Wage nicht 
zu unterschätzen ist: eine entscheidende Bedeutung kommt ihr nicht mehr zu, 
und vor allem ist es mit den Aussichten auf eine liberale Regierung bis auf 
weiteres vorbei. Und dann beginnt es unter dem furchtbaren Druck der Wirt- 
schaftskrise, selbst in dem festen, prinzipiell fundierten freihändlerischen Gebälk 
der Liberalen zu knistern. Bei der Labour-Party, die auf Grund ihrer all- 
gemeinen völkerverbindenden Einstellung (die freilich mehr in der Theorie als in 
der Praxis besteht) offiziell freihändlerisch ist, hat die Schutzzollidee bereits tiefe 
Wurzeln geschlagen. Zwar kann eine — allerdings einflußreiche — Minderheit 
als Hort des Freihandels gelten. An ihrer Spitze steht ein erbitterter grund- 
sätzlicher Gegner des Protektionismus, der Schatzkanzler Philip Snowden, der 
am 16. Julid.J. anläßlich der Unterhaus-Debatte über das von Baldwin ein- 
‘gebrachte Mißtrauensvotum erklärte: „Wir werden auf der Reichskonferenz 
"keine Fragen von der Diskussion ausschließen, doch wird es mit völliger Klar- 
heit zum Ausdruck gebracht werden, daß ein Beschluß, der für England eine 
Politik der Besteuerung (Verzollung) von Lebensmitteln oder eine allgemeine 
protektionistische Politik bedeuten würde, keinesfalls unsere Billigung finden 
wird.“ Demgegenüber behauptete in einer öffentlichen Rede am 5. Juli d. J. 
Thomas, der Kolonialminister, die Regierung würde frei und vorurteilslos vor 
die Reichskonferenz treten in dem aufrichtigen Bestreben, alles mögliche zu tun, 
was im Interesse des Landes, aber auch des Reiches als Ganzes liegen wird. 
Und Mac Donald selbst äußerte (in einer Rede im Kristall-Palast in London 
am 12. Julid. J.), die Regierung werde alles tun, was eine britische Regierung 
tun könne, um zu Wirtschaftsverträgen mit den Dominions zu gelangen, die 
für die Bevölkerung Englands von Nutzen sein könnten. Die Scheidung der 
Geister innerhalb des Kabinetts ist offenkundig, und man kann daher wohl 
kaum noch von einer „pedantischen Ergebenheit einer antiquierten finanz- 
politischen Orthodoxie gegenüber“ („Times“ vom 9. 7. 30) der Labour-Regierung 
als einer Gesamtheit sprechen. Vollends haben sich die Gewerkschaften, als 


deren Exponentin die Labour-Regierung letzten Endes anzusehen ist, grund- 
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| 
sätzlich für den Schutzzoll entschieden: in einer am 26. Juni d.J. veröfne 


lichten Denkschrift hat der Generalrat der Trade Unions erklärt, daß Schutz- 
zölle unter gewissen Umständen gerechtfertigt sein könnten und daß die Ein- 
führung von Schutzzöllen lediglich eine Frage der Zweckmäßigkeit sei, an die . 
man ohne durch bestimmte Prinzipien oder Traditionen bedingte Vorurteile 
herantreten müsse; dabei erscheint dem Generalrat eine möglichst enge wirt- | 
schaftliche Verflechtung der Reichsländer untereinander auf vertraglicher Grund- 
lage durchaus zweckmäßig. Das sind Gedankengänge, die der Ideologie der 
„Empire-Kreuzritter“ ziemlich nahekommen. Lord Beaverbrook kann mit 
seinem Erfolg in den englischen Arbeiterkreisen (die übrigens — zum großen 
Leidwesen des „Daily Herald“, des Organs der Labour-Party — den größten 
Teil der Leserschaft seiner Blätter bilden) ganz zufrieden sein. Ebenso sollte 
ihn das gegenwärtige Verhalten der Konservativen mit Befriedigung erfüllen. 
Die vor einem Jahr etwa von Beaverbrook eingeleitete Kampagne versetzte die 
Leitung der Konservativen Partei in eine prekäre Lage. Zwar sind die Kon- 
servativen von prinzipiellen Bedenken dem Schutzzoll gegenüber nicht beschwert, 
aber als getreue Hüter des Überlieferten empfanden sie vor einem gänzlichen 
Verzicht auf den in England traditionell gewordenen Freihandel immerhin eine 
gewisse Scheu. Daher auch der freihändlerische Flügel bei den Konservativen. 
Dieser Flügel ist nunmehr ebenfalls im Begriff, unter die Schutzzöllner zu gehen, 
nachdem namentlich Lord Derby — in einer Ansprache an die Liverpooler, 
Handelskammer, deren Präsident er ist, — erklärt hat, daß er, der sein ganzes 
Leben ein Freihändler war, es nun nicht mehr sei. Unter dem Einfluß dieser 
Schwenkung seiner Freihändler und vor allem unter dem Eindruck der offen- 
sichtlichen Erfolge der Presselords vollzog Baldwin, der Führer der Konserva- 
tiven, die Festlegung seiner Partei auf einen umfassenden Ausbau des Schutz- 
zollsystems sowohl in England als auch im Empire. Wenn Lord Beaverbrook 
Baldwin trotzdem weiter bekämpft, so dürfte dies auf persönliche Gründe zurück- 
zuführen sein: Beaverbrook hat offenbar den Ehrgeiz, Leader der Konservativen 
Parteı zu werden. 


Das Manifest vom 4. Juli 
Die bedeutsamsten Erfolge erzielte jedoch die Schutzzollkampagne — die 
„Kampagne gegen die blinde, fanatische, fetischistische Anbetung der freien 
Einfuhr“ (Daily Telegraph vom 17. 7. 30) — in maßgebenden Wirtschafts- 
kreisen Englands. Hier ist zunächst darauf hinzuweisen, daß die von den Handels- 
kammern zu Manchester und zu Leeds unter ihren Mitgliedern veranstalteten 
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Umfragen eine große schutzzöllnerische Mehrheit ergaben. Sodann hat das Vor- 
bereitende Komitee für die Reichskonferenz, dem Vertreter der wichtigsten wirt- 
schaftlichen Verbände: der Association of British Chambers of Commerce, der 
Federation of British Industries und der Chamber of Shipping of the United 

Kingdom angehörten, in einem am 10. Juli d. J. der Regierung übermittelten 
Bericht hervorgehoben, daß „gegenseitiger Handel im weitesten Sinne eine 
Notwendigkeit für eine gesunde ökonomische Entwicklung jedes Gliedes des 
Empire sei und daß er daher durch alle geeigneten Mittel gepflegt werden 
müsse“. Und ferner: „Das Problem der imperialen Wirtschaftspolitik muß im 
wissenschaftlichen Geiste, frei von allen politischen Vorurteilen, erörtert werden. 
Keine Frage darf auf Grund parteipolitischer Voreingenommenheit von der 
Diskussion ausgeschlossen werden.“ Immerhin tritt man in diesem Bericht nur 
andeutungsweise für den Protektionismus ein. Um so deutlicher ist die Sprache 
des Manifestes, in dem namhafte Vertreter der Londoner City ihren Standpunkt 
darlegten. Dieses Manifest, das am 4. Juli d. J. zur Veröffentlichung gelangte, 
ist ein historisches Dokument von größter Tragweite; es sei daher im Wortlaut 
nachstehend wiedergegeben: 


„Wir erklären, daß dringende Maßnahmen zur Förderung des Handels zwischen den Reichs- 
ländern zwecks Sicherung und Ausdehnung der Absatzmärkte für britische Erzeugnisse sowohl im 
Inlande als auch im Auslande vonnöten sind. Bittere Erfahrung hat Großbritannien gelehrt, daß 
die vor vier Jahren in dem Aufruf zur Abschaffung der Beschränkungen des europäischen Handels*) 
geäußerten Hoffnungen nicht in Erfüllung gegangen sind. Die Beschränkungen sind wesentlich 
erweitert worden, und der Absatz überschüssiger ausländischer Erzeugnisse auf dem englischem 
Markte ist ständig gestiegen. 

Indem wir die Hoffnung, daß der Freihandel schließlich sich über die ganze Welt erstrecken 
wird, beibehalten, sind wir der Meinung, daß als sofortige Maßregeln zur Sicherung und Steigerung 
des Absatzes britischer Waren gegenseitige Handelsabkommen zwischen den das Britische Reich 
bildenden Nationen zu gelten haben. Als Vorbedingung für solche Abkommen muß Großbritannien 
seinen Markt allen Empireerzeugnissen offen halten, während jeglicher Import aus allen anderen 
Ländern mit Zöllen zu belegen ist.“ 


Ein Londoner Großbankdirektor hat von dieser Kundgebung gesagt, sie seı 
in dem schlechtesten Englisch abgefaßt, das er jemals gehört hätte; ein Gram- 
matiker müßte sie in die richtige Form bringen. Das stimmt: der Urtext laßt 
in der Tat sprachlich viel zu wünschen übrig. Indessen dürfte dies darauf zu- 
rückzuführen sein, daß die vorstehende Fassung nicht zur Veröffentlichung be- 
stimmt war. Man beabsichtigte, die entgültige Formulierung noch vorzunehmen, 
als — angeblich durch ein Mißverständnis — das Manifest in die Redaktionen 
kam und zum Abdruck gelangte. Diesem Mißverständnis hat man es aber 


*) Es ist hier das internationale Wirtschaftsmanifest vom 20. Oktober 1926 gemeint. 
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wohl zu verdanken, daß das Manifest mit solch einer lapidaren Klarheit den 
Standpunkt seiner Unterzeichner widerspiegelt. Unter den letzteren findet man 
Vertreter der Bank von England, der fünf Londoner Großbanken (darunter 
auch Herrn Reginald McKenna, den bekannten Präsidenten der Midland Bank, 
einen der angesehensten englischen Wirtschaftsführer), sowie anderer großer 
Unternehmungen. 

Jahrzehntelang ist die Londoner City eine Hochburg des Freihandels gewesen. 
So ist es kein Wunder, daß die Veröffentlichung des Manifestes vom 4. Juli 
wie die Explosion einer Bombe gewirkt hat. Ein liberaler Parlamentarier meinte 
indessen, dieses Manifest, das man mit einer Bombe vergleiche, würde für die 
englische Wirtschaft ein Bumerang sein (diese Waffe ist dadurch gekennzeichnet, 
daß sie, wenn das Ziel verfehlt wird, zum Ausgangsort zurückkehrt). Diese 
Charakteristik mag zutreffend sein. Aber England macht sehr kritische Zeit- 
läufte durch, und in solchen Zeitläuften pflegt nur allzuoft das Gefühl den 
Sieg über den Verstand davonzutragen. Und so steht mit ziemlicher Sicher- 
heit zu erwarten, daß in absehbarer Zeit innerhalb des Britischen Weltreiches 
zum mindesten das Vorzugszollsystem einen weitgehenden Ausbau erfahren 
und daß England selbst jedenfalls aus den übrigen Ländern kommende In- 
dustrieerzeugnisse mit Zöllen belegen wird. In dem Heimatlande des 
Freihandels ıst der Schutzzoll auf dem Marsche! 


Der Seeverkehr wichtiger Länder 1913, 1927 bis 1929 I 


(Die mit *) bezeichneten Zahlen stammen nicht aus amtlichen Quellen) 


Insgesamt Davon im Auslandsverkehr 
im Mittel von überhaupt im Mittel von mit Ladung 
Er ER und Ausgang Ein- und Ausgang angekommen abgegangen 
eigene | fremde eigene fremde eigene fremde eigene | fremde 
Flagge Flagge Flagge Flagge 
in 1000 Registertons netto 
' 2 3 a Be a AR 7 EN 
Deutsches Reich 
1913 21254 13593 14290 12 828 13678 12201 11051 6697 
1927 19880 19304 12491 18356 11638 17 702 9859 11685 
1928 21683 20213 14042 19325 13119 18683 11374 12484 
1929*) 43 482 a " ® . S . 
Hamburg-Cuxhaven 
1913 9953 5661 14216 13561 10271 
1927 9099 11541 18591 17536 13920 
1928 9501 11814 19333 18 390 14,622 
1929 10019 12031 20030 19 032 14.985 
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Rotterdam 2 
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1929 21545 . . . . . . 
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1929 . | 20834 - . | . 
: Großbritannien 
1913 . . 46625 | 35780 32393 16772 4o1o1 27718 
1927 102291 39082 56068 34.082 40422 20 168 42363 21197 
1928 105 121 38279 57071 34568 40221 20116 43372 21072 
1929 . . 59062 37837 40748 21954 | 45342 23342 
London 
1913 | . 9246 | 3319 8251 | 3462 6199 | 2092 
1927 26289 19349 17563 10400 
1928 27731 13918 6370 12226 6238 7922 2919 
1929 28774 13 869 6864 12044 6763 8061 3177 
Liverpool : 
1913 | 10g18 | 714 8702 | 673 9088 | 460 
1927 15951 13098 10.290 9567 
1928 16559 1819 1797 8818 1590 8838 674 
1929 17426 12388 1780 9201 1698 | 8647 609 
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Isaiah Bowman: Le Monde Nouveau. Tableau 
General de Geographie Politique Universelle. 
Adapte de l’anglais et mis au courant des 
derniers &vönements internationaux par Jean 
Brunhes. Cent quatre-vingt trois cartes et gra- 


phiques. XV et 623 p. Paris (Payot) 1928. go fr. 
Die französische Geographie unterscheidet sich 
nicht unwesentlich von der deutschen. Ge- 
schlossene Systematik, die selbstverständlich auch 
gepflegt wird, macht nicht ihren Kern aus. Die 
allgemeinen Darstellungen sind durchdrungen 
von dem Essaihaften, anschaulich Beispielhaften. 
Dieser besondere Nachdruck, den die Anwen- 
dung der allgemeinen Lehren erfährt, hat zur 
Schaffung vollendeter Länderkunden geführt, 
zu hervorragenden Darstellungen von Einzel- 
ländern und des Eıdganzen. Zum mindesten 
bis vor kurzem mußte an dieser Stelle die von 
Vidal de la Blache und Gallois herausgegebene 
Geographique Universelle als das unbestritten 
erste länderkundliche Gesamtwerk der Erde an- 
gesehen werden. Ob es der deutschen Geo- 
graphie gelingen wird, den Wettbewerb wieder 
damit erfolgreich aufzunehmen, ist abzuwarten. 
In einzelnen geographischen Disziplinen wieder- 
holt sich dieses Verhältnis zwischen französischer 
und deutscher Geographie in ganz ähnlicher 
Weise. Der deutschen allgemeinen Politischen 
Geographie haben die Franzosen nichts Eben- 
bürtiges zur Seite zu stellen. Auf dem speziellen 
Gebiet haben sie dagegen Vorzügliches zu lei- 
sten verstanden, und mit feinem Instinkt für 
Wesensverwandtes haben sie nach der um- 
fassendsten speziellen Politischen Geographie 
der Erde des Amerikaners Bowman gegriffen. 
Neben der englischen Ausgabe des ameri- 
kanischen Buches „New World“ ist damit — 
allerdings schon 1928 — in der glänzenden 
Übersetzung Jean Brunhes eine französische 


getreten. Eine deutsche ist nicht erfolgt und 
erscheint auch heute schon als überflüssig, weil 
Kjellen-Haushofers „Die Großmächte vor und 
nach dem Weltkriege“ vermutlich bald eine uni- 
versale Ergänzung erfahren werden, die wohl 
nach deutscher Art wieder die gleichmäßige 
Vollständigkeit des Gegenstandes zu bieten ver- 
suchen wird, während das Buch Bowmans mehr 
die politischen Probleme, die aus den politisch- 
geographischen Strukturen erwachsen, betont, 
als daß es die politischgeographischen Struk- 
turen selbst zeichnet. 

Das Buch Bowmans ist darum keine politisch- 
geographische Länderkunde, sondern es steht 
unstreitig dem näher, was wir als Geopolitik 
fassen. Dafür ist das Vorwort an gar manchen 
Stellen selbst Beleg, in dem Jean Brunhes in 
beachtlichen Sätzen zu Worte kommt, Worte 
wie die: „On celebre la ‚paix universelle‘. Nous 
voulons y croire comme äa un mythe voracement 
espere. Helas! la geographie est la avec toutes 
ses verites et toutes ses realites de matieres 
premieres“ enthüllen die Atmosphäre, in der 
das Buch atmet. Sein Inhalt bestätigt das. Er 
setzt sich mit den Problemen kritisierend und 
wegweisend auseinander, die die Neue Welt be- 
herrschen. Notwendigerweise erhält ihre Be- 
handlung hier und dort einen monographischen 
Charakter, wie z. B. bei der Darstellung des 
ganzen britischen Fragenkomplexes, mit der 
Bowman einleitet, und bei der des französischen 
Reiches. Auf Zustimmung der deutschen Geo- 
graphie werden Autor und Übersetzer bei gar 
manchen der dort angeschnittenen Fragen nicht 
rechnen können. Auf solche Kontroversen ist 
aber hier ein näheres Eingehen nicht möglich. 
Die kleineren europäischen Staaten, auch Italien, 


werden nur nebenher und längst nicht im ge- 
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samten Umfang ihrer politischen Problematik 


behandelt. Bei Spanien ist z. B. nur der Nach- 


druck auf die demokratische Bewegung und 
die Diktatur gelegt. Weder der deutsche noch 
der österreichische Fragenkomplex kommt zu 
seinem vollen Recht. Der erstere wird zum min- 
desten nicht geschlossen behandelt. Es folgen die 
Staaten Südosteuropas, des mitteleuropäisch-ost- 
europäischen Zwischengebiets — Polen ist be- 


sonders eingehend dargestellt — und des Bal- 


tikums, schließlich das Russische Reich. Mehr 
als die Hälfte des verfügbaren Raumes ist da- 
mit der Betrachtung der europäischen Welt und 
ihren Einflußsphären gewidmet, die aber zudem 
durch wesentliche Kapitel (Kolonien) des zwei- 
ten Teils verstärkt wird. Konstantinopel, Palä- 
stina, Anatolien, Kurdistan, Transkaukasien, 
Persien, Innerasien, Ostasien (entschieden zu 
wenig erschöpfend!), der Pazifik und Australien 
werden anschließend behandelt. 88 Seiten blei- 
ben für den amerikanischen Kontinent. „Le 
monde nouveau“ ist sicher ein zu umfassender 
Titel für dieses Buch, das geistreich, schein- 
werferartig die politischen Probleme des Erd- 
bilds der Gegenwart beleuchtet, aber diese weder 
erschöpft noch etwa gar versucht, das politische 
Erdbild auf dem Grunde der Entwicklung zu 
skizzieren. Trotz der Einstellung auf die Pro- 
blemstellungen ist es weniger eine Politische 
Geographie der Kräfte als eine Statik, und als 
solche hat es vermutlich das besondere Gefallen 
des französischen Übersetzers gefanden, der sich 
seiner mit Recht angenommen hat. Denn im 
ganzen ist es sicher ein großer Wurf, der es 
gewagt hat, die offenen Fragen aufzuzeigen. 
F. W. Putzgers Historischer Schulatlas. Neue 
Ausgabe mit besonderer Berücksichtigung der 
Geopolitik, Wirtschafts- und Kulturgeschichte. 
Bearbeitet und herausgegeben von Max Pehle 


und Hans Silberborth. ı14 Seiten. Bielefeld 
und Leipzig (Velhagen und Klasing) 1930. 


Max Pehle und Hans Silberborth, Erläute- 
tungen zu Putzgers HistorischemSchulatlas. 
Neue Ausgabe. 102 S. Bielefeld und Leipzig 
(Velhagen und Klasing) 1929. Brosch. —.8o RM. 
Eine der vornehmsten Grundlagen aller Geo- 


politik und Politischen Geographie ist die in den 
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Raum projizierte Geschichte; und der Boden 
aller Geschichte ist die Erde in ihrer vom Geo- 
graphen erkannten Gliederung und den von ihm 
verfolgten Wirkungen auf das menschliche Ge- 
schehen. Diese Erkenntnis hat sich in hoch an- 
zuerkennender Weise der altbewährte, in neuer 
Konzeption vorliegende handliche Putzgersche 
Historische Schulatlas zu eigen gemacht. Er 
beginnt darum nicht mehr mit Palästina und 
der Karte der antiken Welt, sondern mit einer 
Klimakarte und Karten der Entstehungs- und 
Ausbreitungsgebiete der Hochkulturen. Er setzt 
dabei wohl stillschweigend voraus, daß ein guter 
physischgeographischer Atlas in der Hand eines 
jeden Benutzers ist. Trotzdem wäre es wegen 
der engen Kausalverknüpfung der natürlichen 
Gegebenheiten mit der geschichtlichen Bewegung 
und kulturlichen Entwicklung vorteilhaft ge- 
wesen, eine Karte der Pflanzenformationen ein- 
zuschalten. Den mittleren Teil des Atlas nimmt 
die aus den älteren Auflagen bekannte Karten- 
serie ein, die aber um ein paar beachtenswerte 
Kärtchen bereichert ist, z. B. um die Karte der 
geographischen Bedingungen der griechischen 
Geschichte, die Wirtschaftskarte des griechisch- 
orientalischen Kulturkreises, die Karte der Han- 
delswege des Mittelmeers in römischer Zeit und 
die Wirtschaftskarte des römischen Reiches, die 
Wirtschaftskarte von Mitteleuropa um 1500, 
die Karte der mittelalterlichen Handelswege in 
Europa. Der Schluß des Atlas ist dem Weltkrieg 
und den durch ihn verursachten Wandlungen 
mit besonderer Berücksichtigung Deutschlands, 
der politischen Gestaltung der außereuropäischen 
Kontinente, endlich dem Deutschtum im Aus- 
land und dem Völkerbund gewidmet. Man ver- 
mißt die früher beigegebenen Entwicklungs- 
karten der einzelnen deutschen Staaten. Sie sind 
für das politischgeographische Verständnis wich- 
tiger, als die meisten meinen. Dieser kleine, aber 
außerordentlich reichhaltige Atlas verdient allge- 
meine Empfehlung. Seine Benutzung wird unter- 
stützt durch gut geschriebene Erläuterungen, die 
einem weniger in den Ablauf der Geschichte ein- 
geweihten Leser die Lektüre der Kartenblätter zu 
einer schmackhaften Belehrung machen werden. 


HEFT ı0o 


E 


Handbuch der geographischen Wissenschaft, 
herausgegeben von Fritz Klute unter Mitarbeit 
von H. Anger, W. Behrmann, B. Brandt, 
K. Bouterwek, A. Burchard, B. Diertrich, 
H. Dörries, E. v. Drygalski u.a. Mit gegen 
4000 größeren Textbildern und Kärtchen, gegen 
. 300 Farbenbildern und vielen Kartenbeilagen. 

Wildpark-Potsdam (Akademische Verlagsgesell- 

schaft Athenaion). Seit 1929. 

Drei Hefte (Afrika ı, Australien ı, Südamerika ı) 
des etwa seit Jahresfrist in Lieferungen erschei- 
nenden Handbuchs der Geographischen Wissen- 
schaft liegen dem Referenten vor, der aber auch 
die übrigen bisher erschienenen kennt. Es sind 
4 Afrikahefte, 7 Australienhefte und 9 Süd- 
amerikahefte. Da die Zahl der Lieferungen auf 
etwa 140 berechnet ist, ist naturgemäß kein 
Gesamtreferat oder gar ein abschließendes Urteil 
möglich, und die Erwähnung an dieser Stelle 
muß sich auf eine recht warme Empfehlung 
beschränken. Eines kann aber hier ohne alle 
Einschränkung festgestellt werden: Die geo- 
graphische Weltliteratur besitzt kein Werk, das 
dem Leser in wohl kaum übeıtreffbarer An- 
schaulichkeit die Länder der Erde nahezubrin- 
gen vermag. Dafür hat der Herausgeber durch 
die Wahl hervorragender Kenner der einzelnen 
Gebiete, der Verlag durch eine ganz vorzüg- 
liche Bebilderung und reiche Kartenausstattung 
gesorgt. Wer die Länder der Erde in möglich- 
ster Unmittelbarkeit aus der Literatur kennen- 
lernen will, wird zu diesem Werk greifen müssen. 


Sebald Schwarz, Walter Weber, Emil Hin- 
tichs, und Julius Wagner: Erdkundebuch. 
2. Teil) (für Quarta, Unter- und Obertertia) 
8 und 204 $., 4. Teil (für Obersekunda) VI 
u.ı19 $S. Frankfurt a. M. (Moritz Diesterweg) 
1930. 4.40 u. 3 RM. 

Der erste Teil gibt die Geographie des außer- 
deutschen Europas, der Ozeane, der Weltver- 
kehrswege, des Grenz- und Auslandsdeutsch- 
tums und die mathematische Erd- und Himmels- 
kunde, der 4. Teil betrachtet die Erde als Gan- 
zes, den Atlantischen Ozean, die Antarktis, 
Australien, Afrika und gibt Beiträge zur Völker- 
kunde. Es ist schon früher bei der Besprechung 
des Deutschlandteils dieses Erdkundebandes auf 
den Hochstand unserer heutigen Geographie- 
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bücher aufmerksam gemacht worden. Dieses 
Urteil gebührt auch diesen beiden Heften. 
Festschrift für Alfred Philippson zu seinem 

65. Geburtstag, dargebracht von Schülern und 

Freunden. 192 $. Berlin und Leipzig (B. G. 

Teubner) 1930. Geb. 8 RM. 

Zu dieser inhaltreichen, würdigen Festgabe, 
die sie dem Meister der Länderkunde, dem Er- 
forscher des griechischen Mittelmeergebiets und 
dem Geographen seiner rheinischen Heimat dar- 
bringen, haben sich Quelle (Nordostbrasilien), 
Schmieder (Peru), Waibel (Mexiko), Ponten 
(Strophaden), Tuckermann (Drente), Wenzel (Ost- 
rand des rheinischen Schiefergebirges), Gallade 
(Taunussüdrand), Zepp (Rheinterrassen), Stickel 
(Westerwald), Müller-Stiny (Bonn), Nußbaum 
(Schmutzbänderung der Gletscher), Olbricht 
(Entwicklungsgeschichte der Großstadt), Heck 
(Erdkundeunterricht) zusammengefunden. 


Plischke, Hans: Völkerkunde. Kulturen der 
Naturvölker. Sammlung Schauen und Schildern. 
Erdkundliche Lesehefte. Herausgegeben von 
E. Hinrichs. 3. Reihe, Heft 7. 72 S. Frankfurt 
a. M. (Moritz Diesterweg) 1930. —.80 RM. 
Es sind geschickt gewählte Ausschnitte aus 


völkerkundlichen Darstellungen. 


Adolf Günther: Die alpenländische Gesell- 
schaft als sozialer und politischer wirt- 
schaftlicher und kultureller Lebenskreis. 
Mit Beiträgen zur Methodik der Sozialwissen- 
schaften und ı Karte. XXII u. 676 $. Jena 
(Gustav Fischer) 1930. Brosch. 34, geb. 36 RM. 


Es ist der Versuch gemacht worden — so sagt 
der Verfasser selbst — eine soziologische Mono- 
graphie zu schaffen für ein Gebiet, das schon 
für so manche Wissenschaften eine hohe Schule 
gewesen ist. Räumlich begrenzte Soziologie und 
Soziographie ist nur in seltenen Fällen bisher 
geboten worden. Das sichert dem Buch schon 
seine ganz besondere Stelle. Günther geht sehr 
richtig von der tiefen Verwurzelung alles Lebens 
in den Alpen in der Natur des Alpenlandes aus 
und gewinnt damit den Begriff der alpen- 
ländischen Gesellschaft, die ihm ebenso als ein 
„geistig abstraktes Etwas“ wie „real“ erscheint. 
Diese in hohem Grade naturgebundene Einheit 
analysiert der Verfasser nach ihren rein sozialen, 


ec 


.T 


'tiefbohrender, einen Riesenstoff meisternder 
Weise, die freilich bei der Breite der Anlage 
der Gefahrzone des Verfließens gelegentlich sehr 
nahekommt. Des öfteren bewegt sich die Dar- 
stellung auf politischgeographischem und geo- 
politischem Gebiet. Ratzel ist dabei vornehm- 
lich Führer, während die jüngere Literatur die- 


. er 8 * 
ser Nachbarwissenschaften weniger berücksich- 


tigt, meist geradezu vernachlässigt ist, was aller- 
dings bei der Weitschichtigkeit der Literatur 
über die Alpen den Wert des Gesamtwerkes 
nicht beeinflussen kann. Seine vornehmste Grund- 
lage ist auch eine andere; es ist eine unver- 
kennbare Liebe zu den Alpen, die früh von 
dem Verfasser gewonnen und durch die Jahr- 
zehnte gepflegt wurde. Unleugbar ist das Buch 
etwas Eigenes, ist alles andere als das Produkt 
von „Stoffhuberei“, wie der Verfasser einmal 
sagt, und darum geht von ihm hohe Anregung 
aus und bietet es tiefgründigen Aufschluß. 


Agrarprobleme, herausgegeben vom Internatio- 
nalen Agrarinstitut Moskau. Bd. 2, H. 3/4, S. 
409— 716. München (Duncker und Humblot) 
1929. Geh. ı6 RM. 

Aus dem reichen Inhalt seien folgende Unter- 
suchungen genannt: K.Ritter, die eigentlichen 
Ursachen der Weltagrarkrisis; G. A. Studenski, 
Die technische Umwälzung in der amerikani- 
schen Landwirtschaft; A. Markjewitsch, Die 
landwirtschaftlichen Maschinenstationen in der 
UdSSR.; J. Schafir, Das Agrarprogramm der 
Arbeiterpartei Großbritanniens; J. Lewin, Die 
Agrarkrise in Frankreich; A. Schlichter, Der 
arabische Aufstand in Palästina; I. Reißner, Die 
Lehren der Bauernbewegung in Afghanistan; 
Kolumbien und der nordamerikanische 
Imperialismus; D. Baturinski, Die Landansied- 


lung der werktätigen Juden in der Sowjetunion; 


J-n, 


E. Yamada, Die Klassengliederung in der japa- 


4/5 vor 

kommende Geschlecht“. Br E 

Ergebnisse der Forschung. 68 S. Berlin 

Bonn (Ferd. Dümmler) 1930. 3.75BM. 

Die Untersuchung stellt sich die Frage, wie- 

weit die Steuerpolitik an bevölkerungspolitischen 
Zielen orientiert werden kann. Sie kommt zu 
dem Schluß, daß es unbedingt notwendig ist, 
im Rahmen der Steuerpolitik zugunsten der 
Familie das zu tun, was nach dem Grundsatz 
der steuerlichen Gerechtigkeit notwendig und 
angängig ist. Dabei ist am Projekt der Eltern- 
schafts- und Familienversicherung, dem Grund- 


gedanken der bevölkerungspolitischen Zentral- 


aktion, festzuhalten. 


Viktor Grimm: Der Kampf des Bauerntums 
mit der Großstadt. Veröffentlichungen aus 
dem Gebiete der Medizinalverwaltung. 30. Bd., 
H. 3. 1168. Berlin (Richard Schötz). 1930. 
5 RM. 

Die Schrift beschäftigt sich mit dem Problem 
der Bevölkerungsbewegung in der Stadt und 
auf dem Land. 


Hermann Lufft: Kulturformung durch Tech- 
nik und Wirtschaft. 170 S. — Eugen Diesel: 
Völkerschicksal und Technik. ı38 S. — 
Anna und Gustav Lilienthal: Die Lilien- 
thals. 127 S. Sammlung: Wege der Technik, 
herausgegeben von Eugen Diesel und Karl 
Pe Stuttgart und Berlin (J. G. Cotta) 
1930... 


Das Verhältnis von Technik und Wirtschaft 
zur übrigen Kultur ist das Problem des weg- 
weisenden ersten Buches. Die zweite Schrift 
weist die Merkmale der maschinentechnischen 
Zeit im Vergleich zu den früheren Perioden 
auf. Das dritte ist eine Biographie der Lilien- 
thals, deren Schicksal von dem Wunsche diri- 
giert wird, fliegen zu können. 


Verantwortlich sind: Professor Dr. K. Haushofer, München O 27, Kolberger Str. ı8 / Professor Dr. E. Obst, Hannover, 


Alleestraße ı8 / Professor Dr. Maull, Graz, Hilmteichstr. 23 / Verla 


g: Kurt Vowinckel Verlag G. m. b. H., Berlin- 


Grunewald, Hohenzollerndamm 83 / Druck: Spamersche Buchdruckerei in Leipzig / Alfa-Papier von E. A. Geese 
Berlin SW 68 en. 
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00. Mitteilungen des Verlages 


Das Register zum Jahrgang 1930 wird dem Dezemberheft beigefügt ; Dis kansküine 
Gründen muß es allen durch die Post zur Versendung kommenden Heften bei- 


: gelegt werden. Die Berechnung erfolgt in folgender Weise: 
3 1: Wer die ne ach an Dean ee a 
i ihr im Dezember vorgelegt, entscheidet dann, ob er es beziehen will, und zahlt an die 


2. Wer die „Geopolitik“ durch die Post oder direkt vom Verlag bezieht, erhält das 
Register zusammen mit dem 4. Quartal berechnet. Wenn er das Register beziehen 
will, überweist er M. 7.—, sonst nur den Quartalsbezugspreis von M.6.—. Im letzteren 
Fall sendet er dann das Register im Laufe des Dezember an den Verlag zurück. 


An alle Schreibenden - und wer braucht in jetziger Zeit sich nicht dazu au rechnen - 
richtet sich eine Kundgebung des Original- Tintenkuli, die diesem Blaii beiliegt, 
Fr ist ein Mittelding zwischen Füllhalter und Bleistift, d.h. er schreibt wie letzterer, 
aber mit flüssiger Tinte. Die beiliegende originelle und liebenswürdige Tintenkuli- 
Drucksache der Firma/Tiku, Handels G. m. b.H., Hamburg-Altona, Donnerstr, 5, 
wird den Lesern unseres Blattes zur Beachtung empfohlen. 
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Neu erschien 


Geopolitischer Geschichtsaflas 


herausgegeben und bearbeitet von 
Dr. Franz Braun und A. Hillen Ziegfeld 
240 Karten auf 100 Tafeln. Ganzleinen gebunden M 16. 


Weltgeschichte im Aufriß 


auf geopolitischer Grundlage 
herausgegeben von 


Dr. Franz Braun und A. Hillen Ziegfeid 
332 Seiten. Ganzleinen gebunden M 7.60 
Beide Telle zusammen bezogen M 20.— 


Für jeden, der sich für Geschichte, geschichtliche Entwicklung und Politik inter- 
essiest, bringt diese Neuerscheinung reiche Anregung und vertiefende Einsicht. 


a Eroberer } Rote un 
Mais. Anika | Base 1 le a 


reich / Eine kolontalgeographische Studie / | | "inen M, 4.80 (statt M. 8.50), kartoniert‘ 
"u 


u ya, M. 2.90 (statt M.4.80) 
Haushofer, Kar! / Grenzen in Ihrer geo- Obat. Eich Falcon vn Da We 
und politischen Bedeutung / &° / | Einegeopolitisch-weltwirtschaftlicheStudie/ 
XViund3448elten/32 KartenundSkizzen/ | Großoktav / XVi und 350 Selten Text, 
Leinen M. 9.75 (statt M.18.—) 54 Textzeichnungen und 15 weltwirtschaft- 


Köhn, Hans / Geschichte der nationalen Be- | !iche Tabellen Im Anhang / Leinen M.22. 


wegung Im Orlent / Großoktav / XVI und | (statt M. 36.—), kartoniert M. 18.— 


Verlangen le kostenlose Zusendung unserer Intereizenkarte 
und der Bibilographie „Das Polltische Buch 


BUCHVERTRIEB-GESELLSCHAFT m.b-H.lAntiquartatsabteilung 
Berlin- Schmargendorf / Postfach 


Geopofitische Beispiele 


aus der Geschichte,  <lementar. und 

faßlich dargestellt, mit 84 Karten und 

Skizzen Allustriert, eine glänzende geopolitischer Arbeiten aufzustellen, ist 
Einführeng in geopolitisches Denken: das Ziel der 


JAHES FAIRGRIEVE BAUISTEINE 
GEGGRAPHIE UND ZUR GEOPOLITIK 


WELTMACHT Von Karl Haushofer, Erich Obst, 
Fine Einführımg in die Geopolitik Hermann Lautensad, Otto Maul 
Geleitwort von Karl Haushofer INHALT: Vom Werden und Wesen 


„0. wirklich eine glänzende Einführung der Geopolttik / Haushofer, Grund- 


a la Wesen und Ziele der Geopolitik — 
in die Geopolitik, ein geopolitisches he eUintersuchungen/ 
Handbuch aus der Praxis für die Praxis, w a. Obst, Geopolitische Leitlinien des 
Das tahaltlih ‚so: klare Buch! bietet europäischen. Rußland — Lautensacd, 
allen Lesern vielseitigste und nachhal- Mittelmeere als geopolit. Kraftfelder — 
tendste Anregung, nicht xuletzt dem Geopolitik und Praxis /u. a Hau=- 
Lehrer in Geographic und Geschichte, % hofer, Geopolitik und Kaufmann — Maull, 
(B, Blätter für das Gymnastalschulwesen) Politisch-geograph. und geopolit. Karten. 


8°, 464 Setien, 84 Karten, Leinen M.IL- 8°, 347 Seiten, 20 Karten, Leinen M. 7,50 


KURTVOWINCSKEL VERLAG GNBN. 


